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Die  Mcassregeln,  welclie  bestimmt  sind,  der  Flnanzverwaltimg  Oesterreichs 
eine  neue  Ordnung  zu  geben,  haben  jetzt  eine  definitive  Gestalt  gewon- 
nen. Es  liegt  in  der  Natur  solcher  Massregeln , dass  sich  zuerst  dasjenige 
gleichsam  herauslöst  aus  den  Verhältnissen  und  Bestrebungen,  was  man 
das  herrschende  Princip  derselben  nennt,  und  dass  erst,  wenn  dieses  sich 
Anerkennung  verschaft’t  hat,  zur  Ausführung  im  Einzelnen  übergegangen 
wird.  "Wir  behalten  uns  vor,  seiner  Zeit  diese  einzelnen  Punkte  genauer  zu 
betrachten.  Jenes  Princip  selbst  aber  greift  so  tief  in  alle  Verhältnisse  hinein, 
und  hat  eine  so  ausserordentliche  Tragweite,  dass  es  sich  in  der  That  der 
Mühe  lohnt,  es  In  seinem  ganzen  Ehnfange  in’s  Auge  zu  fassen. 

Wir  halten  vor  allen  Dingen  dabei  an  einem  Satze  fest.  In  einer  Zeit, 
wie  der  unsrigen,  darf  es  für  eine  Macht,  welche  die  Stellung  einer 
Grossmacht  einnimmt,  keine  Dimensionen  geben,  die  zu  gross  für  die 
Auffassung  ihrer  Stellung  und  ihrer  Verhältnisse  wären.  Für  eine  Gross- 
macht kann  nur  das,  was  an  diesen  höchsten  Standpunkt  hinanreicht, 
zugleich  einen  dauernden  und  einen  allgemeinen  Werth  haben.  Das  gilt 
für  die  äussere  Politik,  das  gilt  für  Verfassung  und  Verwaltung,  das  gilt  auch 
für  die  Finanzen.  Die  Finanzen  sind  die  materiellen  Bedingungen  für  die 
Verwirklichung  der  geistigen  Forderungen,  welche  das  Wesen  einer  solchen 
Macht  beständig  auf’s  neue  an  dieselbe  stellt.  Die  Möglichkeit  mit  jenen  zu 
vollziehen,  was  diese  vorschrciben,  ist  die  Möglichkeit  überhaupt,  die 
Stellung  zu  erhalten,  welche  eine  solche  Macht  besitzt.  Die  Schwäche  jener 
Mittel,  wie  Ihre  Stärke,  sind  in  solchen  Fällen  nicht  bloss  finanzielle 
Zustände , sondern  sie  werden  zu  mächtigen  Factoren  der  Geschichte. 
Und  in  der  Tliat  lässt  cs  sich  nicht  verkennen,  dass  schon  jetzt  die  höher 
stehende  öffentliche  Meinung  in  Europa  alle  grossen  finanziellen  Be^yegungcn 
wesentlich  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  auffasst. 

Wir  unsererseits  stehen  keinen  Augenblick  an,  die  Folgerungen  dieser 
Sätze  für  Oesterreich  im  Allgemeinen,  für  die  Gesammtheit  der  gegenwär- 
tigen Massregeln  im  ßesondern  zu  aeceptiren.  Wir  meinen  nicht  der  rein 
finanziellen  Auffassung  damit  ihr  eigenthümliches  Recht  zu  beschränken. 
Im  Gegentheil  glauben  wir,  dass  wir  ihr  nur  den  Weg  bahnen  zum  Ver- 
ständniss  ilires  Zusammenhanges  mit  den  übrigen  Elementen  des  Staats- 
lebens, denn  in  der  That  ist  es  dieser  Zusammenhang,  der  bei  den  mei- 
sten Bereclinungen  finanzieller  Ereignisse  nur  zu  oft  gefährdet  erscheint. 
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Xan  ist  gCAvolmt  worden,  finanzielle  Massregeln  ausschliesslich  als  Gcld- 
g ;schäfte  zubeurtheilen.  Man  ist  daran  gewohnt  worden,  weil  dieselben  für  die 
E underttaiisende  von  einzelnen  Capitalisten,  welche  direct  oder  indircct  sich 
d trän  bctliclligeu,  Avirklich  nur  Geldgeschäfte  sind.  Es  gibt  aber  Zeiten,  in 
d aien  die  höhere  Natur  des  Finanzwesens  sich  fast  unwiderstehlich  für  jeden 
Eenkendcn  Bahn  bricht.  Eine  solche  Zeit  ist  die  gegenwärtige;  und  für 
C esterreich  insbesondere  ist  sie  es  in  doppeltem  Masse. 

Versuchen  wir  es  daher,  in  möglichster  Kürze  die  allgemeine  Lage  der  | 

E [nge  zu  bezeichnen,  aus  Avelchcr  die  gegenAvärtigen  Finanzmassregcln  hei’-  I 

V'U'gegangen  sind,  und  durch  welche  sie  verstanden  werden  müssen.  i 
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Die  bisherige  Finanzlage  Oesterreichs  ist  bekanntlich  das  Resultat  einer 
3sc]ilchte , die  mit  der  ersten  Noten  - Emission  unter  Maria  Theresia 
ginnt,  und  die  sich  in  zAvei  grosse  Epochen  abtheilcn  lässt,  welche  ihrem 
nfange  nach  zAvar  sehr  A'crschicden,  ilircm  Inhalte  nach  aber  sehr  ähnlich 
id.  Wir  Averden  aus  der  Finanzgeschichte  dieser  beiden  Epochen  hier 
ir  so  viel  anführen,  als  notliAvendig  ist,  um  die  neueste  Ordnung  der  Dinge 
ir  zu  madien. 

Die  erste  Epoche  geht  A’om  A^origen  Jahrhundert  bis  zum  Jahre  1848. 
ist  viel  über  dieselbe  geschrieben  Avorden;  man  kann  avoIiI  sagen,  dass 
ssenschaftlich  und  auch  rechtlich  die  Resultate  dieser  Epoche  als  abgemacht 
d festgestcllt  anzuschen  sind.  Diese  nun  sind,  soAveit  sie  unseren  Gegenstand 
tretfen,  folgende  : 

Der  Staat  griff  seit  den  grossen  französischen  Kriegen,  um  sein 
‘ficit  zu  decken,  zu  dem  Mittel  der  Zettel-Emission,  A\'as  natürlich  eine  sehr 
osse  EntAverthung  dieser  Zettel  zur  Folge  hatte.  Um  den  verderblichen 
ifiüssen  dieser  EntAverthung  ein  Ende  zu  machen,  errichtete  er  die  National- 
nk,  AA'elche  jene  Staatsnoten  gegen  Banknoten  einzog,  zu  dem  festen 
urse  A'on  250  zu  100  Banknoten,  und  dabei  die  Verpfliclitung  hatte, 
■sc  ilirc  Banknoten  beständig  gegen  Silber  cinzulauschen,  so  dass  diese 
iize  Operation  in  der  That  nichts  anderes  war,  als  ein  Rückkauf  der  alten 
ttel  gegen  neue  mit  Pari-Cours  zu  Silber. 

Diese  Verpflichtung  konnte  die  Bank  um  so  Aveniger  aus  eigenen  Mitteln 
Lilien,  als  die  Grundlagen  jener  Operation  keinesAvegs  AA^ederfür  den  Staat 
listig  Avaren,  noch  auch  eine  richtig  A^crtheilte  Entschädigung  für  den  durch 
Werthlosigkeit  der  Staatszettcl  erlittenen  Verlust  enthielten.  Der  Staat 


AA*<*r  daher  gezAAumgen  Anlehen  zu  machen,  und  diese  Anlehen  ganz  oder 
zun  Theil  der  Bank  zu  übei’AA'oisen,  damit  sie  mit  dem  Betrage  dieser 
Al  liehen  in  der  regelmässigen  Einziehung  der  alten  Zettel  und  der  Tilgung 
de  ‘Zettelschuld  fortfahren  könne.  Dies  ist  der  Hauptgrund  für  die  Entstehung 
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der  einzelnen  grossen  und  kleinen  Anlehen,  Avelche  der  Staat  seit  1813 
gemacht  hat.  Freilich  Avar  dabei  auch  stets  das  Deficit,  in  Avclchem  sich 
die  Finanzen  befanden,  mitAA'Irkend,  so  dass  meistens  die  Bank  und  die 
Finanzen  sich  in  die  Anlehen  theilten. 


Ohne  auf  das  Einzelne  cinzugehen,  Avas  hier  nicht  von  V Iclitigkcit  ist, 
bestand  das  Gesammtergebniss  dieser  Operation  in  lolgcndem: 

Durch  die  Einziehung  der  alten  ontAvertheten  Zettel  und  Ilinaiisgabc 
von  Banknoten,  die  beständig  eingCAvechsclt  Averden  konnten,  Avard  das  neue 
Papiergeld,  eben  diese  Banknoten,  mit  Silber  Pari  gehoben. 

Durch  die  Unterstützung  der  Bank  A’on  Seite  des  Staates  A'crmöge 


seiner  Anlehen  AA^ard  die  Staatsschuld  bedeutend  A'ermchrt. 

* Der  Rest  der  Verpflichtungen  gegen  die  Bank  aus  der  Einlösung  der 
alten  Zettel  ward  zusammengefasst  in  eine  Schuld  des  Staates  an  die  Bank, 
und  die  Abzahlung  dieser  Schuld  Avard  in  regelmässigen  bestimmten  Raten 
auf  die  Staatseinkünfte  angeAviesen. 


Um  eine  Vorstellung  von  der  ungeheuren  Aufgabe  zu  geAvinnen,Avelche 
der  österreichische  Staat  durch  die  Kriegszcit  überkommen  und  die  er  seit  1816 
mit  einer  grossartigen  Consequenz  gelöst  hat,  bemerken  Avir  hier  nur,  dass 
die  Schuld  nicht  Aveniger  betrug  als  678,7U0.U00  fl.  Wiener -Währung.  Der 
Rest  der  Forderung  der  Bank  für  die  durch  sic  beAA'irkten  Einlösungen  be- 
trägt gegciiAAÜirtig  noch  circa  60  Millionen  Gidden;  die  Summe  der  jährlichen, 
fest  bestimmten  Abzahlung  ist  steigend  A'on  3 bis  5 Millionen.  Die  Katen 
AA'crden  regelmässig  bezahlt,  so  dass  dies  g’anze  Geschäft  als  ein  Aollkominen 
<>'eordnctes  aiureschcn  AA*erden  muss  und  seiner  Abwicklung  ohne  alle  StÖiung 
entgegen  geht,  mithin  die  erste  grosse  Epoche  bis  1848  als  abgeschlossen 

betrachtet  Averden  kann. 
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II. 

Die  zAveite  Epoche  beginnt  mit  dem  Jahre  1848.  Auch  hier  muss  alles 
Einzelne  einer  besondern  eingehenden  Darstellung  A'orbehalten  AA^erden.  Im 
Grossen  und  Ganzen  aber  ist  auch  diese  Epoche  sehr  leicht  A^erständlich,  da 
sie  g'anz  denselben  Charakter  aa’Ic  die  A'oiige  hat. 

Bei  den  furchtbaren  Störungen,  AA'clche  das  Jahr  1848  in  finanzieller 
Beziehung  in  ganz  Europa  brachte , entstand  auch  für  Oesterreich  die 
NotliAvendlgkeit,  an  Mittel  für  die  Befriedigung  der  finanziellen  Bedürfnisse 
zu  denken.  Für  diesen  ZAA’Cck  gab  cs  nur  zaa'cI  V ege.  EntAvedei  man 
musste  Anlehcn  contrahiren,  oder  mau  musste  Zettel  emittlren.  Einen  dritten 
W eg  gab  es  nicht. 

Es  Avird  hier  keiner  Darstellung  bedürfen,  AA’esshalb  man  in  jener  Zeit, 
Avo  sich  aller  Capitalisten  ein  panischer  Schreck  bemeistert  hatte,  Anstand 
nahm,  Capitalicn  zu  suchen.  Es  ist  AA'ahr,  dass  die  Emission  \'on  Zetteln 
zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  durch  das  Sinken  des  V erthes  dieser 
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Zeitein  sehr  tlieucr  zu  stehen  kam.  Es  ist  aber  auch  nicht  zu  übersehen, 
das  3 die  Contrahirung  von  Anlehen  nur  unter  Bedingungen  hätte  stattfinden 
küinen,  die  vielleicht  noch  schwerer  gewesen  wären.  Es  darf  ferner  nicht 
vci -essen  werden,  dass  die  Noth,  in  welche  die  Bank  damals  kam,  keines- 
wegs bloss  die  Verhältnisse  des  Jahres  1848  zur  einzigen  Ursache  hatte.  Es 
ist  im  Gegentheil  schon  oft  und  mit  allem  Nachdruck  darauf  hingewiesen 
wo  den , wie  das  ganze  Gebrechen  der  Wiener  Bank , namentlich  ihr  Fest- 
hai en  an  einem  Disconto  von  4<>/o  zu  einer  Zeit,  wo  alle  übrigen  Banken 
Eu  opas  ihr  Disconto  auf  5 und  sogar  6 »/o  erhöht  hatten , dieselbe  in  eine 
hödist  gefährliche  Lage  versetzt  hatte.  Schon  Tegoborski  hatte  mit 
ricl  tigern  Blick  und  eingehender  Sachkunde  diesen  Punkt  in  der  Verwaltung 
des  Disconto-V  esens  der  Bank  nachdrücldich  berührt,  aber  man  hatte  diV 
Sac  he  nicht  für  so  bedenklich  angesehen,  und  Niemand  konnte  eine  Katastrophe, 
wie  die  von  1848  vorher  für  Avahrscheinlich  halten.  Und  noch  wäre  vieles 
vor  iiieden  worden,  wenn  man  die  Suspension  der  Zahlungen  in  Silber  gleich- 
zeit  g mit  der  Pariser  Bank  angeordnet  hätte.  Aber  man  Hess  das  Silber 
abfl  essen,  und  schloss  den  Canal  erst  bei  einer  sehr  gefahrdrohenden  Ebbe. 
Die  holge  war  natürlich  eine  ernste  Verwicklung  der  Bankverhältnisse,  und 
diese  ward  noch  tiefergehend,  als  man  später  auf  d(>n  alten  Weg  zurück- 

kan  , das  ausser  den  Banknoten  im  Bciche  umlaufende  Pajn’ergeld  des  Staates 
■\^  IG  Icr  durch  die  Bank  oinlöson  zu  lassen. 


Die  Aufgabe  war  auch  diesmal  an  sich  genau  dieselbe,  wie  in  dem 
zweiten  Jahrzehent  unseres  Jalirluinderts.  Man  wollte,  ein  Papiei-o-cld  — 
das  Papiergeld  der  Bank  - an  die  Stelle  der  vielfachen  Papicrschelne  stel- 
len, und  dann  die  Bank  in  den  Stand  setzen,  allmählich  dies  Bankpapier  oder 
die  BanknoKn  wieder  gegen  Silber  einzulösen.  Die  Identität  dieses  Planes 
mit  demjenigen  der  ersten  Epoche  musste  natürlich  im  Wesentlichen  auch 
die  Identität  der  Mittel  erzeugen.  Und  so  sehen  wir  eine  fast  überraschende 
Gle  chartigkeit  in  dem  Verfahren  der  Einanzverwaltung  der  Bank  gegenüber. 
Um  der  Bank  die  Mittel  zur  Aufnahme  ihrer  Zahlungen,  das  ist  also  zur 
Luc  Verstattung  dos  in  der  Form  derPicichsschatzseheine  gemachten  Anlehens 
zu  f eben , wurden  drei  grosse  Massregeln  ergriffen. 

Die  erste  dieser  Massregeln  war  die  Emission  der  noch  nicht  ausgegebenen 
Ban  vactien,  welche  bekanntlich  last  die  Hälfte  der  ursprünglichen  Summe  von 
100  000  betrug^  Sie  vermehrte  allerdings  das  Capital  der  Bank,  aber  sie 

kon  itc  auch  nicht  entfernt  den  gesteigerten  Anforderungen  der  Finanzver- 
Aval  ung*  an  die  Bank  genügen. 

Das  ZV  eite  Mittel  hatte  einen  ganz  andern,  weit  grossartigeren  Cha- 
i\akt3r.  Das  Capital,  dessen  die  Bank  bedurfte,  um  durch  Aufnahme  ihrer 
-.a  ungen  die  Schuld  des  Staates  zu  tilgen,  war  ein  so  grosses,  dass  man 
durc  h che  gewöhnlichen  Anlchen  durchaus  nicht  im  Stande  war,  es  herbei- 
zusc  liaftcn.  Da  fasste  die  Regierung  den  Plan,  ein  Anlehen  von  der  Nation 
zu  ( rlangeii.  Man  weiss,  mit  Avelchem  Eifer  das  Volk  den  Erwartungen 


seines  Kaisers  entsprach.  Zum  erstenmal  brachte  die  Gesammtheit  des 
Volkes  ein  Opfer,  das  an  Grösse  nicht  minder  als  an  Bereitwilligkeit  seines 
Gleichen  suchte.  Lhid  dies  Nationalanlchen  ward  nunmehr  die  erste  Grund- 
lage für  die  Herstellung  der  A'^aluta,  oder  für  die  Rückzahlung  der  Schuld. 

Allein  es  begleiteten  diese  ausserordentliche  und  glänzende  Anstrengimg 
zwei  Umstände,  welche  einen  definitiven  Erfolg  durch  dieselbe  Avenigstens 
nicht  auf  einmal  möglich  machten.  Der  erste  Umstand  lag  in  der  Natur 
des  Anlehens  selbst.  Es  konnte  nur  ratenweise  eim-ezahlt  werden,  und 
die  Ergebnisse  dieser  Einzahlung  oder  die  Rückzahlung  der  Zettelschuld 
des  Staates^  mit  ihr  die  Herstellung  der  Valuta^  musste  daher  auch  nur  als 
eine  successive  erscheinen.  Wichtiger  noch  Avar  der  Gang  der  orientalischen 
VerAA'icklungen  j der  die  österreichischen  Finanzen  zu  ganz  ausserordent- 
lichen Anstrengungen  zAA'ang,  Es  kam  mithin  darauf  an  ^ mit  dem  Natioual- 
anlehen  eine  zAvelte  nicht  minder  umfassende  Massregel  zu  verbindeUj 
durch  Avelche  der  Staat  in  den  Stand  gesetzt  Avard^  den  augenblicklichen 
Bedürfnissen  die  Spitze  zu  bieten,  und  zugleich  eine  möglichst  bedeutende 
Masse  von  Silber  iii’s  Land  zu  ziehen.  Diese  Massregel  Avar  der  Verkauf 
der  Eisenbahnen, 

Beide  letztere  Massregeln  erreichten  von  den  beabsichtigten  ZAvecken 
den  Einen,  AvUhrend  sie  den  ZAveiteu  nicht  vollständig  und  nicht  sogleich 
erreichen  konnten.  Das,  was  unter  den  obAvaltenden  Umständen  unmöglich 
Avar,  Avar  die  Wiederaufnahme  der  Zaiilungon  der  Bank;  das  Avas  dagegen 
erreicht  AA'urde,  Avar  die  definitive  Litjiiidirung  der  zAveiten  grossen  Zettel- 
schuldenmasse, Avelche  der  Staat  der  Bank  übertragen  hatte,  und  die  aus 
den  Jahren  der  inneren  Kriege  herstammte.  Dadurch  nun  schloss  sich  diese 
Epoche  in  ganz  ähnlicher  Weise  Avie  die  frühere  ab,  und  wir  können  jetzt 
das  Ergebniss  derselben,  gerade  Avie  bei  jener,  in  eine  kurze  Darstellung 
zusammenfassen. 

Von  der  Summe  dos  auf  die  obige  Weise  entstandenen  neuen  Staatspapler- 
gcldcs  AA'urden  von  der  Bank  147  Millionen  in  der  Weise  übernommen,  dass 
dieselbe  dieses  Pa2)Icrgcld  einzog,  und  statt  desselben  Banknoten  ausgab. 
Diese  Banknoten  sollte  sie  natürlich  cinlösen,  und  zAvar  konnte  es  nicht 
bloss  im  Allgemeinen  darauf  aukomnien,  diese  Einlösung  als  PHicht  und 
Aufgabe  anzuerkennen , sondern  cs  musste  bei  der  grossen  Gefahr,  mit 
Avelchcr  das  ninaufgehen  der  Valuta  drohte,  ein  bestimmter,  den  Verhält- 
nissen geAvachsener  Plan  aufgestellt  Averden.  Dieser  Plan  bestand  seinem 
Principe  nach  darin,  dass  man  die  Mittel,  Avelche  die  oben  angeführten  Mass- 
regeln  darboten,  zur  Herstellung  des  richtigen  Vcidiältnisscs  zAvischen  Papier 
und  Silber  zu  benützen  beschloss.  Lhid  zAvar  geschah  dies  in  folgender  Weise. 

Zur  Deckung  jener  Zettelschuld  a'ou  147  Millionen  Avar  vor  allem  das 
Nationalanlehen  bestimmt  Avorden.  Diese  Bestimmung’  Avard  nun  so  aus- 
geführt,  dass  gleich  nach  geschehener  Subscription  des  Nationalanlehens 
ein  Theil  desselben  der  Bank  zur  Tilgung  jener  Zettelschidd  überAA’iesen 
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A\iu-le.  Davon  waren  bis  zum  1.  November  1855  Im  Ganzen  9o  Millionen 
bar  eIn<?eflossen , und  ihrer  Bestlmmunp:  gemäss  verwendet.  Ausserdem 
wur  len'  der  Bank  aus  den  Zolleinkiinften  10  Millionen  fl.  m Silber  zu 
den  gleichen  Zwecke  entrichtet,  so  dass  die  Gesammtsumme,  welche  au 
diese  Weise  von  den  schuldigen  147  Millionen  in  diesem  Augenblick 
wir]  dich  getilgt  ist,  im  Ganzen  105  Millionen  fl.  beträgt.  Es  restiren 
den  nach  noch  42  Millionen  von  jener  grossen  Schuld  der  zweite  Epoche, 
weldie,  dem  ursprünglichen  Plane  des  Nationalanlehens  gemäss, 
das  .clbe  ihre  Deckung  erhalten  hat.  Denn  gleichwie  die  Zettelsdmld 
vor  1848  ihre  normative,  vertragsmässige  Tilgung  m der  jaludichen 
Ab  lahlung  von  3 bis  5 Millionen  findet,  so  findet  die  letztere  Schuld 
vor  42  Millionen  ihre  Abzahlung  einfach  in  den  Terminen,^  m welchen  c le 
Sul  scriptlonen  des  der  Bank  überwiesenen  Theiles  des  Nationalanlehens 
ges  flzlich  elnlaufen.  Die  zweite  grosse  Epoche  der  üsterreichischen  Zettel- 

Tch  üd  Ist  daher  ebenfalls  als  beendet  anzusehen.  , • 

In  der  That  wird  jeder  Fachkundige,  wenn  er  einen  vorurtheilsfreien 

Bli  'k  auf  dasjenige  wirft,  was  auf  diese  Weise  von  1848  bis  Ende  18ö4  von 
dei  österreichischen  Finanzverwaltung  gelcLstet  worden  ist,  demselben  seine 
An  n-kennung  nicht  versagen  können.  Selbst  zur  Zeit  dei-  N apoleomschen 
Kr  ege  war  Oesterreich  nicht  so  hart  getroften,  wie  in  den  Jahren  1848  und 
18-  9.  Was  es  an  Ilülfsmitteln  In  dieser  Zeit,  wo  es  zwei  furchtbare  Kriep 
ziulelch  bestand,  einerseits  entbehren  musste,  un.l  was  es  andererseits 
dei  noch  wirklich  zu  verbrauchen  gezwungen  war,  ist  mit  dem,  was  am  ere 
emopäische  Staaten  aus  jener  Zeit  aiifziiwclsen  haben,  gar  nicht  m 
VcnOeich  zu  bringen.  Als  die  Kriege  siegreich  beendet  waren,  begann 
iere  neue,  grossartige  innere  Umgestaltung,  welche  dazu  bestimmt  war,  die 
Brsis  einer  neuen  Geschichte  zu  bilden.  Dies  alles  In  einer  Zeit,  wo  in  ganz 
Eiropa  die  Angst  der  Geldinhaber  die  Capitallcn  unerreichbar  machte.  Es 
wir  zwar  gewiss,  dass  Oesterreich  irülfsipicllen  genug  hatte,  um  auch  noch 
issere  Dinge  für  die  Zukunft  bewältigen  zu  können.  Allein  cs  galt  eben 
den  Aimenbllck  zu  helfen.  Und  das  In  einer  Zeit,  wo  Ungarn  verwüstet, 
di.)  dcutsThen  Länder  gedrückt,  die  italienischen  zerfahren  waren,  wo  Handel 
urd  Industrie  in  ganz  Europa  darnieder  lag.  Und  dennoch  gelang  das,  was 
mal  wollte,  soweit  es  In  menschlicher  Kraft  lag.  Die  obigen  Massregeln 
btsvältigten  den  Druck,  der  auf  dem  Notcncredit  ruhte.  Das  Agio  ging 
zurück,"  das  Vertrauen  siegte,  die  Ordnung  nahte,  und  mit  diesm  zweiten 
E].oche  wäre  der  Zettelsehuld  und  Zettelnoth  durch  die  vereinte  Kraft 
VC  11  Regierung  und  Volk  abgcholfen  gewesen,  wenn  nicht  von  aussenher 
Fi  ctoren  hineingegritfen  hätten,  die,  wenn  auch  nicht  ausserhalb  mensch- 
liihcr  Berechnung,  so  doch  ausserhalb  menschlicher  Kratt  lagen. 
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III. 

Während  nämlich  dies  alles  geschah , gingen  die  gi'ossen  europäischen 
Verliältnisse  ihren  Gang.  Der  Kideg  -ward  immer  ernster,  und  die  Frage 
nach  dem  Frieden  nahm  immer  grössere  Dimensionen  an.  Immer  schwerer 
ward  die  Aufgabe  Oesterreichs.  So  grossartig  auch  die  bisherigen  Massregeln 
gewesen  waren,  so  trat  in  dieser  Lage  der  Dinge  dennoch  ihr  eigentlicher 
Charakter  allmählich  mehr  und  mehr  zu  Tage,  und  mit  jener  instinctartigen 
Sicherheit,  die  namentlich  dem  grossen  Geldverkehr  eigen  ist,  sprachen  auch 
die  Cours-  und  Werthverhältnisse  ihr  ürtheil  über  dieselben  aus.  Sie  waren 
nicht  ausreichend.  Um  die  ganze  Bedeutung  dieses  Satzes  zu  verstehen,  um 
die  wahrhaft  immense  Aufgabe,  die  aus  einer  plötzlichen  Cumulirung  aller 
einzelnen  inneren  und  äusseren  Aufgaben  Oesterreichs  entsprang,  in  ihrem 
ganzenUmfange  zu  würdigen,  bemerken  wir  nur,  dass  bei  einer  sehr  strengen 
Sparsamkeit  dennoch  die  steigende  Summe  der  regelmässigen  Einnahmen 
nicht  nur  verbraucht,  und  die  Einnahmen  aus  den  der  Bank  nicht  über- 
wiesenen Subscriptionen  des  Xationalanlehens  nicht  nur  consumirt  wurden, 
sondern  dass  auch  dies  nicht  ganz  ausreichte.  Diesem  Steigen  des  Bedarfs 
gegenüber  genügten  selbst  die  ausserordentlichen  Anstrengungen  der  letzten 
Jahre  nicht.  L^nd  zwar  nicht  bloss  darum  nicht,  weil  ihre  Summe  zu  gering 
blieb,  sie  konnten  es  auch  desshalb  nicht,  weil  sie  allerdings  wohl  die  Mög- 
lichkeit boten,  eine  einmalige,  wenn  auch  noch  so  grosse  Schwierigkeit  zu 
überwinden;  sie  trugen  aber  nicht  die  Fähigkeit  in  sich,  neuen  Bedürfnissen 
zu  begegnen.  Die  Lage  der  Sache  aber  in  ganz  Europa  war  auch  für  die 
einfachste  Erkenntniss  der  Art,  dass  die  Aufgabe  der  Grossmächte  überhaupt, 
und  Oesterreichs  insbesondere,  einem  fortschi'eitendenDimensionen  wachsende 
werden  musste.  Kein  Verständiger  konnte  sich  die  Unvermeidlichkeit  dieser 
Aufgaben  verhehlen.  Die  Regierung  natürlich  am  wenigsten,  sie  musste  auFs 
neue  das  durch  die  übenvältigenden  Anforderungen  entstehende  Deficit 
decken. 

So  entstand  denn  nun  eine  neue  Serie  von  Operationen.  Die  Regierung 
hatte  bei  der  Bank  bereits  in  früherer  Zeit  mehrere  kleine  Schulden  contrahirt. 
Die  Nothwendigkeit  einer  bestimmten  und  klaren  Ordnung  des  Schulden- 
Avesens  aber  machte  es  AvünschensAverth,  dieselben  in  einen  grossen  Posten 
zusammenzuziehen,  um  einheitliche  Massregeln  zu  ihrer  Deckung  zu  finden. 
Bei  dieser  Zusammenziehung  ergab  sich  eine  Schuld  von  71yo  Millionen 
Gulden , auf  Avelche  durch  einzelne  Abzahlungen  nur  noch  ein  Rest  von 
55  Mülionen  verblieb. 

Die  Regierung  hatte  ferner  auf  die  Zuflüsse  von  dem  Nationalanlehen 
eine  Schuld  von  80  Millionen  bei  der  Bank  contrahirt,  die  als  Vorschuss  auf 
diese  Erti’ägnisse  eingeschrieben  Avaren. 
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Endlich  h.attc  die  Regierung  bei  der  Bank  gegen  statutenmässige  Depo- 
si  cn  eine  Summe  von  20  ^Millionen  bei  der  Darlclienscasse  der  Bank  aufge- 
m mmen,  eine  Summe,  welche  In  den  95  51illionen  Bankvorschüssen  gegen 
E lecten  enthalten  war. 

Auf  diese  Weise  war  nun  eine  Gesammtschuld  des  Staates  gegen  die 
Bink  von  neuen  155  5IillIonen  entstanden,  die  neben  den  60  Millionen  der 
ei  stell  und  den  42  '^lillloncn  der  zweiten  Epoche  bestanden,  die  aber  nicht, 
w ic  diese  Summen,  eine  normative  Abzahlung  gefunden  hatten. 

Das  Agio  stieg  unter  diesen  EinÜUssen  wieder  auf  21 — 28  "/o  ; die 
\ 'cchsel  auf  London  standen  fl.  12  „ 20  bis  30  kr.  und  die  Staatspapiere  sanken, 
Al  ähreml  das  Staatsbudget  nach  Avie  A'or  ein  sehr  bedeutendes  Deficit  nach- 
aaIcs.  Die  Lage  der  Sache  Avar  demnach  eine  sehr  ernste,  und  diesen 
\ erhiiltnlssen  gegenüber  gCAA'ann  in  der  üflentlichen  Meinung  Aideder  eine 
ir ’osse  Lnsicherheit  Raum.  Man  sah  aa'oIiI  das  Ende  der  beiden  eisten 
Epocliciij  nicht  aber  das  dieser  dritten^  jetzt  neu  be^'onnenen. 

Unter  diesen  Umstanden  konnte  nur  das  Einschlagen  eines  neuen  \\eges 
d ireln^reifend  hellen*  A\ir  'wollen  versucheiij  Ueist  und  feinn  diesei  neuen 
C cstalt  der  Finanzverwaltung  dai'zulegen. 


Um  die  gegenwärtigen  Massrcgeln  in  ihrer  ganzen  Bedeutung 
V iirdif’'cn  zu  können,  müssen  wir  zunächst  einige  Bemerkungen  voraus- 
s •hicken.  Betrachtet  mau  nämlich  das  ganze  System  der  Anlehcn  und  Abzah- 
h ngen,  aaüc  dasselbe  in  den  beiden  obigen  Epochen  A^orliegt,  so  lässt  sich 

d .issclbe  auf  ein  Ilauptprincip  reduciren. 

Seit  der  Errichtung  der  grossen  Banken  in  ganz  Europ.a  und  seit  der 
c rgen  Verbindung,  in  aa’cIcIic  dieEinanzen  mit  den  Banken  getreten  sind,  hat 
s ch  in  naturgemässer  Weise  die  Thatsache  ergeben,  dass  die  eigentliche 
( rehlAvirthschaft  aller  grossen  Nationen  Europas  aufs  engste  mit  dem  Ver- 
1 ältnisse  verflochten  Avorden  ist,  in  welchem  die  Banken  zu  den  Finanzen 
s;ehen.  Sowie  einmal  das  System  der  Zettelanleihe  zur  Geltung  kam 
i nd  die  Banknoten  mit  den  Staatsscheinen  verschmolzen  Avurden,  lag 
(3  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  regelmässige  Abzahlung  dieser  von  den 
Banken  übernommenen  Zettelschulden  nicht  bloss  die  Erfüllung  einer  privat- 
r3chtlichcn  Verbindlichkeit,  sondern  zugleich  die  Grundlage  eines  geordne- 
t ;n  Geldmarktes  Avar.  Und  dadurch  wieder  stand  dann  diese  Abzahlung  in 
t nger  Verbindung  mit  dem  Course  der  Staatspapiere.  Auf  diese  Grundlage 
1 in  erzeugte  ein  an  sich  Richtiges  ein  zugleich  Einseitiges  und  Eehler- 
laftcs.  :^Ian  Avard  nämlich  in  die  NotliAAmndigkeit  versetzt,  vor  allem 
t cm  unniittclharen  Bedürfnisse  der  Bank  mit  iknlehen  oder  sonstigen 
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Operationen  in  der  regelmässigen  Einlösung  der  Zettclschulden  zu  helfen. 
Allein  andererseits  glaubte  man  auch  damit  schon  genug  gethan  zu  haben, 
und  hielt  die  Annäherung  an  den  Pari-Cours  des  Papiergeldes  für  das  allein 
günstige,  die  Entfernung  von  demselben  für  das  allein  ungünstige  Element 
der  Finanzwirthschaft. 

Wenn  nun  die  äussern  Verhältnisse  es  erlaubt  hätten,  so  hätte  man 
diesen  Zweck  auch  in  der  zweiten  Epoche  mit  den  angewandten  Mitteln 
wirklich  erreicht,  und  diesen  Vortheil,  wenn  auch  mit  sehr  grossen  andern 
Nachtheilen,  erzielt.  Allein  die  äussern  Verhältnisse  erlaubten  dies  nicht. 
Wir  wollen  nichts  weniger  als  eine  Darstellung  dieser  Verhältnisse  geben; 
aber  es  ist  nothwendig,  ihren  wahren  und  tiefem  Charakter  herauszuheben, 
weil  er  am  Ende  entsdieidend  für  den  Charakter  der  ihm  entsprechenden 
Finanzmassregeln  werden  musste. 

Als  die  orientalische  IVage  entstand,  war  man  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  berechtigt,  dieselbe  für  einen,  wenn  auch  sehr  ernsten,  so  doch  vor- 
übergehenden Streit  zu  halten.  Man  konnte  denken,  dass,  wenn  auch  schwere, 
so  doch  vereinzelte  Massregeln  ausreichen  würden,  um  einem  Staate  wie 
Oesterreich  seine  Stellung  in  dieser  grossen  europäischen  Angelegenheit  zu 
sichern.  Man  hat  gesehen,  dass  man  mit  dieser  Auffassung  nicht  ausgereicht 
hat.  Die  oi’Ientalische  Frage  ist  zu  einer  dauernden  Aufgabe  Europas  geworden. 
Es  handelt  sich  nicht  mehr  um  diese  oder  jene  einzelne  Bestimmung  des 
Friedens,  nicht  um  diesen  oder  jenen  Ausfall  des  gegenwärtigen  Krieges.  Es 
handelt  sich  darum  , den  ganzen  Orient  systematisch  und  auf  die  Dauer  der 
europäischen  Gesittung,  der  europäischen  Macht,  den  europäischen  Interessen 
aufzuschliessen. 

Hält  man  au  diesem  Gesichtspunkte  fest,  so  wird  man  ohne  Schwierig- 
keit begreifen,  dass  die  Grundlage  des  bisherigen  Systems  beider  Epochen 
für  die  Zukunft  theils  nicht  genügen  konnte,  thcils  aber  in  jedem  Falle 
nur  ein  Moment  an  dem  grössern  Ganzen  bleiben  durfte.  Die  Verbindung 
der  politischen  Lage  mit  der  Finanzwirthschaft  konnte  daher  nur  einen 
ernsten  Gesichtspunkt  verfolgen.  Es  galt,  jener  kommenden  Gestalt  der 
Dinge  gegenüber,  vor  allem  die  Steuerkraft  des  Landes  zu  erhöhen. 
Ueber  diesem  allgemeinen  Princip  stand  aber  zugleich  die  zweite,  unab- 
weisbare Forderung,  die  Schulden-  und  Geldverhältnisse  des  Staates  und 
der  Bank  zu  ordnen.  Es  bedarf  keines  Beweises,  dass  dies  letztere  die  abso- 
lute Bedingung  für  das  erstere  war.  Will  man  nun  diesen  Prinelpicn  gegen- 
über die  Stellung  der  neuen  Verwaltung  mit  einem  kurzen  xVusdrucke  be- 
zeichnen, so  kann  man  sagen,  dass  die  Finanzverwaltung  der  zweiten  von 
uns  oben  bezeichneten  Epoche  von  1848  bis  1854  bereits  mit  umfassender 
Einsicht  beide  Aufgaben,  sowohl  die  Vermehrung  der  Steuerkraft  als  die 
Abzahlung  der  Staatszettelschuld  verfolgte , während  die  erste  Epoche  sich 
wesentlich  auf  die  letztere  beschränkt  hatte;  die  gi’osse  Aufgabe  der  neuen 

Verwaltung  aber  war  es,  eine  Ordnung  zu  finden,  in  der  beide  Principien 
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n it  einander  verbunden  -svurdenj  so  dass  das  Eine  die  Bedingung  und 
I rfüllung  des  Andern  -werde. 

AVir  unsererseits  legen,  indem  -wir  nunmehr  zu  den  Grundzügen  der 
J usfülining  übergehen,  auf  diese  Sätze  den  entschi(;densten  Nachdruck.  Es 
i:  t ganz  natürlich,  dass  die  neu  angekündigten  Massregeln  vorerst  beinahe 
a isschllcsslich  von  dem  Standpunkte  eines  Mäcklers  in  Staatseffecten  und 
I örsenpapicrcn  aufgefasst  werden.  Ihm  ist  die  näcliste  Frage  die,  wie  sich 
(]as  Agio,  oder  dcrCours  dieses  oder  jenes  Papiers  stellen  wird.  Wir  sind  weit 
eatfernt,  ihm  dies  liecht  zu  bestreiten.  Denn  inderThat  ist  dies  nicht  bloss  das 
( rebiet  derSondor-Interessen,  denen  ihr  freier  Lauf  gelassen  werden  muss,  son- 
t ern  es  ist  vielmehr  die  ganze,  wir  möchten  sagen , finanzielle  Erziehung  der 
c ffentlichen  Meinung  gerade  auf  diesen  Punkt  mit  Gewalt  hingewiesen  worden, 
^^"er  Avill  daher  die  leitenden  Stimmen  des  Geldmarkts  verklagen,  dass 
s e jetzt  wieder  thun,  was  sie  seit  fünfzig  Jahren  täglich  zu  thun  gewohnt 
^'aren?  Wir  nicht.  Wohl  aber  halten  Avir  dafür,  dass  sich  der  Charakter 
cer  Finanz -Operationen  in  dieser  Beziehung  wesentlich  verändert  hat  — 
i nd  hat  ändern  müssen.  Die  Bank  kann  nicht  der  einzige  Mittelpunkt 
c er  Operationen  bleiben  ; sie  kann  künftig  nicht  mehr  so  gestellt  sein, 
cass  sie  nur  Einnahmen  und  Ausgaben  verrechne.  Es  ist  ein  Widerspruch, 
cass  ein  so  machtvolles  Institut,  wie  die  Bank,  zugleich  an  der  Spitze 
c er  Geldwirthschaft  stehe , und  doch  nicht  einen  Avesentlichen  Antheil 
an  der  hnanziellen  Aufgabe  Oestei'reichs  nehme,  Avie  sie  an  den  Vor- 
t leilen  einen  niclit  minder  Avesentlichen  Antheil  nehmen  Avird.  Ja  Avir 


^ ehen  unbedenklich  einen  Schritt  Aveiter.  Wir  müssen  einer  solchen  Auf- 
f issung  gegenüber  ganz  unbedenklich  den  Satz  festhalten,  dass  ein  etAA^as 
I iederer  Cours  der  Bankactien  und  der  Staatspapiere  gCAviss  grosse, 
jber  durchaus  keine  massgebenden  Uebelstände  sind.  Eben  darin  muss  sich 
i 1 einem  Lande  wie  Oesterreich  die  neue  Zeit  von  der  alten  unterscheiden, 
( ass  man  im  Geiste  der  Zukunft  den  Uebeln  der  GegeiiAvart  ganz  unbe- 
i enklich  die  Stirn  bietet.  Sind  einmal  jene  Massregeln  richtig  für  die 
GesammtentAvicklung,  so  darf  ein  augenblicklicher  ZAA'eifel,  im  ScliAwanken 
( es  Courses  ausgedrückt,  durchaus  kein  Bedenken  für  die  Ausführung  erre- 
I en.  Die  Folgen  — ja,  schon  die  allernächsten  Folgen  werden  zeigen,  dass 
(in  Finanzsystem,  welches  die  höhere  Natur  der  Sache  für  sich  hat,  auch 
c ie  Course  für  sich  haben  wird.  Lnd  in  diesem  Sinne  Averden  AA'ir  jetzt 
A ersuchen,  die  Gesammtheit  jener  Massregeln  nach  ihren  einzelnen  Seiten 
1 in  darzustcllen. 


y. 

Wir  glauben  für  das  Folgende  am  verständlichsten  zu  reden,  wenn  AAur 
j ;tzt,  statt  bei  dem  einfachen  Verhältnisse  A'on  Bank-  und  Staatsscludd  stehen 
2 u bleiben,  einen  Schritt  AA'eiter  gehen.  Es  AA’ird  darauf  ankommen,  die 
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Gesammtheit  der  ScliAAuerigkeiten,  Avelchen  zu  begegnen  ist,  zunächst  in 
einem  klaren  und  übersiclitlichen  Bilde  darzulegen.  Und  schon  dabei  AA’ird 
man  erkennen,  dass  es  in  der  That  ein  höchst  einseitiger  Standpunkt  AA*ar 
und  bleiben  AA'ird,  diese  ScliAvIerigkeiten  bloss  in  dem  Deficit  der  Finanzen 
zu  suchen.  Aber  eben  desshnlb  ist  es  aucli  ganz  xinmöglich,  die  Lage  der 
Dinge  bloss  in  einer  einfachen  Betrachtung  des  Staatsbudgets  aufgehen  zu 
lassen.  Vir  müssen  unseren  Lesern  zumuthen,  A’or  allem  eine  Gesammt- 
anschauung  der  Grundverhältnissc  zu  gCAvinnen,  um  den  Sinn  und  die  innige 
Verbindung  des  Einzelnen,  AA’as  geschehen  soll,  zu  A’crstehen.  Lnd  dabei 
AA^erden  AA'ir  mit  vollkommener  Offenheit  zu  AVeiLe  gehen. 

Die  erste  grosse  ScIiAA’lerigkelt  der  FinanzverAvaltung  lag  anerkannter 
Weise  in  der  notliAA'endig  gCAvordenen  Aufstellung  eines  mächtigen  Heeres, 
Avelche  die  Finanzen  über  ihre  Kräfte  in  Anspruch  nahm. 

Die  zAveite  Sclnvierigkeit  liegt  in  dem  elgenthümlichen  Verhältnisse  der 
Bank  und  der  Börse  zu  dem  Agio,  durch  Avelches  die  einfadistc  Differenz- 
speculation  das  Motto  der  W iencr  Börse  geAvorden  ist  und  eine  grosse 
Masse  von  Capital  auf  diesen  einzigen  Punkt  concentrirt  liat. 

Die  dritte  SchAA'Ierigkelt  liegt  in  der  Masse  der  Zettel,  AA'odurch  eine 
Herstellung  desPari-Courses  und  mithin  eine  W iederaufnahme  derZahlungen 
der  Bank  In  eine  ganz  unbestimmte  Ferne  gerückt  erscheint. 

Eine  Aveitere  ScliAvierigkeit  liegt  allei’dings  in  dem  Deficit  des  Budgets, 
so  Aveit  dies  nicht  schon  duiTh  Beseitigung  des  ersten  Punktes  erledigt 
Averden  konnte.  Diese  ScliAvierigkeit  kann  einzig  und  allein  durch  thellweise 
Erhöhung  und  Regelung  der  Steuern,  vornehmlich  aber  durch  Erhebung 
der  Steuerkraft  des  Volkes  gelöst  Averden.  Eine  solche  aber  muss  sich  nach 
den  eigenthümlichen  Verhältnissen  eines  jeden  Staates  richten.  Und  hier 
liegt  daher  die  grösste,  aber  auch  die  schönste  Aufgabe,  die  nur  durch  ein 
richtiges  Verständniss  der  Avahren  Kräfte  des  Staates  und  durch  ein  sA'ste- 
matisches  Vorgehen  auf  der  naturgemässen  Bahn  der  EntAvicklung  Oester- 
reichs beAvältIgt  Averden  kann. 

lasst  man  nun  diese  Punkte  Ins  Auge,  so  leuchtet  cs  ein,  dass  sich  die 
zu  ergreifenden  Massregeln  in  negative  und  positKe  tlieilen  mussten,  A’on 
Avelchen  die  ersteren  sclion  vollzogen  sind.  Es  ist  notlnvendig,  dass  Avir 
etAvas  genauer  auf  dieselben  eingehen. 

Die  erste  dieser  Massregeln  AA'ar  ohne  allen  ZAA'eifel  die  Reduclrung  des 
Heeres.  Oesterreich  ist  in  der  ganzen  Stellung,  Avelche  es  in  der  orientalischen 
Irage  eingenommen  hat,  A'on  der  klaren  Kenntniss  ausgegangen,  dass  die 
künftige  Gestalt  der  Dinge  in  Europa  von  der  Solidarität  der  Interessen 
aller  Mächte  ausgehen  muss.  So  lange  daher  die  Lage  der  Westmächte 
derArtAvar,  dass  durch  einen  möglichen  unglücklichen  Ausfall  ein  Stoss 
auf  das  Herz  A'on  Mitteleuropa  zu  befürchten  sein  konnte,  mussten  alle 
finanziellen  ErAvägungen  ganz  unbedingt  in  den  Hintergrund  treten.  Die 
neue  Gestalt  der  Dinge  hat  diese  Furcht  A^erschAAunden  lassen.  Die  grosse 
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Vufgabe  Mitteleuropas  Hegt  iilclit  melir  in  dersell)en  unmittelbaren  Nähe, 
vie  vor  einem  Jahre.  Es  kommt  in  diesem  Augenl)licke  nicht  mehr  so  sehr 
larauf  an,  mehrere  hunderttaussend  Bajonnette  wirklich  aufgcstellt  zu  haben, 
ondern  vielmehr  nur  dieselben  in  jedem  Augenblicke  aufstellen  und  sie  ohne 
dühc  unterhalten  zu  können.  Die  Bedingungen  eines  solchen  Auftretens  sind 
ibcr  auf  die  Dauer  allein  die  finanziellen  Grundlagen.  Und  auf  Basis  dieser 
Erwägungen,  die  das  wahre  Machtverhältniss  fest  im  Auge  behalten,  konnte 
lic  erste  grosse  Ileducirung  der  Armee  beschlossen,  und  eine  Aveitere  in 
Aussicht  gestellt  Averden.  Oesterreich  hat  nicht  gefürchtet,  und  auch  nicht 
5U  fürchten  gebraucht,  dass  es  in  dieser  Beziehung  zum  Missverständniss 
jrrund  gebe;  'denn  niemals  ist  die  Gleichartigkeit  der  Aulfassung  und  die 
Gemeinschaft  in  dem  grossen  Zwecke  gesicherter  gewesen  als  gerade  jetzt. 

Nachdem  somit  der  erste  Schritt  zur  Besserung  der  Verhältnisse  theils 
geschehen,  theils  vorbereitet  Avar,  Avard  zu  dem  zAveiten  übergegangen. 

Niemand  kann  einem  Geschäftsmanne  einen  VorAAmrf  daraus  machen, 
lass  er  die  Lage  des  Geldmarktes  zu  seinem  eigenen  Vortheile  so  gut  benützt 
ds  er  es  immer  vermag.  Im  Gegentheil,  gerade  dies  Moment  ist  es,  A'on  dem 
ms  das  Leben  im  Einzelnen  sich  entwickelt.  Wo  das  Sonder-Intercsse  nicht 
vach  ist,  da  schlummert  der  Fortschritt.  Freilich  aber  gibt  es  Verhältnisse, 
n denen  diese  Sonder-Interessen  einer  Begränzung  bedürfen.  Das  ist  im 
Vll^emeinen  stets  dann  der  Fall,  Avenn  sich  das  Sonder-Interesse  in  zu 
lohem  Masse  eines  Institutes  bemächtigt,  Avelches  seiner  Bestimmung  nach 
iben  das  Gesammt-Interesse  tragen  und  vertreten  soll.  Dadurch  eben  hatte 
1er  ganze  Gang  der  finanziellen  BcAA’egung  in  Oesterreich  die  grösste 
Masse  der  verfügbaren  Capitalien  auf  die  Speculation  in  Staatspapieren  und 
n Agio  hingedrängt  und  in  diesem  Verhältnisse  lag  die  Schuld,  dass  die 
V^aluta,  A^ermöge  der  Speculation,  aus  ihrer  natürlichen  Ordnung  heraus- 
^erissen,  in  einem  beständigen  SchAvanken  begriften  Avar.  Nun  aber  ist  es 
?in  ganz  unzAA^eifelhafter  Satz,  dass  bei  jeder  Valuta,  ausser  der  Entwerthung, 
3ben  das  ScliAvanken  derselben  das  Verderbliche  ist. 

Machen  AA'ir  die  Sache  klar.  Der  Stand  des  Papiergeldes  eines  Staates, 
mac:  dieses  Geld  aus  einfachen  Cassenscheinen  odei'  aus  Banknoten  bestehen, 
Heden  Charakter  von  Cassenscheinen  zugleich  in  sich  A'ereinigen,  regelt  sich 
aach  den  Mitteln,  diese  Art  der  Staatsschuld  zu  decken.  So  wie  es  nun 
ungCAviss  AA'ird,  sei  es  aus  AA'elchem  Grunde  es  wolle,  ob  das  Papier,  AA'elches 
etAva  auf  1000  lautet,  heute  900,  morgen  nur  880,  oder  aber  920  werth  sein 
wird,  so  AA’ird  die  Folge  daA'on  zunächst  sein,  dass  im  Verkehre  immer  der 
wahrscheinlich  schlimmste  Fall  angenommen  AA^erden  AA’ird.  In  diesem  Satze 
liegt  der  Avahre  und  immer  lebendig  und  mit  aller  IG'aft  Avirkende  Grund 
des  Verderbens,  den  jede  ScliAvankung  des  Werthes  von  Papiergeld  unab- 
weisbar mit  sich  bringt.  Daraus  entspringt  dann  vor  allem  ein  Zui'ückziehen 
der  Capitalien  und  ein  verderbliches  Braclilicgen  derselben.  In  diesem  Falle 
nun,  Avenn  sich  die  Capitalien  aus  Fui’cht  vor  dem  Verlust  dem  täglichen 
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Verkehr  entzlelien,  AA’ird  die  Differenz  imWertlie  tlesPapicrs  zum  Goi^enstandc 
einer  selbstständigen  Speculation.  Gegen  eine  solche  Speculation  ist  natürlich 
an  sicli  durchaus  nicJits  einzuAA'enden.  Sic  ist  bcreclitigt,  AA'ie  jede  andei’C  cs 
Ist.  Allein  AA’ennCapitaliston  dazu  nicht  melir  ihr  eigenes,  sondern  das  Capital 
derBankgcbrauclien,  so  Icuclitet  es  ein,  dass  dies  in  zAvcifaclier  Weise  A’crderb- 
lich  ist.  Erstlicli  AA'ird  dadui'cli  die  Summe  der  Lnternclimungen  gelähmt, 
ZAAcitens  aber  AA’ird  durch  diese  Benützung  des  Bankgeldes  dfe  grösste  Sunjine 
der  Capitalien  gerade  demjenigen  Gebiete  entzogen,  für  Avelches  das  Bank- 
ca])ital  AA'Irken  soll.  Und  endlich  leuchtet  es  ein,  dass  das  grosse  Gesammt- 
Resultat  jener  Bestrebungen  stets  eine  Ilöherstellung  des  Agios  über  seinen 
natüi liehen  Stand  sein  AA'ird,  weil  diese  Ilöherstellung  ja  auch  in  jedem  ein- 
zelnenFalle  das  Ziel  der  Bestrebungen  ist,  die  Avir  oben  charakterisirt  haben. 

A\  as  nun  in  einem  solchen  lalle  die  Aufgabe  der  FinanzA’erAA’altung  ist, 
liegt  auf  der  flachen  Hand.  Sie  soll  natürlich  durchaus  nicht  in  die  priA'atcn 
Geschäfte  eingreifen,  sie  soll  nur  verhindern,  dass  man  ein  seiner  Natur  nach 
allgemeines  Institut  AA’ie  die  Bank  für  gewisse  Sonder-Interessen  zu  sehr  aus- 
beute.  Es  muss,  kurz  gesagt,  der  Credit  bei  der  Bank  so  geregelt  AA’crden, 
dass  eine  Vei’Avcndung  desselben  für  jenen  ZAveck  entfei'iit  gehalten  AA’crde. 

Diese  Regelung  des  Bankeredits  Avar  daher  die  zAveite,  zAvar  Avesent- 
llch  negath’C  aber  doch  auch  natuigemässe  Massrcgel  für  die  Ordnung 
der  linanzen.  Sie  konnte  keine  Gelder  schaffen  und  keine  Schulden 
bezalilen , und  sollte  cs'  nicht.  Sie  sollte  nur  den  Werth  der  Banknoten 
dem  Einflüsse  jener  Speculatlonen  entziehen,  und  den  Avahren  Werth 
derselben  herstellen  und  zugleich  feststellen.  Es  AA’ar  damit  der  Aveitere 
Gedanke  verbunden,  eben  durch  diese  Feststellung  der  Valuta  auch  dem 
Unternehmungsgeiste  jene  Fessel  abzunehmen,  die  in  dem  ScliAvankcn  der 
Valuta  liegt.  Und  AA’ie  nachdrÜeklich  diese  Massrcgel  gCAA'irkt  hat,  AA'cist 
zunächst  das  TIcrabgehen  des  Agios  in  sehr  kurzer  Zeit  auf  14  bis  15%.  Es 
AA’ar  allerdings  die  ]\Ieinung  eine  Zeit  lang  AA’altend,  dass  dies  rasche  Hcrab- 
gclien  des  Agios,  und  AA’as  damit  identiscli  ist,  der  cchsel  auf  London  nur 
für  sehr  kurze  Zeit  gütig  sein  könne.  Die  Finauzveiwaltung  ihrerseits  hielt 
aber  an  dem  richtigen  Satz  uiiAA’andelbar  fest,  dass  die  Höhe  des  Agios 
das  Eigebniss  dauernder  Lrsachen  sei,  und  dass  das  Ilcrabgelien  andererseits 
eben  durch  die  Beseitigung  dieser  Ursachen  ein  dauerndes  sein  AA'crde.  Die 
Erfahrung  liat  diesen  Satz  bereits  bestätigt,  und  AA’ird  ihn  noch  ferner 
bestätigen. 


VI. 

Indem  wir  nunmehr  unseren  Blick  auf  die  neuen  positiven  Massreo’cln 
richten  und  es  versuchen  Averden,  unsere  Auffassung  derselben  darzulegen, 
müssen  Avix’  es  zuvörderst  aussprechen,  dass,  mag  man  die  österreichische 
Finanzlage  betrachten  Avie  man  Avill,  immer  zAvei  grosse  Thatsaclien 
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iiervoiTagcii,  ■welche  das  erste  Object  aller  Tliätigkeit  der  FInanzvei’'waltuno' 
sein  müssen.  Das  sind  die  Lai,^e  der  Hank , oder  die  Abzahlung^  der  Zettel- 
schuld,  und  das  Deficit.  Von  dem  Deficit  und  seiner  Hedecknng  handelt  es 
sich  in  tlieser  unserer  .Vi'heit  zunächst  nicht.  \\  as  aber  die  Abtragung’ 
der  Zettelschuld  oder,  was  mit  ihr  gleichbedeutend  ist,  die  Wiederaufnahme 
der  Harzahhum’  der  Ifank  betrifft,  so  ist  es  (dne  alisolute  und  allgemein  aner- 
kannte  Xothwen’digkeit,  den  Pari-Cours  der  Noten  herzustellen;  über  die 
Mittel  aiier,  durchweiche  diese  unabweisbare  J’flicht  zu  erfüllen  ist  sind  aller- 
diiui’s  nicht  allein  verschiedene  Ansichten  möglich,  sondern  auch  vorhanden. 
Wir  sind  daher  g’enötliigtj  diese  Ansichten  und  Vorschläge  zunächst  zu 
beleuchten. 

Geht  man  nämlich  j ^vie  die  Meisten  es  thuiij  ^on  der  Meinung  auSj  dass 
die  Herstellung  des  Pari-Courses  durch  einfache  und  j)lützliclie  Massregeln 
erzielt  Averden  müsse,  so  gibt  es  niu'  zAvei  3Littelj  dieses  Ziel  zu  erreichen. 
EntAveder  man  muss  den  Silberbestand  der  Bank,  ohne  aut  Aveitere  \ erliält- 
nisse  Rücksicht  zu  nehmen  ^ einfach  so  weit  A'crmehren,  dass  die  Bank 
ihre  Zahlungen  wieder  aufnehmen  kann,  oder  mau  muss  die  Zettel  A'cr- 
mlndern. 

Whis  das  Erste  betritft,  so  ist  dies  physisch  unmöglich,  wenn  man 
sich  unter  der  l)etrertenden  Operation  nichts  anders  denkt,  als  die  Herbei* 
schatt'ung  einer  den  Zetteln  gleichkonimenden  SUbermasse.  Aber  gesetzt, 
ein  solches  Vorhaben  Aväre  an  sicli  i’ichtig  und  ausführbar  zugleich,  so 
würden  Avir  dennoch  Im  Xamen  der  W'issenschaft  eben  so  sehr  als  im 
Xamen  der  Erfahrung  dagegen  aus  allen  Kräften  protestiren  müssen.  Denn 
eine  [>luTzliche  Ueberschwennming  mit  Silber  Avürde  den  übertriebensten 
Speculatlonen  Bahn  brechen.  Wir  haben  dafür  das  grosse  und  Avarnende 
Beispiel  Englands  vor  uns  — Englands,  das  uns  hätte  lehren  sollen,  Avie  lange 
im  (Jriinde  eine  Bank  ilu’O  Zaldiingeii  oinstellen  könne,  ohne  an  Credit  und 
an  Energie  zu  verlieren,  in  England  hatte  die  Bank  von  1797  an  bis  zur 
Annahme  von  Robert  Peers  erster  Bankbill  im  »Jahre  1819  Iliro  Zahlungen 
eingestellt.  Als  aber  in  Folge  dei-  Bill  Im  »Jahre  182Ö  (1.  3Iäi’zj  die  einzelnen 
Zettel  In  kllnerende  ^lünze  umgCAvechselt  Avui’den,  da  entstand  eine  so  starke 
Benützung  des  Escomptegeschäfts  und  tler  Speculation,  dass  sich  Im  Jahre 
1824  eine  gefähiiiche,  in  Lctrd  .Vshburton’s  bekannter  Schritt  zuerst  klar 
dargelegte  Bankkrise  crgal»,  der  im  Jahre  1825  die  erste  grosse  europäische 
Handelskrise  folgte.  Fnd  dennoch  gbaJite  Peel  in  seiner  Authebung  jenei' 
Restriction-Bill  A^om  27.  Februar  1797  noch  sehr  vorsichtig  zu  Werke 
gegangen  zu  sein,  als  er  die  Wiederaufnahme  der  Zahlungen  der  Bank 
vom  1.  Octobej'  1820  bis  zum  1.  51ai  182J,  also  dritthalb  Jahre  hindurch, 
nur  in  Barren  zuliess,  und  dann  erst  die  EinAvechdung  in  einzelnen  Münzen 
foststellte. 

Ehe  AA'ir  jedoch  AA-cIter  gelien,  müssen  Avir  mit  Avenigen  W orten  des 
zAveiten  Mittels,  der  Verminderung  der  Banknot'‘n  gedenken.  Bei  diesem 
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Mittel  tritt  die  Frage  in  den  Vordergrund,  iiiAvicAveit  der  Verkehr  eine  solche 
Verminderung  ertragen  kann.  Jede  Verminderung  der  Banknoten  ist  niclit 
bloss  eine  Operation,  AA'elclie  den  Preis  der  Xoten  steigen  macht,  indem 
sie  die  Masse  dei'selben  A’ermindert,  nacli  dem  absoluten  Gesetz,  dass  der 


Werth  jedes  Gutes  steigt,  Avenn  die  Masse  sinkt,  sondern  sic  ist  zugleich  eine 
Verminderung  derUjulaufsmittel,  und  mithin  eineA'erminderung  jenes  macht- 
vollen Elementes  im  Güterlebcn  des  Geldes,  das  die  Einen  als  da.s  eigentliclic 
Gut,  die  Andern  als  ein  unproductiA’es  Element  des  Ganzen  betrachten,  noch 
Andere  mit  den  Rädern  einer  Maschine,  Andere  mit  dem  Gel,  das  die  Reibung 
hindert,  Andere  mit  den  Lastträgei'n  A'erglichen  haben.  Ik.s  ist  einleuchtend, 
dass  man  in  der  Verminderung  eines  so  Avesentlichen  Elementes  höchst 
vorsichtig  sein  muss.  Jedes  Gütcrlcben  fordert  eine  bestimmte  Masse  von 
Geld;  vermindert  man  diese  zu  sehr,  so  sind  die  Störungen  eben  so  unaus- 
bleiblich, als  Avenn  man  jene  zu  sehr  vermelirt. 

Es  bleibt  mithin  nur  der  eine  Weg,  eine  normale  Tilgung  der  Zcttel- 
schuld  elntreten  zu  lassen.  Die  Zettelschuld  des  Staates  an  die  Bank  geht 
in  ihren  beiden  ersten  Thcllcn  den  ersten  Gü  und  den  zAveiten  42  5Iillionen 
bereits  der  Tilgung  in  ganz  bcsthumten,  contractmässig  feststehenden  Xor- 
men  entgegen.  Die  Summe,  um  Avelchc  es  sich  jetzt  handelt,  Avird  von  den 
oben  angegebenen  155  Millionen  Zetteln  gebildet. 

Um  nun  aucli  diese  letzte  Schuld  zu  decken,  kö'nnte  man  deiiAVegder 
ersten  Epoche  clnschlagen,  und  der  Bank  einen  normatiA'cn  Theil  der  Ein- 
künfte des  Staates  überAA^eisen.  Allein  olfenbar  setzt  dies  voraus,  dass  der 
Staat  die  dazu  überAA'iesencn  Einkünfte  entbehren  könnte.  Das  ist  bekanntlich 


niclit  der  Fall.  Es  muss  daher  dieser  W eg  aufgegeben  Averden. 

Dasselbe  gilt  von  dem  Wege  der  zweiten  Ejioehe.  i\Ian  könnte  die  letzten 
155  Millionen  durch  Anlehcn  decken.  Allein  hctraelitet  man  den  Stand  der 
btaatspapiere,  so  ist  es  einleuchtend,  dass  ein  Anlehen,  bei  dem  jetzigen 
Stande  der  Valuta,  viel  thein-er  sein  würde,  als  es  nötlu'g  i.st.  Man  würtle  den 
Pari-Cours  zu  tlieuer  bezahlen. 

Hier  war  es  daher,  avo  ein  neiiei-  Weg  betreten  werden  musste. 
Das  Ziel  dieses  W^eges  aber  Avar  ein  do])pcltes.  Es  mus.ste  nicht  bloss  der 
Bank  die  Abzahlung  auch  dieser  Schuld  gesidiert,  sondern  es  musste  die 
Abzahlung  dieser  Schuld  seihst  die  Quelle  einer  neuen  Vermelirum»’  der 
Steuerkraft  Averden.  Es  leuchtet  ein,  dass  der  eigeutlidie  SehAvcrpimkt  der 
ganzen  Auffassung  der  Einanzen  gerade  auf  diesem  Punkte  liegen  muss. 
Und  es  kommt  mitliin  alles  darauf  an,  dass  man  gerade  hier  den  ridillgon 
Gesichtspunkt  festhalte. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Regierung,  um  jene  Aufgabe  zu  lösen,  der  Bank 
als  Deckung  für  die  Schuld  von  155  Millionen  Staatsgüter  zum  Belaufe  der- 
selben Summe  übergeben  hat,  Avelche  unter  gcAvisscn,  näher  zu  be.stimmenden 
Modalitäten  von  der  Bank  verAvaltet  und  verkauft  Averden  sollen.  Eerncr  hat 
die  Regierung  die  Vermehrung  des  Bankfonds  in  der  Weise  geuehxaigt. 
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da:  3 die  lulialjci’  der  Bankactlen  ein  Cajiital  von  65  Millionen  in  Silber 
eirzaldeiij  in  Actien  vertheiltj  so  dass  ant  je  zwei  Bankactien  eine  neue 
Aaie  fallen  wird.  Die  Bank  wurde  zugleich  berechtigt,  eine  Hypotheken- 
ba  ik  für  das  gesaranite  Beich  zu  gründen  und  eine  Summe  von  200  Millionen 
in  Hypothekar- Anweisungen  auszugeben. 

Dies  i.st  zunäclL-i^t  die  allgemeine  Grundlage  — vir  sagen  unbedenklich, 
ni(  ht  des  eiu-entlidien  Blaues , sondern  seiner  Yei'wirkliclumg.  Und  nun 
müssen  wir  vor  allen  klingen  daraut  aufmerksam  machen,  dass  man  jenen 
Bl  Ul  nicht  in  seiner  Avahren  Tragweite  zum  Verständnisse  bringt,  wenn  man 
jene  beiden  Massrcgeln  jede  für  sich  betrachtet.  Es  wird  dadurch  nicht 
al. ein  der  wahre  Sachverhalt  gestört,  sondern  man  AAird  auch,  soAvie 
m m jeden  dieser  Bunkte  für  sich  betrachtet,  zu  einer  Beihe  von  Bedenken 
kemmen,  die  vielleicht  A oni  Standpunkte  der  Börse  A’ollkommen  berechtigt 
cricheinen,  die  aber  hier  durchaus  untergeordnet  er  Natur  sein  müssen. 

ir  stehen  vielmehr  vor  einer  von  jenen  Massregeln  , die  in  das  tiefste 
M U'k  der  Verhältnisse  hineinsebneiden,  und  die  ihren  Erfolg  nicht  m der 
11  'bung  der  Gesamiutlicit  der  Interessen  durch  die  Ausgleichung  der 
V duta,  sondern  vielmehr  umgekehrt  die  Ausgleichung  der  Valuta  durch 
di)  irebung  und  Entwicklung  der  Gcsammt-lnteressen  anstreben.  Desshalb 
lu  isscn  wii'  auch  in  unserer  Darstellung  otlcnhar  einen  Schritt  AAcitcr  gehen. 
K liandelt  sich  darum,  einen  Blick  aut  diese  Gesammtheit  der  \ eihältnisse 
Oesterreichs  zu  Averfen,  um  A'on  ihnen  aus  das  Beabsichtigte  und  das 
k reichbare  zu  bcurthcilen. 


VII. 


Wenn  in  einem  gro.ssen  Staate  ausserordentliche  Anstrengungen,  deren 
Wirkungen  sich  auf  Aveite  Dauer  erstrecken,  nothwendig  werden,  so  Avird  die 
\ crwaltung  der  Einanzen  stets  gezAvungen  worden,  sich  an  das  aufgesammeltc 
( apital  des  Landes  zu  halten,  und  cs  zur  'Tl-agung  der  Lasten  in  der  Weise 
h ‘rheizuziehen,  dass  seine  Betheiligung  zugleich  eine  möglichst  vorthcilhattc 

C apitidsiinlage  darLictet. 

aiifo’esanimchc  Capital  in  jedem  Lande  I.st  das  Ergebniss  einer 
\i  no-en  Keilio  von  lJe.^trebiingen  und  Arljciten  der  Einzelnen.  Es  ist,  in 
<ln’  Gestalt  wie  es  da  ist^  das  Ei-gebnlss  der  YolksAvirtliscluilG  dargcstellt  in 
^ illionen  einzelner  liruclistUeke,  die  zusammen  ein  Ganzes  bilden^  dem 
1 egritbe  nach  gleich^  dennoch  In  der  Y irklichkeit  sehr  verschiedenj  und  zwai 
j.  nach  der  ganzen  Eigcuthinulichkeit  und  Geschichte  des  Volkes j von 
elchem  man  reden  ^vIlI.  Daraus  denn  ergibt  sich  Aon  selbst  j dass  auch  die 
I enUtzung  dieses  Capitals  für  ausserordentliche  Z^veeke  des  Staates  zu  ihrer 
e ‘stell  und  nutlnvendigsten  Aiitgabe  haben  miisSj  sich  au  diese  Eigenthünilieli- 
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kelt  der  eigenen,  nationalen  Volk.svii'thsehaft  anzuschliessen.  Es  ist  klar,  das.s 
im  Allgemeinen  z\vai‘  die  grossen  Cmmdsatze  der  Theorie  imvandelbar 
feststeheiij  dass  aber  in  JJeziehung  auf  jede  Avirkliche  Ausführung  solcher 
Massregeln  die  FinanzvcrAvaltung  in  dem  Grade  richtiger  handeln  Aviial  , in 
Avelchem  sic  die  Eigenthümlichkeit  des  eigenen  Volkes  besser  versteht  und 
ihr  gemäss  sich  cinrlchtct. 

Betrachtet  man  mm  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Avirthschaftlleho 
Lage  OesterreicliSj  in  Vergleich  mit  derjenigen  der  l)Ciden  anderen  grossen 
Staaten,  die  auch  ihrerseits  einen  elgcnthlimllchen  und  selbstständigen  Avirtb- 
schaftlichen  Cliarakter  haben,  so  eriribt  sieh  Folirendes: 

In  England  zunächst  ist  die  Form,  in  Aveleher  die  Ca])Italicn  für  einen 
ausserordentlichen  Gebrauch  im  Volke  A'orhanden  sind,  A'orwio2:end  die  des 
grossen  Capitals.  England  hat  nicht  bloss  mehr  Ucberschüsse  als  alle 
anderen  Staaten,  sondern  es  hat  diese  LVberseliüssc  auch  in  Geldmassen 
vorräthig,  Avelchc  das  Vermögen  der  Reichen  des  Landes  bilden.  Da  nun 
der  zum  grossen  Capital  gCAvordene  Ueberschuss  vorzugsAveise  nach  einer 
möglichst  sicheren , Avenn  auch  vcrhältnissmässig  Aveniger  eintrifglichen 
Capitalsanlagc  sucht,  so  ist  England  das  Land  der  grossen  und  eigentlichen 
Anlchen.  AVenn  daher  England  ausserordentliche  finanzielle  Leistungen 
fordert,  so  AA'ird  es  naturgemäss  zu  Anlehen  schreiten.  L nd  aus  demsell»cn 
Grunde  AvIrd  England  die  ausserordentliche  Deckung  \'on  Staatsbedürfnissem 
auch  am  billigsten  durch  grosse  Anlehen  erzielen.  Es  Avürde  in  England 
Aveder  Aveise  noch  thimlich  sein,  etAva  z,  B.  ein  Xatlonal- Anlehen  auszu- 
schrciben;  thäte  man  es  aber,  so  Avürde  man,  Avenn  man  das  Caj>ital  des 
kleinen  Unternehmers  zum  Grunde  legt,  in  den  Fehler  verfallen,  einen  zu 
hohen  Zinsfuss  für  das  Capital  des  grossen  Capitalisten  zu  setzen,  Avährend 
man  .andererseits  einen  zu  niedrigen  Zinsfuss  für  den  kleinen  thi])ita- 
listen  bestimmen  Avürde,  nähme  man  den  regelmässigen  Zins  des  grossen 
überschüssigen  Capitals  als  Grundlage. 

Anders  dagegen  ist  es  in  Frankreich.  Der  Charakter  der  Einzelwirtin 
Schaft  In  Frankreich  unterscheidet  sich  von  demjenigen  der  Einzelwirthschafi 
in  England  dadurch,  dass  die  Franzosen  im  (Jrossen  und  Ganzen  genommen 
vielleicht  das  arbeitsamste  und  sparsamste  Volk  der  Welt  sind,  und  dass  sie 
vor  allem  daran  denken,  sieh  ein  fi’cies  Einkommen  füi'  die  Zeit  ihre.s  Altei's 
zu  erAverben;  dadurch  Avird  ein  sehr  grosser  Theil  des  angesammclten  Caj)!- 
tals  beständig  Avieder  verbraucht  und  vertheilt,  die  grosse  Capitalsbildung 
gehindert,  aber  freilich  durch  jenen  Verbrauch  auch  Avieder  eine  aussero}’- 
dentlich  lebendige  Production  erzeugt,  und  dieser  rasche  Kreislauf  bildet  den 
Char.akter  der  französischen  VolksAvirthschaft.  Es  leuchtet  ein,  dass  auf 
diese  Weise  die  Gesammtsuinme  des  disponiblen  Capitals  in  Frankreich  eben 
so  gross,  Avenn  nicht  grösser  ist  als  irgendAvo  in  derW^elt;  aber  dagegen  dar!' 
mafl  diese  Gesammtsuinme  nicht  bei  einzelnen  mächtigen  Capitalisten,  son- 
dern man  muss  sic  in  der  Gesammtheit  des  Volkes  suchen. 
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<laliov  Frankroicli  aiissorordentlichc  Capitnlien  gebraucht,  so  führt 
;or  Charakter  seiner  Volkswirthschatt  fast  unmittelbar  darauf  hin,  diese 
)italien  bei  dem  Volke  im  Ganzen  vorauszusetzen.  Fs  "würd  dann  nur  darauf 
ommen,  demselben  diejenigen  Bedingungen  von  Seiten  des  Staates  zu 
cn,  Aveleho  der  Einzelne  für  seine  Ph’sparnisse  am  meisten  vrünscht.  Diese 
r Itestehen  In  einer  jälirllchen  gesicherten  Rente.  Indem  der  Staat  sich 
t Zinn  VerAvalter  jener  Ueberschüsse  und  zum  Verpflichteten  für  jene 
ito  macht,  kömmt  er  diesem  Bestreben  entgegen.  Dies  nun  geschieht 
mbar  am  einfachsten  durch  die  Nationalanlehen , an  denen  das  kleine 
dtal  tliellnelunen  kann.  Es  Ist  hier  nicht  der  Ort,  genauer  auf  die 
dalltiiten  eines  solchen  Anlehens  einzugehen,  allein  es  unterliegt  kei- 
1 Zweifel,  dass  Frankreich  auf  diese  V eise  als  das  für  Nationalanlehen 
•igneteste  Land  betraelitet  werden  muss,  was  freilich  nicht  die  eigentlichen 
leheu  aussehliesst,  aber  demu)ch  Ihnen  mehr  und  mehr  den  Charakter 
er  temporären  und  zufälligen  Aushlilfc  geben  wird 

Neben  diesen  beiden  Ländern  steht  nun  Oesterreich  mit  einer  wo  möglich 
•h  bestimmter  ausgeprägten  Eigenthümlichkelt.  V ir  werden  uns  erlauben, 
selbe  etwas  näher  zu  betrachten,  da  sie  es  ist,  welche  das  Verstand niss 
■ nächsten  Zukunft  dieses  mächtigen,  nach  allen  Seiten  hin  fast  noch  ganz 
‘rschlossenen  Relclies  absolut  bedingt.  Zuerst  wollen  wir  aber  hervor- 
jeii,  dass  Oesterreich  S tan tsgüter  zu  einem  AVerthe  besitzt,  der  In 
scrordentllchen  Fällen  naturgeinäss  eben  auf  diese  Domänen  hinwelsen 
sste.  Allerdings  hat  man  in  Oesterreich  die  Richtigkeit  dieses  Satzes 
ge  anerkannt.  Indessen  ist  der  Betrag  der  bisherigen  Vcräiisserungen  von 
latse’iitcrn  — etwa  zum  Belaufi'  von  39  Alillioncn  — viel  zu  unbedeutend 
vesen,  um  irg-ondwlc  bestimmend  in  den  Gcang  der  Finanzwirtlischaft  ein- 
iiten  zu  können.  Da  man  ln  Oesterreich  so  gut  als  Irgend-vvo  in  der  Welt 
iss,  dass  der  Staat  seiner  ganzen  Natur  nach  kein  guter  Verwalter  von 
vatwirthsehafton  ist,  und  wenn  man  dennoch  bis  jetzt  die  Domänen  ihrem 
i weitem  gi-össten  'l'heile  nach  noch  immer  Im  l'ügenthumc  des  Staates 
kalten  hat,  so  nuiss  tlies  A'erhältniss  hei  den  grossen  ausserordentlichen 
diirl'nlsscn  der  Monarchie  einen  anderen  Grund  gehabt  haben. 

Diesen  Grund  juin  können  wir  ganz  einfach  dahin  angeben,  dass  der 
lat  während  der  friilieren  Epochen  nicht  im  Stande  war,  auch  nur  annä- 
•nd  den  wahren  Wcrtli  diesei-  Domänen  im  Falle  eines  Verkaufes  zu 
iahen.  Es  wäre  daher  otfenbar  noch  weniger  richtig  gewesen,  die  Domänen 
vcrsehleudern,  als  sic  zu  behalten,  obwohl  cs  zu  gleicher  Zeit  einleuchtete, 
SS  die  Wrwenduug  des  Werthes  der  Staatsgüter  zur  Deckung  der  Staats- 
luldon  aus  tinanziellcn  und  wir thschaftl leben  Gründen  durchausange  zeigt 
,r.  Dasjenige  demnach,  worauf  es  unter  diesen  Umständen  ankommen 
isstc,  war  ganz  olfenbar  die  Herstellung  und  Benützung  der  Bedin- 
mren,  unter  denen  Domänen  zu  ihrem  annähernd  wahren  W'crth  wirklich 
Gunsten  der  Aliti’agung  der  Staatsschuld  verkauft  werden  könnten. 
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YIII. 

Einer  der  wesentlichsten  Fortschritte,  den  die  Lehre  von  der  Volks- 
■wirthschaft  und  das  Verständniss  der  nationalökonomischen  Zustände  thells 
schon  gemacht  hat,  theils  in  noch  höherem  Grade  machen  wm-d , beruht  ohne 
Zweifel  darauf,  dass  man  den  innigen  Zusammenhang  der  volkswirthschaft- 
lichen  Zustände  mit  der  gesellschaftlichen  und  politischen  Ordnung  der  Völker 
erkannt  und  in  ihrer  Wechselwirkung  zu  begreifen  gelernt  hat. 

Vielleicht  gibt  es  in  unserer  Gegenwart  kein  Land  der  Welt,  in 
welchem  dies Verhältniss  in  seiner  ganzen  Bedeutung  so  klar  hervortritt,  als 
eben  Oesterreich.  Da  nämlich  durch  die  gewaltsamen  Bewes:ung:en  derneuesten 
Zeit  die  zu  grosse  politische  Selbstständigkeit  undA^erscbiedenhcIt  der  öftent- 
lichen  Rechte  in  den  grossen  Ländertliellen  aufgeliört  hat,  die  Action  der 
höchsten  Staatsgewalt  kräftiger  und  freier  geworden  ist,  und  die  wirthschaft- 
liche  Abhängigkeit  des  kleinen  Besitzes,  sowie  die  Unfreiheit  der  landwirth- 
schaftlichen  Arbeit  aufgehoben  sind,  an  ihre  Stelle  aber  der  freie  Eigen- 
thumsübergang  der  Grundstücke  und  die  Ablösung  der  Robot  getreten  ist, 
so  leuchtet  es  ein , dass  damit  eine  ganz  neue  Zeit  für  die  wirthscliaftlicben 
Zustände  Oesterreichs  begonnen  bat.  Es  gibt  auch  wohl  in  der  That  nur 
wenig  Punkte,  über  welche  man  so  einig  wäre,  wie  über  diesen  Satz ; allein 
es  kommt  darauf  an,  denselben  in  seiner  praktischen  Bedeutung,  namentlich 
für  die  grösseren  Besitzungen,  darzulcgen. 

Durch  die  Aufhebung  der  Robot  wird  nicht  bloss  der  kleine  Besitz  in 
in  den  Stand  gesetzt,  seine  Arbeitskraft  jetzt  dem  eigenen  Grund  und 
Boden  zuzuwenden,  und  ihm  dadurch  einen  doppelten  AA’erth  zu  geben,  so 
dass  diese  Ablösung  gleichsam  einem  Samenkorne  gleicht,  das,  in  einen 
fruchtbaren  Boden  gesäet,  der  kommenden  Zeit  die  Frucht  eines  reichen 
Wohlstandes  der  kleinen  Besitzer  erzeugen  wird.  Sie  griff,  wenn  auch  nicht 
tiefer,  so  doch  weit  unmittelbarer  in  die  AWrthschaft  der  grossen  Güter  und 
HeiTschaften  hinein.  DasAVegfallen  der  gezwungenen  Ax'beit  nämlich  nöthigte 
die  grossenAVirthschaften  dazu,  jetzt  die  Arbeit  nach  dem  Taglohn  zu  bezah- 
len. Diese  Zahlung,  die  früher  nicht  nöthig  war,  forderte  für  den  Betrieb 
der  grossen  Complexe  plötzllcli  ein  bedeutendes  Betriebscapital,  und  zwar 
in  der  AA^eise,  dass  ohne  ein  solches  Capital  die  AA  irthschaft  fast  Stillstehen 
musste.  Aus  dieser  Nothwendigkeit  ergab  sich  eine  Reihe  von  Folgen,  die 
man  im  Auge  haben  muss,  um  die  ganze  gcgenAvärtige  innere  Lage  Oester- 
reichs klar  zu  übersehen. 

Zuerst  stieg  natürlich  der  Arbeitslohn  zu  einer  bis  dahin  auf  dem  Lande 
niemals  gekannten  Höhe,  da  mit  den  Jahrhunderte  alten  Frohndiensten  thells 
die  Lust  zur  tüchtigen  Arbeit  bei  den  minderen  Classen  lialb  verseb^vunden 
war,  theils  aber  auch  diejenigen,  welche  arbeiten  wollten,  auf  ilu'em  eigenen 


( i ■nnd  lind  Boden  g-cnng  zu  tlinn  fanden.  Und  zAvar  nm  .so  mehr,  als  die  jetzt 
l)(  freiten  kleinen  ( irnmihesitzer  an.s  den  Erträgnissen  ihres  Eigenthums  auch 
di ' Ahlüsungssummcn  hczalden  mussten.  Es  war  und  ist  daher  noch  m die- 
se w Augenhlick  eine  ganz  natürliche  Erscheinung,  dass  dui'ch  dieAuthehung 
d(  r gezwungenen  Arl.cit  ein  sehr  gros.ser  und  fühlh.arer  Mangel  an  Arbeits- 
ki äfUm  naincntlich  für  die  grösseren  Wirth.schaften  entstand,  der  schon  an 
Ul  d für  sich,  ahgesehen  von  dem  hohen  Ereise  eine  schwere  Last  für  jene 
wn-den  musste.  Es  Ist  daher  jetzt  gerade  dies  ein  ganz  allgemeiner  Gegen- 
stind  der  Klage  in  den  Gehleteii  des  Reiches,  wo  die  grössten  Guter  liegen, 
d SS  die  Arbeit  zu  theuer  und  zu  wenig  vorhanden  sei;  nur  dass  man  dabei 
n eilt  die  zweite  Seite  der  Sache  vergessen  darf,  welche  in  fortschreitendem 
3 asse  den  Eebelstand  dieses  runktes  wieder  au.sgleicht.  Das  ist  das  Steigen 
d's  Preises  der  Bodenproducte  In  der  ganzen  IMonarchie.  Dies  Steigen  der 
1 reise  hat  vollkommen  gleichen  Schritt  gehalten  mit  dem  Steigen  des  Arbeits- 
h hnes,  und  es  sind  keine  oder  nur  wenig  Aussichten  da,  dass  sich  dieses  Ver- 

li  iltiiiss  Itakl  iiiidern  cliirfto. 

Beide  \>r!iiiltni.s.se  nun  erzeugten,  akgeselicn  \on  ihren  ülmgen  Avirth- 
s ■haftlichcn  Eolgcn,  vorwiegend  eine  Thatsacho,  die  gm-ade  tur  die 
Unanzverwaltungvon  Wichtigkeit  werden  musste.  Mit  dem  steigenden  Preise 
der  Arbeit  und  der  Producte  stieg  auch  das  Bedürfniss  nach  Umlauf sraitteln, 

1 ach  Geld  In  irgend  einer  Eorm,  und  zwar  in  einem  cusserordentHcheii  Grade. 

Man  wird  sich  durchaus  nicht  wesentlich  von  der  M ahrheit  entternen,  wenn 
man  sagt,  dass  dies  Minimum  des  Geldbedarfs  im  Innern  Verkehr,  nament- 
1 ch  audlem  Lande,  durch  jene  Verhältnisse  mindestens  um  das  Doppelte  ge- 
^tiegcn  Ist.  Es  i>t  dieser  Satz  darum  so  wichtig,  weil  man  ihn  in  seinem  Lin- 
j usse  auf  den  natürlichen  Stand  der  Valuta  bctrachlcn  muss.  Die  umlautende 
Notenmasse  ist  zwangsAvelse  die  vorwiegende  Form  des  Geldes.  Der  MArth 
dieses  Geldes  wird  nun  Avescntlich  bedingt  durch  das  Bedürtmss  nach  dem- 
clben.  Indem  nun  aus  den  obigen  Gründen  das  Bedürfniss  nach  Geld  in 
festerreich  nnverhältnissmässig  viel  mehr  gestiegen  Ist  als  in  irgend  einem 
ri.elle  Europas,  und  dieses  Bedürfniss  nur  durch  Banknoten  befriedigt 
verden  kann,  so  leuchtet  cs  ein,  dass  der  natürliche  W'erth  der  Banknoten 
II  Oesterreich  im  beständigen  Steigen  begriffen  ist,  ein  Steigen,  das  last 
nächtig  genug  ist,  um  den  Parl-Cours  herzuste!  len,  wenn  dieser  Process 
licht  liurch  ungünstige  Ereignisse,  oder  nicht  in  der  Weise,  Avie  wir  es  Indier 
-■ezelgt,  durch  Börse-Operationen  gehemmt  wird.  Dasjenige,  dessen  aGi- 
bedüden,  ist  durchaus  nicht  eine  übcrmä.ssigc Verringerung  des  Ümlaiifsmlt- 
tnls,  sondern  nur  eine  svstematlschc  Ordnung  und  hundirung  desselben.  Und 
dieser  Satz  wird  durch'  das  Folgende  noch  weitere  Bestätigung  empfangen. 
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IX. 

Denken  wr  uns  niinilieli  die  grossen  Guter  mit  iliren  auspfcdelinteiij  Ins 
dalun  durdi  luoLot  bearbeiteten  Territorien  gegenüber  dem  hoben  Arbeits- 
löhne und  dem  zugleicli  crhulitcn  Preise  der  ProduetCj  so  leuehtet  es  eiiij  dass 
nunmehr  aucli  das  ganze  bisherige  irthschaftliehc  Svstem  dieser  errosseii 
Güter  einer  durehgreifenden  Aenderung  entgegengelien  musste.  AVir  kön- 
nen diese  Aenderung  sehr  kurz  bezeichnen,  es  ^viederholt  sieli  das  betreliendc 
A^erliältniss  auf  allen  Punkten. 

Die  Besitzer  der  grossen  Güter  wurden  gezwungen  , eine  intensiA’cre, 
rationelle^  und  durch  den  steigenden  Produetenpreis  einträglichere  AVuth- 
sehaft  einzufiihren.  Lm  dies  zu  können , liraueliten  sie  aber  ein  grösseres 
Betriebscapital.  Und  die  grosse  Frage  war  nun,  auf  welehc  Weise  ihnen 
dies  Betriebseapital  zu  verschaffen  sei?  Dazu  gab  es  nun  ottejibar  zwei  AVe»>-e. 

Entweder  konnten  die  grösseren  Coiuplexe  einzelne  Theile  ihrer  Ter- 
ritorien veräussern,  und  den  Erlös  aus  dieser  Vej’äusseriuig  als  Betriebs- 
ca^ntal  für  den  Best  benützen.  Oder  sie  konnten  auf  iliren  Besitz  hyjiotheka- 
rlsche  Gelder  aufnehmen,  und  auf  diese  Weise  mit  der  Vei  wendutig  des  Beal- 
werthes  den  Betrieb  vermehren.  Olmo  Zweifel  sind  dies,  von  den  meisten 
Seiten  betrachtet,  sehr  verschiedene  Operationen.  Allein  bei  genauerer 
Betrachtung  haben  sic  ein  sehr  \\  esentliches  gemein.  Diejenigen  nändieh, 
welche  die  zur  A eräusserung  bestimmten  Güter  kaufen  sollen,  werden  dei‘ 
Begel  nach  nicht  in  der  Lage  sein,  oder  nicht  wünschen,  den  ganzen  IVeis 
auszuzahlen,  feie  müssen  daher  auch  tür  ihre  neuen  Ankäufe  hvpothekarischc 
Anlehen  machen.  Sie  sind  daher  in  derselben  Lage,  wie  die  Besitzer  gros- 
ser Güter,  welche  nicht  veräussern. 

Auf  diese  AA  eise  ci'gibt  sich  für  alle  halle  ein  Gesamiutresultat.  Dei‘ 
grosse  innere  Entwicklungsprocess  Ocstcj-reichs  hat  für  alle  Grundbesitzungen 
von  Bedeutung  die  Ilei'beischatiung  von  Betriebseapitalien  immer  nothwcui- 
diger  gemacht.  Die  steigende  Entwicklung  iler  Production,  die  Erhöliung 
des  Arbeitslohnes  und  des  Prodiicteng*enusses  hat  dageg*eu  das  Geld  Im 
Werthe  steigen  gemacht,  und  die  vorhandene  Geldmasse  für  den  täglichen 
A erkehr  absorbirt.  Es  ist  dadurch  der  Pi’cis  der  Cat)italien  so  hoch  n’Cstieti'cn, 
dass  der  Worth  desselben  zu  gros.s  ^■OAvorilcn  ist,  um  ein  Capital  zum 
ZAvecke  regelmässigen  Betriebes  aufnclnnen  zu  können;  die  grosse  Aufgabe 
für  alle  Verhältnisse  der  LandwIrthschaft  besteht  daher  jetzt  in  Oesterreieh 
darin,  Betriebseapitalien  zu  niässigen  Zinsen  tür  die  Herstellung  rationeller 
LandAA'irthschaft  und  zur  Ermöglichung  der  Ankäufe  kleinerer  Landgüter 
h erb  eiz  us  chaffen. 

Und  jetzt  kehren  Avir  diesen  Satz  um  und  Avenden  ihn  auf  die  früher 
aufgestellte  Behauptung  an,  Avesshalb  der  Staat  bisher  nicht  zum  Verkaufe 
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sc  ner  Domänen  im  Grossen  hat  schreiten  können.  Wir  zeigten,  dass  er  es 
ni2ht  gethan  hat,  weil  er  nicht  im  Stande  war,  annähernd  den  walu’en  Werth 
de  rselben  zu  erhalten.  Jetzt  sind  die  beiden  Grund  Verhältnisse  aufgehoben, 
d e dies  verhinderten,  die  Robot  und  die  Beschränkung  des  Eigenthums- 
i’(  ehtes.  Indem  nun  der  Staat  Betriebscapitalien  zu  mässigen  Zinsen  für  den 
Luidwirth  überhaupt  schatft,  was  wh’d  die  Folg<;  für  den  Domänenver- 
k ,uf  sein?  Diese  Folge  ist  klar;  nur  durch  jenes  Mittel  wird  er  wirklich  in 
dm  Stand  kommen,  diejenigen  Capitalien  selbst  zu  schaffen  und  zugleich 
n it  hypothekarischer  Sicherheit  zu  fimdiren , durch  welche  er  allein  jenen 

V ahreii  Werth  seiner  Domänen  zur  Abzahlung  der  Schuld  erzielen  kann. 

Dieser  Satz  ist  so  einfach,  dass  nur  die  Grossartigkeit  seiner  Anven- 
d ing  ihn  schwierig  macht.  Und  doch  ist  cs  die  Aufgabe  der  Staatsviith- 
s haft,  auch  noch  die  andern  bedeutenden  Folgen  desselben  ins  Auge  zu 
fissen.  Fs  ist  das  Bedürfniss  von  ümlaufsmitteln , durch  welches  der 
gegebenen  Form  des  Geldes  gegenüber,  die  in  Noten  besteht,  der  Cours 
d eser  Noten  bei  weitem  mehr  als  durch  die  Silberbestände  der  Bank 
aifrccht  gehalten  wird.  Wenn  nun  die  grossen  Güter  mul  namentlich  die 
I omäneii  der  rationellen  Landwirthschaft  übergeben  werden,  so  wird  dadurch 

V ieder  das  Bedürfniss  nach  Umlaufsmitteln  noch  weiter  vermehrt,  und  mithin 
d 31-  Coiu-s  der  Noten  schon  an  und  für  sich  gehoben  werden.^  Ein  Verkauf 
d er  Domänen  zum  Zwecke  der  Deckung  der  Staaisschulden  in  Zetteln  hat 
diher  gerade  in  Oesterreich  eine  zweifache  Wirkung  auf  den  Com's  des 
I apiergeldes.  Es  wird  das  letztere  durch  die  Summe,  welche  füi'  den 
(rrund  und  Boden  eingeht,  fiindirt  und  diu’ch  die  vermehrte  Production, 
\ eiche  sich  an  die  verkauften  Grundstücke  anscliliesst,  zu  gleichei  Zeit 
g ehoben.  Und  so  wird  diese  Massregel , welche  die  Anlage  von  Capitalien 
i n Grundbesitze  durch  Herstellung  und  Ordnung  des  Realcredits  möglich 
1 nicht,  die  Ordnung  des  Papiergeldes  wesentlich  bessern,  selbst  ohne  uimiit- 
tilbare  Einwirkung  auf  die  Bank. 

Aber  eben  so  wichtig  ist  die  zweite  Seite  der  Sache,  die  eben  so  wenig 
(iner  weiten  Ausführung  bedarf.  Jedes  Unternehnien  in  den  neuen,  der 
] 'rivatindustrie  durch  einen  solchen  Verkauf  geöffneten  Grundstücken  ist 
1 icht  bloss  ein  Factor  für  das  Nationalvermögen  im  Allgemeinen  und  die 
( xeldverhältnisse  im  Besonderen , sondern  es  whd  zugleich  ein  Element  für 
i ie  Vermehrung  der  directen  und  indirecteii  Steuern  des  Staates.  Und  dieselbe 
j lassregel  daher,  durch  welche  der  Staat  ein  erreichbares  und  billiges  Capital 
1 ir  den  Grundbesitz  schafft,  wird  ihm  nicht  allein  die  Entwicklung  der  schon 
1 orhandenen  Betriebe  sichern  und  neue  hinzuschatien,  sondern  sie  whd  ihm 
j iisser  dem  Verkaufscapital  auch  noch  die  gleiche  Summe  von  steuerfähigen 
Capitalien  in  dem  Gebiete  seiner  früheren  Domänen  erzeugen. 
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X. 

Auf  dieseWeise  ziehen  sich  gleichsam  in  concentrischen  Kreisen  die  wich- 
tigsten Folgen  um  die  Frage,  wie  jene  Forderung  der  österreichischen  Land- 
wirthschaft nach  einem  billigen  und  doch  gesicherten  Betriebscapital  zu 
erfüllen  ist.  Und  es  ist  daher  leicht  erklärlich , dass  man  schon  lange  diesen 
Punkt  in  ernste  Untersuchung  gezogen  hat.  Auch  ist  man  über  die  Natur 
und  das  Princip  der  Sache  um  so  mehr  einig,  als  es  sich  hier  nicht  etwa  um 
einen  neuen  Grundgedanken  handelt.  Alle  diejenigen,  welche  über  die  Ver- 
hältnisse der  österreichischen  Landwirthschaft  nachgedacht  haben  , stimmen 
darin  überein,  dass  dem  dringenden  Bedürfnisse  nur  durch  eine  Ilvpothe- 
kenbank  abgeholfcn  werden  konnte.  Trotzdem  ist  eine  solche  Hypotheken- 
bank nie  in’s  Leben  gerufen  worden. 

Es  gab  nämlich  für  die  Errichtung  einer  solchen  Bank  nur  zwei  Formen. 
Man  konnte  diese  Bank  nach  den  einzelnen  Ländern  vertheilen,  und  zwar 
so,  dass  jedes  Land  seine  eigene  Bank,  und  mithin  auch  seine  eigene  selbst- 
ständige Verw'altung  dieserBank  erhalten  hätte.  Oder  man  konnte  eine  Central- 
Hypothekenbank  für  die  ganze  Monarchie  bilden , und  diese  von  Wien  aus 
in  allen  Thcilen  der  Monarchie  als  ein  neues,  mehr  oder  weniger  selbst- 
ständiges Glied  der  Finanzwirthschaft  tüngiren  lassen. 

Die  erste  Form  der  Ausführung  hätte  zur  Folge  gehabt,  dass  wenn 
man  den  einzelnen  Ländern  die  Bildung  und  Venvaltung  der  Banken  über- 
liess,  dieselben  schwerlich  von  Sonderinteressen  und  Sonderbestrebungen  frei 
geblieben  wären.  Nichts  wäre  alsdann  leichter  gewesen , als  die  freie 
Bew'egung  der  Capitalien,  die  durch  alle  Thcile  der  Monarchie  lebendig 
und  unaufgehalten  hindurchgehen  soll , zu  hemmen.  Es  war  also  der 
zweite  M eg  vorzuziehen  und  eine  grosse  Gesammt -Hypothekenbank  auf 
dem  blossen  Verwaltungswege  zu  realisiren.  Wir  lassen  die  Frage  bei 
Seite  über  Centralisirung  und  ihre  Gefahren;  denn  wer  über  die  Sache  nur 
einmal  ernsthaft  nachgedacht  hat,  der  w'eiss,  dass  die  Centralisirung  wie  alle 
grossen  staatlichen  Institutionen  und  Principien  überhaupt  an  sich  weder  gut 
noch  schlecht  ist,  sondern  stets  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  beurthcilt 
werden  muss.  Allein  in  Beziehung  auf  eine  Hypothekenbank  kam  es 
vielmehr  darauf  an,  derselben  den  Charakter  einer  realen  und  nicht  bloss 
administrativen  Centralisation  zu  geben,  und  dennoch  diese  ccntralisirte 
Bank  zu  gleicher  Zeit  mit  den  Interessen  aller  einzelnen  Länder  in  so  mate- 
rieller Weise  zu  verbinden,  dass  die  praktische  Thätigkeit  der  Bank  gezwun- 
gen werde,  mit  ihren  eigenen  allgemeinen,  zugleich  auch  provinzielle  und 
sogar  locale  Interessen  vertreten  zu  müssen.  Oder,  positiver  ausgedrückt, 
es  war  angezeigt,  die  Hypothekenbank  dadurch  den  eigenthümlichen  Ver- 
hältnissen Oesterreichs  entsprechend  herzustellcn,  dass  man  einen  Realbesitzer 
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icliuf,  der  an  das  Centrum  in  Wien  gebunden  j in  jedem  Theile  des 
Staates  grosse  Besitzungen  und  daher  mit  allen  Besitzern  zu  gleicher  Zeit 
Jas  grösste  und  allenthalben  gleiche  Interesse  hahe,  dui'ch  die  möglichst 
beste  Organisiiaing  des  Realcredits  den  Verkauf  -von  Grundbesitzungen  an 
neue  Unternehmer  zu  erleichtern. 

Diese  Aufgabe  -ward  durch  einen  Plan  gelöst,  dem  es  gegeben  war, 
alle  diese  Zwecke  zu  erreichen,  und  zu  gleicher  Zeit  auch  noch  in  die 
früher  darirele^ten  Schuldverhältnissc  des  Staates  zur  Bank  definitiv  ordnend 

o o 

einzugreifen. 


XL 

Man  sich  aus  unserer  Darstellung'  erinnern,  dass  der  Rest  der 

ersten  Zettelschuld  des  Staates  von  60  l\Iillionon  mit  einer  normativen 
Abzahlung  von  jährlichen  3 bis  5 Millionen  ihrer  Ablösung  entgegen  geht, 
mul  dass  die  z-^veite  grosse  Schuld,  die  noch  mit  circa  42  Millionen  restirt, 
gleichfalls  durch  Ueberweisung  von  Nationalanlehen  gedeckt  ist  und  ihre 
Abzahlung  findet.  Es  bleiben  daher  noch  155  Millionen,  für  welche  ein 
gleicher  Betrag  an  Domänen  der  Bank  überwiesen  und  dieselbe  zugleich 
zur  Vermehrung  ihrer  Fonds  und  zur  Errichtung  einer  Hypothekenbank 
veranlasst  ward. 

Gerade  in  dieser  Verbindung  beider  Bestimmungen  liegt  die  eigentliche 
Bedeutung  der  gegenwärtigen  Massregcln.  Hält  man  die  Nothwendigkeit 
für  die  grossen  Grundbesitzer  — deren  grösster  der  Staat  ist  — zu  einer 
rationellen  Wirthschaft  überzugehen,  zusammen  mit  der  Aufgabe,  für 
nlle  landwirthschaftlichen  Unternehmer  ein  billiges  Bctriebscapital  zu 
schaffen,  mit  der  Gewissheit,  dass  dem  billigen  Bctriebscapital  die 
höliercn  Verkaufspreise  der  Grundbesitzungen  überhaupt  und  der  Domä- 
nen insbesondere  folgen  werden,  mit  der  Sicherheit,  dass  daraus  eine 
höhere  Verwerthung  des  Staatseigenthums  und  zugleich  eine  Vermehrung 
der  Steuerkraft  des  erkauften  Staatsgutes  sich  ergeben  muss,  und  endlich 
mit  der  feststehenden  Regel , dass  der  Werth  der  Banknoten  steigen 
und  mithin  der  Pari-Cours  der  V^aluta  sich  nähern  muss  in  dem  Grade, 
in  welchem  die  Bank  selbst  in  den  Stand  gesetzt  wird,  die  Sicherheiten, 
welche  ihr  für  ihre  Forderungen  gegeben  werden,  zu  veräussern,  so 
wh'd  man  jetzt  begreifen,  dass  der  neue  Finanzplan  nicht  etwa  aus  einer 
lleihe  mehr  oder  weniger  nothwendigen  Massregeln  besteht , sondern 
lass  alle  seine  Bestimmungen  ein  fest  geschlossenes,  mit  dem  ganzen 
Leben  des  Reiches  und  seinen  innersten  Verhältnissen  auf  das  innigste 
verflochtenes  Ganzes  bilden,  aus  dem  man  keinem  Theil  entfernen  kann, 
)hne  dies  Ganze  selbst  in  seiner  wesentlichen  Bedeutung  zu  vernichten. 
Ls  war  unsere  Aufgabe,  dieses  j)lanmässige  Ineinandergreifen  der  gefassten 


Beschlüsse  und  der  Grundzüge  ihrer  Ausführung  darzulegcn.  Wir  wollen 
nun  fortfahren,  diesen  Zusammenhang  aller  einzelnen  Besthmnungen  in  sein 
rechtes  Licht  zu  stellen. 

Der  Unterschied,  der  durch  diese  Uebertragung  der  Staatsgüter  an 
die  Bank  in  ihrem  bisherigen  und  künftigen  Verhältnisse  zum  Staate 
hervorgebracht  wird,  besteht  zunächst  nicht  darin,  dass  jetzt  die  Bank 
plötzlich  im  Stande  wäre,  eine  Summe  von  155  Millionen  an  Zetteln  ein- 
zuziehen. Wir  haben  schon  früher  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  eine 
plötzliche  Verringerung  der  Zettelsumme  für  die  gegenwärtigen  Verhältnisse 
Oesterreichs  eine  höchst  gefahrvolle  Operation  sein  würde,  da  das  Bedürfniss 
nach  Umlaufsmitteln  viel  zu  gross  ist,  um  dieselbe  zuzulassen.  Das,  worauf 
es  ankommt,  ist  zuvörderst  nicht  die  wirkliche  Herstellung  einer  Silber- 
masse, welehe  der  Zettelmasse  bankmässig  entspricht,  sondern  die  Mög- 
lichkeit, dass  dies  geschehen  kann,  und  das  gesicherte  Vertrauen,  dass 
geschehen  wird,  was  eben  geschehen  kann  und  soll.  Dieses  Vertrauen  ist 
durch  die  getroffene  Massregel  über  allen  Zweifel  erhoben  worden,  und  das 
ist  eine  Operation,  durch  welche  die  Bank  selbst  in  die  Lage  kommt,  die 
Realisirung  ihrej-  Forderung  zu  betreiben.  Das  der  Bank  übertragene  Recht 
an  den  Staatsgütern  stellt  daher  die  Tilgung  seiner  Zettclschuld  von  155  Millio- 
nen eben  so  objectiv  fest,  wie  es  die  Tilgung  der  andern  beiden  Posten  von 
60  und  42  Millionen  Ist.  Es  ist  der  entsclieidcnde  Schritt,  durch  welchen 
der  Staat  die  Bank  dafür  verantwortlich  macht,  dass  sie  selbst  ihren  Gläu- 
bigern zahlhaft  werde. 

Dass  nun  dabei  die  Natur  der  Staatsgüter  und  die  grosse  Bedeutung  der 
Operation  an  sich  eine  Mitwirkung  der  Staatsverwaltung  bei  dem  wirklichen 
Verkaufe  durchaus  unerlässlich  erscheinen  lässt,  liegt  klar  vor.  Es  kann  der 
Bank  eben  so  wenig  überlassen  bleiben,  durch  einen  zu  massenhaften  und 
plötzlichen  Verkauf  den  Preis  so  sehr  zu  drücken,  dass  trotz  aller  LTnsicht 
der  wahre  Werth  der  Domänen  nicht  erzielt  wird,  noch  auch  darf  im  einzel- 
nen Falle  der  Preis  ganz  ohne  Mitwirkung  dos  Staates  bestimmt  werden.  Die 
betreffenden  Modalitäten  der  Ausführung  in  diesem  Punkte  sind  daher  von 
grosser  Wichtigkeit;  indessen  leuchtet  es  ein,  dass  sie  die  Sache  selbst  durch- 
aus nicht  weiter  berühren,  sie  beziehen  sich  nur  auf  die  Ausführung  der 
durch  das  Uebertragen  des  Eigonthums  an  die  Bank  schon  ohnehin  fest- 
stehenden Massregel. 

Bei  alledem  würde  im  Grunde  erst  für  die  Valuta  und  die  Staatsschuld 
gesorgt  sein.  Von  dom  höhern  Standpunkte  der  Finanzverwaltung  aus 
kann  es  in  der  gegenwärtigen  Sachlage  aber  keineswegs  bloss  darauf 
ankommen.  Es  wird  vielmehr  erst  dann  der  Zweck  erreicht  werden,  wenn 
durch  jene  Ueberlassung  der  Domänen  an  die  Bank  zugleich  mit  dem 
Verkaufe  derselben  die  Entwicklung  einer  rationellen  Landwirthschaft  sich 
verbindet.  Dies  nun  kann,  wie  wir  zeigten,  nur  dadurch  geschehen,  dass  man 
dem  landwirthscliaftlichen  Betriebe  ein  möglichst  billi^'os  und  leicht  erreich- 
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bares  ßetriebscapital  vermöge  einer  Hypothekenbank  für  den  Grundbesitz 
verschafft. 

Es  ergibt  sicli  demnach,  dass  die  Bank  durch  ihr  Interesse  an  dem 
\ erkaufe  der  Staatsgüter  zugleich  das  grösste  Interesse  an  der  Errich- 
tung  einer  solchen  Hypothekenbank  hat.  E.s  ist  merkwürdig  genug, 
dass  die  bisherigen  Beurtheilungon  der  neuen  Hypothekenbank  gerade 
diesen  Punkt  am  wenigsten  beachtet  haben.  Min  hat  von  der  Verbin- 
dung der  Hypothekenbank  mit  der  Bank  in  der  That  nur  die  eine  nega- 
ti\  e Seite  aufgefasst.  Man  hat  in  der  Hypothekenbank  entweder  nur  eine 
vertragsmässige  Verpflichtung  der  Bank,  oder  eine  ihr  nicht  entsprechende 
Autgabe  gesehen.  Man  hat  freilich  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass  schon 
bei  Gründung  der  Bank  dei'selbe  Gedanke  mit  aufgenommen  ward,  und 
dass  daher  weder  in  jener  Verjdlichtung,  noch  in  jener  Aufgabe  etwas  wirk- 
lich Neues  ist.  IMan  hat  aber  das  Neue  und  Eigcnthümliche  des  Vcrhiütnisses 
geU  nicht  hen  orgehoben.  Lnd  dies  besteht  eben  darin,  dass  durch  denselben 
Act,  vclcher  die  Abzahlung  der  Zettelsehuld  an  die  Bank  sichert,  zugleich 
die  Hypothekenbank  für  die  Bank  zu  einer  Lebensfrage  geworden  ist,  da  nur 
diese  den  raschen,  gesicherten  und  zugleich  angemessenen  Verkauf  de.”  Bank- 
güter an  Pi  ivate  ermöglicht. 


Man  wird  es  jetzt  als  etwas  sehr  Einfaches  und  Vcrstiindliches  erkennen, 
dass  die  Ilypotlickenbank  aus  den  Actionüren  der  Bank  gebildet  wnirde. 
Die  Hypothekenbank  ist  daher  in  der  That  nicht,  wie  es  auf  den  ersten  Blick 
scheinen  muss,  ein  ganz  für  sich  stehendes  Institut,  sondern  das  ist  der  Sinn 
dieser  ganzen  .Alassreget,  dass  die  Ueberlassung  der  Domänen  an  die  Bank 
erst  durch  die  Errichtung  der  Hypothekenbank  ihre  rechte  Erfüllung  erhält, 
während  andererseits  die  Errichtung  der  Hy]jothekcnbank  durch  jene  Ueber- 
lassiing  der  Domänen  an  die  Bank  theils  erst  ihre  Ausführbarkeit,  theils  auch 
ihren  bedeutenden  wahren  Wii-kungskreis  erhalten  hat. 


In  diesem  Sinne  haben  wir  früher  gesagt,  dass  die  ergriffenen  Mass- 
egeln  ein  Ganzes  bilden,  das  man  nicht  verstehen  kann,  so  wie  man  sich 
leibeilässt,  iig’cnd  einen  Punkt  in  demselben  für  sich  allein  zu  betrachten. 
Es  leuchtet  aber  ein,  dass  in  diesem  ganzen  Plane  nicht  mehr  bloss  eine  Geld- 
ipcration  vorliegt;  ja  dass  derselbe  seinem  Wesen  nach  sogar  iveit  über 
las  Gebiet  der  btaatsschulden  und  ihrer  Abzahlung  hinausgreift.  • Wir 
iahen  versucht,  den  inneren  Zusammenhang  der  einzelnen  Bestimmungen 
lachzuweisen;  Avir  können  es  jetzt  unbedenklich  unseren  Lesern  überlassen, 
las  Verhältniss  der  ganzen  Massregel  zu  der  staatsAvirthschaftlichen  Eigen- 
hünilichkeit  Oesterreichs  und  seiner  ivahren  Hidfsipiellen,  und  zu  den 
possen,  duich  Vissenschatt  und  Erfahrung  gleich  fest  begründeten  Princi- 

lien  der  Finanzverwaltung  und  der  GeldAvirthschal’t  in  einem  Blick  zusani- 
. nenzufassen. 
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XII. 

Allein  trotz  dieser  in  sich  abgeschlossenen  Gestalt  des  neuen  Planes 
bleibt  uns  dennoch  noch  eine  Seite  desselben  übrig,  die  in  den  Augen  Vieler 
vielleicht  die  Avichtigste,  für  alle  Verständigen  aber  in  jedem  Falle  eine  hoch- 
bedeutsame sein  AA'ird.  Offenbar  ist,  Avenn  man  die  stets  zulässige  und  zu- 
Aveilen  nothwendige  Unterscheidung  zAA'ischen  den  eigentlichen  Finanzen  und 
der  StaatsAvirthschaft  in’s  Auge  fasst,  bisher  voi’Aviegcnd  von  der  finanziellen, 
auf  die  eigentliche  GcldAvirthschaft  des  Staates  bezüglichen  Seite  jener  L^eber- 
lassung  der  Staatsgüter  und  der  damit  innig  verbundenen  Aufstellung 
einer  Hypothekenbank  die  Rede  gCAvesen.  Wir  Averden  es  jetzt  versuchen, 
dasjenige  darzulegen,  durch  Aveiches  die  Beziehung  zu  weiteren,  in  geAA'isseni 
Sinne  noeh  viel  tiefer  greifenden  AuUaben  herffestellt  Avird. 

Mag  man  sich  die  Veräussenmg  der  Domiinen  unter  was  immer  für 
einer  Form  denken ^ so  wird  man  stets  von  der  Tliatsaolie  ansgelicn  müssen, 
dass  cs  eben  ausserordentlich  grosse  Gütercomplexe  sind,  um  welche  cs 
sicli  handelt,  ln  ßeziehung  darauf  nun  gibt  es  zwei  Wege,  zwischen  denen 
man  zu  wiililen,  oder  die  man  in  geeigneter  Weise  niit  einander  zu  erläutern 
hat.  Man  kann  nämlicli  entweder  den  Verkauf  im  Grossen  einleiten,  so 
dass  für  Zalilung  mächtiger  Cajiitalien  aucli  mächtige  Gi’undbcsitzungen 
geschaften  werden.  Oder  man  kann  vorwiegend  an  diejenige  Art  des  Ver- 
kaufes denken,  die  man  als  dii;  Ikireellirung  zu  bezeichnen  phegt.  Oder 
endlich  man  kann  theils  im  Grossen,  theils  aber  auch  in  Parccllcn  verkaufen. 
Fs  ist  einleuchtend,  dass  bei  einem  Plane,  tler  das  ganze  wirthschaftliche 
Leben  des  Staates  umfasst,  eine  so  wichtige  Frage  unmöglich  unberücksich- 
tigt bleiben  konnte.  Und  es  möge  uns  daher  gestattet  sein,  die  Gesichtspunkte 
hervorzuheben,  welche  hiefür  der  Natur  der  Sache  nach  in  Betracht  kommen. 

Es  ist  zunächst  wünschenswertli,  dass  in  jeder  Vertheilung  des  Grund- 
besitzes nicht  eine  Grösse  der  Besitzungen  absolut  dominire.  Es  ist  weder 
gut,  wenn  die  grossen  Grundbesitzungen  vorherrschen,  noch  auch  wenn  die 
kleinen  Grundbesitzungen  die  überwiegende  Form  der  Vertheilung  bilden. 
Es  muss  im  Gegcnthcil  gewünscht  werden,  dass  zwischen  iler  Classe  der 
grossen  Grundbesitzer  und  derjenigen  der  kleinen  Leute  eine  zweite,  die 
bäuerliche  MittelcI  assc,  mitten  zwischen  beiden  stehe.  Diese  Forde- 
rung wird  in  unserer,  dem  Verständnisse  der  gesellschaftlichen  Elemente  mit 
besonderer  Thcilnahme  zugewendeten  Zeit  der  Verwaltung  eines  Staates 
unabweisbar  erscheinen.  Dasselbe  aber  muss  gefordert  werden  vom  rein  wirth- 
schaftlichen  Standpunkte.  Es  ist  die  Herstellung  einer  tüchtigen  bäuerlichen 
MIttelclassc  neben  dem  kleinen  Arbeiter  und  dem  sprossen  Besitzer  ziurleich 
die  Grundlage  einer  Avolilorgani.sirten  VolksAvirtliscliaft,  und  diejenige  eines 
ergiebigen  und  regebnässigen  Ertrages  der  Steuern.  Man  Avird  daher  ini 
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A^llgcmelnen  sagen  können ^ dass  jede  Verwaltung  dahin  streben  muss,  eine 
solche  Mittelclasse  mit  den  beiden  andern  Elementen  zi^leich  zu  erzeugen 
ind  zu  Ci'halten.  Dieser  allgemeineSatzwird  natürlich  indemGradepraktisch 
aothwendiger,  je  mehr  unter  gegebenen  Verhältnissen  bereits  die  eine  oder 
indereClasse  durch  den  Gang  der  Geschichte  zur  vorherrschenden  geworden 
st.  Lnd  es  leuchtet  demnach  ein,  dass  gerade  unter  solchen  Umständen  der 
^ erkauf  der  Domänen,  namentlich  wo  dieselben  in  grösserer  Masse  vorkom- 
uen,  nicht  bloss  als  ein  Factor  in  der  Gcldwlrthschaft  des  Staates,  sondern 
LUch  als  ein  Element  höherer  Erwägungen  zu  betrachten  ist. 

In  den  östlichen  Provinzen  der  Monarchie,  wo  der  Hauptcomplcx  der 
:ur  \ eräusserung  bestimmten  Domänen  liegt,  herrscht  bekanntlich  der 
, '•rosse  Grundbesitz  als  Ilauptform  der  territorialen  Vertheilung  vor.  Schon 
*or  hundert  Jahren  erkannte  die  Regierung  mit  voller  Klarheit,  dass  das 
• ■inzige,  was  den  wirtlischaftlichcn  Zuständen  di(;ser  so  reich  gesegneten 
.^ande  fehle,  eben  ein  mittlerer  Rositz,  ein  Stand  w(*hlarrondIrter  und  mithin 
'V'ohlhabender  Bauern  sei.  Die  Versuche  der  Colonisirung,  namentlich  in 
ngarn,  zeigen  auf  jedem  Punkte,  dass  die  Regieuing  gerade  diese  Lücke 
( urch  ihre  verschiedenen  Massregeln  auszufiillcn  bemüht  war.  LTnd  bekannt- 
lich ist  ihr  dies  in  einigen  Gebieten  so  vollständig  gelungen,  dass  der  her- 
1 eigezogene  deutsche  Bauernstamm  den  Kern  von  Tüchtigkeit  und  Wohl- 


I abenheit  für  weite  Gebiete  des  fruchtbaren  Ostens  abgibt. 

Indessen  blieben  diese  Versuche  örtlich  beschränkt.  Und  zwar  lagen 
( ie  Gründe  dafür  hauptsächlich  In  den  rechtlichen  A erhältnissen  und  in  dem 
Ilangel  einer  tüchtigen  Verwaltung.  Als  nun  in  der  neuesten  Zeit  die  Inneren 
Störungen  das  alte  Svstem  der  Verwaltung  und  des  Rechts  zum  Falle 
1 rächten,  da  konnte  die  grosse  Frage  aus  einer  theoretischen  zu  einer 
] raktlsclien  werden,  in  welcher  Weise  die  Veräusserung  der  Domänen  zu 
1 ewerkstelligcn,  und  in  welcher  Weise  dieselbe  wünschenswerth  sei.  Da 
i ber  der  gegenwärtige  Charakter  der  Landwirthschaft  in  Oesterreich  we- 
S3ntlich  aut  dem  Mangel  an  Betriebscapital  beruht,  so  ergeben  sich  daraus 
2wel  Folgen,  die  mit  einander  Im  Zusammenhänge  stehen. 

Zuerst  nämlich  hat  sich  dui'ch  denselben  eine  grosse  Neigung  auch  bei 
c en  grossen  Grundbesitzern  In  l^ngarn  erzeugt,  Thcile  ihrer  Güter  an  Ein- 
zelne zu  verkaufen,  um  mit  dem  Capitale  den  Rest  zur  productiveren  AVirth- 
sdiaft  überzutühren  — eine  Neigung,  für  die  es  früher  wegen  des  absoluten 
I äherrechts  der  Geschlechter  keinen  Raum  gab,  und  die  wegen  der  übrigen 
T nsicherhelt  der  Verhältnisse  keine  entsprechende  Kauflust  erwecken  konnte. 
Jetzt  aber,  wo  das  volle  Elgenthiim  auf  jeden  Käufer  libergehen  kann,  und  wo 
das  erworbene  Eigeuthum  als  vollkommen  gesichert  erscheint,  tritt  dieselbe 
n cht  bloss  mit  weit  grösserem  Nachdruck  sondern  auch  mit  einer  weit  grösse- 
r Ul  Berechtigung  auf,  und  wird  demnächst  zu  einem  Avichtigeren  Factor  der 
n luenA  erhältnisse  werden.  Die  Erreichung  dieses  grossen  Zieles  hat  bei  dem 
A angel  an  ßetriebscapitalien  und  Arbeitskräften  eine  Avesentliche  Voraus- 
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Setzung.  Es  muss  nämlicli,  so  weit  als  tlumlicli,  dahin  gewirkt  werden,  jene 
Beti’iehscapitalien  aus  andern  Ländern  lierbeizuzichen. 

Andererseits  aber  muss  der  erste  Blick  auf  die  wirtbscbaftlicben,  und 
namentlich  auf  die  landwirtbscbaftlicben  Zustände  Deutschlands  jeden  vorur- 
theilsfreien  Beobachter  darüber  belehren,  dass  vermöge  des  eigentbümlicben 
Charakters  der  deutschen  landwirtbscbaftlicben  Classen  ein  solches  über- 
scliüssige  Capital  vorhanden  sei,  ohne  dass  dennoch  für  dasselbe  eine  aiifre- 
messene  Verwendung  dort  gefunden  werden  könnte. 

Wer  die  Gegenden  Deutschlands  kennt,  die  sich  vor  allem  durch  ihre 
Landwirthschaft  auszeichnen,  der  wird  wissen,  dass  hier  gerade  in  der 
neuesten  Zeit  die  Grundbesitzungen  ausserordentlich  im  Preise  gestiegen 
sind.  Die  Gründe,  welche  diese  Preissteigerung  erzeugten,  haben  zugleich 
bei  den  Besitzern  in  den  meisten  nördlichen  Provinzen  die  Capitalsbildung 
gefördert.  Allein  da  zugleicli  die  Höfe  entweder  durch  die  Gesetze  oder 


durch  die  Sitte  vor  der  Zerstückelung  bewahrt  werden,  so  hat  sich  dort  eine 
Classe  gebildet,  die  wir  im  Allgemeinen  als  die  Classe  der  jüngeren 
Söhne  bezeichnen  möchten.  Sie  umfasst,  von  den  grösseren  Grundbesitzern 
bis  zum  Halb-  und  selbst  Viertel-Hufner  hinab,  alle  männlichen  Kinder  des 
Hauses,  die  zwar  ein  kleineres  oder  grösseres  Gcldcapital  aus  dem  väter- 
lichen Erbe  erhalten,  aber  keinen  Grundbesitz.  Dies  Geldeapital  ist  nun  in 
den  bei  weitem  meisten  Fällen  zu  klein,  um  ein  neues  Grundstück  dafür 
kaufen  zu  können,  zu  gross,  als  dass  jene  genannten  Söhne  gerade  Taglöhner 
f werden  möchten.  Auf  dem  Lande  In  der  Mitte  der  Landwirthschaft  erzogen, 

haben  dieselben  weder  Lust  noch  Zeit,  .sich  mit  gewerblicher  Arbeit  zu 
beschäftigen.  Sie  stehen  daher  meist  in  einem  sehr  schiefen  Verhältnisse, 
ohne  dass  demnach  ihnen  unter  jener  Ordnung  der  Dinge  unmittelbar  zu 
^ helfen  wäre.  Niemand  kann  sich  darüber  täuschen,  dass  dies  Verhältniss 

äkeln  gutes,  und  dass  cs  dennoch  ein  Im  Steigen  begriffenes  ist.  Und  daran 

schliessen  sich  dann  eineKcihe  anderer  Fälle,  welche  einzelnen  Besitzern  das 
Verlassen  ihrer  Heimath  wünschenswerth  machen,  so  dass  auf  diese  W'eise 
gerade  der  Fortschritt  der  Cultur  jenen  Ucberschuss  an  Capital  und  Arbeits- 
kraft für  die  Landwirthschaft  erzeugt,  in  dom  sieh  Gutes  und  Bedenkliches 
' in  eigenthümlicher  W^eise  vermischen. 

Dieser  üeberschuss  ist  nun  bisher  wesentlieh  nach  Amerika  abgeflossen. 
"Wir  haben  über  die  Auswanderung  nach  Amerika  hier  natürlich  nichts  zu 
sagen.  Aber  soviel  dürfte  jetzt  feststehen,  dass  der  Zweifel  an  den  Vorthelleii 
und  den  Annehmlichkeiten  der  Auswanderung  nach  Amerika  als  ein  sehr 
wohl  gegründeter  anzunchmen  ist.  Die  Zahl  der  Rückkehrenden  mehrt  sich 
jährlich.  Es  kommt  darauf  an,  ihm  eine  andere  Zukunft  zu  bieten,  und  bei 
dem  gesunden,  geraden  Sinne  des  deutschen  Bauernstandes,  bei  seiner  ange- 
stammten Tüchtigkeit  ist  es  keine  Frage,  dass  sich,  wenn  nur  einmal  die 
Gnindlagen  feststehen,  alles  Einzelne  leicht  durch  eine  tüchtige  Leitung 
ordnen  werde. 


XI  IT. 


Denkt  man  sicli  diese  «Tossenj  zunächst  aut  den  Realeredit  und  die 
Ulf  ihm  berulicnde  Entwickluntr  der  Agricultur  berechneten  Institute  in 
hrer  vollen  Thäti^keitj  so  Icuclitct  es  ein,  dass  immer  noch  ein  wichtiges 
Grebiet  übrig*  bleibt ^ welches  von  demselben  nicht  unmittelbar  iimfesst 
wird.  Es  Ist  aber  iiothwendig,  auch  dieses  in  seiner  Redeutung  mit  aufzuneli- 
tucn,  denn  es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  erst  hier  das  letzte  Glied  der  auf 
len  Realeredit  bezüglichen  Pläne  gefunden  werden  wird.  Wir  meinen  näm- 
ich  den  kleinen  Realeredit,  der  in  vieler  Rczichu ng  nicht  weniger  wichtig 
st,  als  der  grosse,  und  welcher  zunächst  in  zwei  flauptarten,  den  kleinen 
dealcredit  der  Städte  und  denjenigen  des  Landes  zerfällt. 

Der  kleine  Realeredit  der  Städte  nämlich  berulite  und  beruht  noch  jetzt 
luf  den  Sparcassen.  Wir  haben  hier  über  die  Bedeutung  der  Sparcassen 
in  sich  nichts  zu  sagen.  Allein  jede  Sparcassc  steht  ihrer  Natur  nach  in  dem 
V'crhältnisse,  dass  sich  die  beiden  Zweige  derselben,  das  Aufnehmen  von 
hinlagen  und  das  Ausleihen  der  letzteren,  gegenseitig  ungefähr  decken.  Es 
A'Ird  der  Regel  nach  eine  Sparcassc  ihre  Darlehen  innerhalb  desselben 
jrebictes  geben,  In  welchem  sic  zum  Empfange  von  Einlagen  berechtigt 
st.  Aus  diesem  naturgemässen  Verhältnisse  ergibt  sich  nun,  dass  die  Ver- 
wendung der  Sparcassegelder  in  den  Städten,  in  denen  sie  selber  entstehen, 
hlatz  greift,  so  dass  die  Sparcassc  gleichsam  von  selbst  die  Bank  für  die 
deinen  städtischen  Hypotheken  wird,  ein  Verhältniss,  das  in  jeder  Beziehung 
dn  sehr  heilsames  und  gesundes  ist.  So  ist  es  wohl  allenthalben,  und  so  war 
3s  auch  in  Oesterreich. 

Auch  dies  nun  Ist  In  neuerer  Zeit  durch  die  Geldnoth  und  die  daraus 
mtstehenden  hohen  Zinsen  ernstlich  gestört.  Die  Möglichkeit,  mit  den  in  den 
Sparcassen  deponirten  Geldern  einen  bedeutend  hohem  Ertrag  zu  gewinnen 
als  die  gesetziuässigen  Zinsen  der  Sparcassen  selbst  betragen,  hielt  die  grös- 
seren Einlagen  von  den  letzteren  zurück,  und  veranlasste  andererseits  alle, 
welche  irgendwie  bedeutendere  Summen  zu  fordern  hatten,  ihre  Capitalien 
zu  kündigen.  Daher  die  bekannte  Erscheinung,  dass  die  ausgezahltcn  Sum- 
men die  cingezahlten  überstiegen,  was  wiederum  die  Kündigung  der  Spar- 
cassengeldcr  und  mithin  Verlegenheiten  der  Sparcassonschuldner  zur  Folge 
hatte.  Daraus  wiederum  ergab  sich  das  Sinken  des  kleinenRealcredits,  und  dies 
Sinken  äusserte  sich  in  zweiWelsen,  die  beide  gleich  sehr  bedenklich  sind.  Zu- 
erst sank  der  Preis  der  städtischenRealitäten  durch  die  steigende  Schwierigkeit, 
Geld  auf  dieselben  geliehen  zu  bekommen;  dann  nahm  auf  allen  Punkten  die 
Zahl  und  der  Umfang  der  Bauunternehmungen  ab,  trotzdem  dass  die  Zahl 
der  Bewohner  der  grösseren  Städte  ihre  beständige  Tendenz  zum  Steigen 
bcibehielt.  L^nd  da  cs  mm  ein  bekannter  und  in  leicht  erklärlicher  Weise 
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wohlbogründeter  Erfahrungssatz  ist,  dass  das  ßlülien  der  Bauunternchmun- 
gen  die  Bedingung  für  das  Blühen  der  meisten,  und  das  Zeichen  für  das 
Wohlergehen  aller  Gewerbsunternehmungen  Ist,  so  wird  man  jetzt  ohne 
Schwierigkeit  den  Grund  vieler  in  dem  Gewerbsstande  laut  werdenden  Kla- 
gen verstehen. 

Es  musste  daher  als  eine  selir  Avichtige  Aufgabe  anerkannt  werden,  den 
Sparcassen  ihre  frühere  Thätigkcit  wieder  zu  geben.  Und  dies  konnte  otfen- 
bar  nur  auf  einem  Wege  geschehen.  Man  musste  die  LTrsaehe  entfernen, 
welche  die  der  Sparcassc  naturgemäss  angehörlgen  Capitalien  derselben  theils 
entzog,  theils  sie  von  ihnen  entfernt  hielt.  Dieser  Grund  aber  war  kein 
anderer  als  die  unnatürliche  Höhe  der  Zinsen,  die  aus  der  Störung  der  Cre- 
ditvcrhUltnisse  hervorgegangen  ist.  Es  Ist  eine  sehr  wichtige  Aufgabe  der  Re- 
gierung, durch  IIcrbcischatFung  von  flüssigem  Capital  jene  naturgemässc  Real- 
creditordnung  in  den  Stand  zu  setzen,  dass  sic  sicli  A^ermöge  der  im  städtischen 
Kreise  selbst  liegenden  Elemente  Avieder  hcrstelle.  Es  bedarf  dazu  keines 
Vorschusses  und  keiner  eingreifenden  Massregcl.  Es  ist  nur  nöthig,  dass  das 
Geld  überhaupt  billiger  AA’crde,  um  die  Sparcassc  Avieder  zum  Mittelpunkte  der 
Ansammlung  für  den  städtischen  kleinen  Realeredit  zu  machen.  Und  die 
Erfahrung  Avird  schon  im  Laufe  einer  kurzen  Zeit  lehren,  Avic  wichtig  und  aaüc 
praktiscli  die  Herstellung  der  grossen  Creditinstitute  um  der  kleinen  Avillen  ist. 

Dies  nun  ist  das  Verhältniss  des  kleinen  städtischen  Rcalcredits.  o nun 
auch  das  Land  Sparcassen  A^on  Erheblichkeit  hat,  da  treten  für  diese  auch  in 
den  ländlichen  Gemeinden  die  gleichen  Gesetze  ein.  In  Oesterreich  Indessen 
Avar  und  ist  dies  nur  A’erhältnissmässig  Avenig  der  Fall.  Hier  half  bisher  ein 
anderes  Institut  dem  kleinen  ländlichen  Realeredit  in  eigenthümllchcr 
Weise  aus.  L^nd  Avir  Averden  jetzt  kurz  darstellen,  Avic  dies  gCAA'csen,  Avie 
dies  gestört,  und  Avodurcli  ihm  Avleiler  zu  helfen  ist. 

Vor  der  Einführung  der  neuen  Organisation,  unter  der  Herrschaft  der 
alten  Patrimonial- Jurisdiction,  bestand  ein  Verhältniss,  das  ein  ungemein 
nützllclies  und  entsprechendes  \A'ar.  In  jeder  patriinonialen  Herrschatt  näm- 
lich war  der  Herr  zugleich  der  Verwalter  der  Waisenfonde,  und  andererseits 
waren  auch  dIeGrundbücher  mit  derllerrseliaft  verbunden.  Diese  beiden  Auf- 
gaben Avurden  nur  A’on  dem  Gerichtshalter  dcrllci'rscliaft  A'erAvaltet.  Dieselben 
hatten  zuerst  die  Pflicht,  die  Waiseugelder  auf  angemessene  Art  zu  belegen, 
um  denAVaisen  einen  Ertrag  für  ihre  Einschüsse  zu  sichern,  und  andererseits 
hatteer  das  Recht,  vermöge  seiner  Grundbuchsführung  ohne  grosse  ScliAvierlg- 
keiten  etwaige  Anlehen  auf  die  Folien  der  einzelnen  Gutsangehörigen 
zu  übertragen.  Mitten  unter  diesen  lebend,  in  genauester  Bekanntschaft  mit 
ihrer  Wirthschaftsführung  in  iln*em  Ansprüche  auf  Credit,  konnte  er  daher 
ohne  alle  Umstände  ihnen  aus  den  Waisengeldern  V orschüsse  bewilligen,  und 
diese  Vorschüsse  sofort  und  beinahe  ohne  Kosten  in  die  Folien  der  Bauern 
eintragen.  Das  geschah  fast  in  allen  Kronländern,  Die  \\  alsenfonde  Avurden 
die  kleinen,  communalen  Creditbanken.  In  ihnen  sammelten  sich  die  kleinen 
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Jleträge  der  Waisengclder  bis  zu  einer  gewissen  runden  Summe  (wessbalb 
sie  die  cumulativen  Waisenfondc  hiessen)  und  gingen  dann  an  die  Cre- 
( itbedürftigen,  die  dabei  natürlich  wieder  grossen  Zeitverlust  noch  grosse 
] [osten  liatten,  und  dennoch  stets  vermöge  der  genauen  Bekanntschaft  mit 
( en  Einzelnen  vollkommene  Sicherheit  darboten.  Es  haben  diese  Waisen- 
f )nde  auf  diese  eise  sehr  gut  gewirkt,  und  mau  kann  sagen,  dass  sie 
(3  waren,  die  in  den  meisten  Theilen  des  Reiches  die  kleineren  Grundbesitzer 
^or  der  Geldnoth  bew'ahrt  haben. 

Diesen  alten  Zustand  der  Dinge  hat  nun  die  neue  Ordnung  unmöglich 
^ emacht.  Erstens  ist  der  Gerichtshalter  verschwunden  und  an  seiner  Stelle 
s tzt  ein  kaiserlicher  Richter,  der  in  den  meisten  Fallen  nicht  im  Stande  ist, 
c en  persönlichen  Credit  der  kleinen  Grundbesitzer  zu  würdigen.  Andererseits 
i t die  Grundbuchsführung  mehr  centralisirt,  und  den  Bezirksgerichten  über- 
1 tssen.  Die  Folge  ist,  dass  jetzt  der  Bauer,  wenn  er  von  dem  Waisenfondc 
eine  Anleihe  machen  will,  meistens  eine  kleine  Reise  an  den  Sitz  des 
Bezirksgerichtes  zu  machen  und  unvermeidliche  Rosten  auszugeben  hat, 
1 rührend  zugleich  die  einzig  mögliche  Grundlage  der  Sicherheit  jetzt  eine 
f irmKche  Schätzung  seines  Besitzes  ist,  die  stets  sehr  theuer  wird.  Durch  das 
z usammentreiFen  dieser  Umstände  hat  nun  der  kleine  ländliche  Realcredit 
s dne  alte  Organisation  verloren,  und  das  in  einer  Zeit,  wo  auch  der  kleine 
I andmann  mehr  als  je  ein  flüssiges  Capital  nöthig  hat. 

Behält  man  nun  dabei  im  Auge,  dass  die  eigentliche  Kraft  der  Monarchie 
g erade  in  der  Landwdrthschaft  liegt , und  dass  jede  Entwicklung  der 
li  tzteren  als  eine  w'esentliche  Entwicklung  des  Ganzen  angesehen  w’'erden 
Uluss,  so  konnte  ein  so  wesentlicher  Theil  des  Geld-  und  Creditsystems  in 
C 'esterreich  der  ernsten  Beachtung  nicht  entgehen.  Und  zugleich  wird  es 
enleuchten,  dass  diesem  Verhältnisse  durch  die  Hypothekenbank  nicht 
a ^geholfen  werden  kann,  da  dieselbe  schw'erlich  mit  der  Lage  jener  klei- 
n3n  Creditbedürftigen  sich  w'ird  befassen  können.  Die  Hülfe  liegt  viel- 
n ehr  da,  wo  der  Uebelstand  selbst  Hegt.  Da  nämlich  auch  unter  den 
reuen  Organisationen  einerseits  die  Waisenfondc  und  andererseits  die 
Creditbedürftigen  geblieben  sind,  so  kömmt  es  nur  darauf  an,  das 
geeignete,  leicht  zugängliche  und  gewährleistende  Vermittlungsglied  zu 
fiaden,  das  die  Stelle  des  früheren  Gerichtsverwalters  zu  vertreten  im 
Stande  ist. 

Nachdem  wir  nun  auf  diese  Weise  in  ihren  Grundzügen  die  Gesammt- 
s’  tmme  der  auf  die  Ordnung  des  Credits  zunächst  des  Grundbesitzes  bezüg- 
li  dien  Principien  dargelegt,  bleibt  uns  jetzt  nur  noch  eine,  freilich  sehr  ent- 
s*  heldende  Frage.  Es  ist  die  nach  der  gegenwärtigen  augenblicklichen  Lage 
dir  Zettelschuld  und  dem  Verhältnisse  des  obigen  Systems  zu  derselben. 
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XIV. 

Viele  unserer  Leser  werden  nämlich,  wenn  sie  das  bisher  Gesagte  zu- 
sammenfassen, vielleicht  mit  dem  Ganzen  einverstanden  sein.  Aber  sie  wer- 
den dennoch  ihren  Blick  zunächst  auf  die  vorliegenden  Zahlen  der  Zettel, 
des  Silberfonds  und  endlich  der  zur  Deckung  angewiesenen  Domänen 
richten,  und  das,  was  später  der  Fall  sein  wird,  der  Zukunft  überweisend, 
sich  an  die  Gegenwart  halten,  und  für  diese  mit  demjenigen  nicht  befriedigt 
sein,  was  sie  für  jene  als  gütig  anerkennen. 

Wir  haben  hier  natürlich  nichts  mit  Denjenigen  zu  thun,  die  aus 
anderen  Hintergedanken,  oder  w-eil  ihnen  das  Zw^eifeln  und  das  Opponiren 
das  Denken  ersetzen  muss,  mit  nichts  zufriedengestellt  sind,  als  mit  Grün- 
den, welche  Unzufriedenheit  bedeuten.  Wir  reden  mit  Männern,  welche  der 
Sache,  um  die  es  sich  handelt,  klar  und  fest  ins  Auge  blicken.  Und  den 
ernsthaften  Bedenken,  die  diese  uns  entgegenstellen , haben  wdr  ihr  volles 
Recht  widerfahren  zu  lassen. 

Diese  nämlich  werden  uns  Folgendes  sagen;  — .,Es  ist  wahr,  dass  die 
Abzahlung  der  Bankschuld  gesichert  ist.  Aber  das  kann  uns  nicht  genügen; 
denn  es  ist  eben  so  wahr,  dass  die  60  Millionen  der  ersten  Epoche  mittelst 
der  jährlichen  Tilgungsquote  von  3 bis  5 Mülionen  erst  in  fünfzehn  Jahren 
abgezahlt  sein  wrerden.  Zw’^eitens  können  die  42  Millionen  Zettel  der  zweiten 
Epoche  doch  immer  erst  nach  drei  Jahren  durch  die  Einzahlung  des  National- 
aiüehens  getilgt  sein.  Drittens  aber  ist  es  wohl  zu  bedenken,  dass  selbst 
durch  die  Ueberlassung  der  155  Millionen  an  Domänen,  gesetzt  auch,  die  Bank 
verkaufte  sie  plötzlich  und  schaffte  sogar  den  ganzen  Betrag  an  Silber  herbei, 
diese  Summe  des  auf  diese  Weise  erzielten  Silbers  von  155  Millionen,  selbst 
in  Verbindung  mit  den  bereits  vorräthigen  48  und  einzufliessenden  35  Mil- 
lionen, dennoch  nicht  ausreichen  wird,  um  die  Süberzahlung  wrieder  aufzu- 
nehmen, und  mithin  die  Valuta  ganz  herzustellen.  Der  Notenumlauf  beträgt 
390  Millionen;  demnach  würden  noch  nicht  zwei  Drittheile  an  Süber  für  die 
Zetteln  da  sein.  Wir  glauben  daher,  auch  abgesehen  von  dem  Deficit,  dass 
der  augenblicklichen  Bedrängniss  selbst  in  den  nächsten  Jahren  nicht  abge- 
holfen werden  kann.  Die  Schw^ankungen  der  Valuta  werden  bleiben,  trotz  aller 
jener  Massregeln,  deren  Bedeutung  wir  sonst  gern  anerkennen;  die  Hülfe 
kann  erst  die  spätere  Zeit  bringen.^ 

Dies  sind  w^ohlüberlegte,  besonnene  Bedenken,  und  diesen  haben  wdr 
jetzt  zu  begegnen.  Nur  müssen  wnr  dabei  allerdings  um  die  volle  Aufmerk- 
samkeit unserer  Leser  bitten. 

In  der  That  nämlich  ist  bei  objectiver  Betrachtung,  der  Stand  der  Valuta 
oder  das  Silberagio  ein  unverhältnissmässig  niedrieger.  Die  umlaufende 
Zettelmassc  mit  circa  390  Millionen  Giüden  ist,  dem  Silbervorrathe  der 
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Ban i mit  einigen  48  Millionen  gegenüber,  so  gross,  dass  nicht  eben  ein 
Con  ['S  von  115  gerechtfertigt  erscheinen  würde.  Dennoch  zeigt  die  Geschichte 
der  Valuta  bei  all  den  grossen  und  gefährlichen  Schwankungen,  welche 
dies3lbe  erlebt  hat,  stets  eine  ganz  entschiedene  Tendenz  zur  Herstel- 
lung des  vollen  Gleichgewichtes  zwischen  Papier  und  Silber.  So  wie 
nur  die  eingreifenden  grossen  Massregeln  bekannt  werden,  so  wie  nur  das 
leit<nde  Princlp  hervortritt,  sehen  wir  das  Agio  sinken,  und  nicht  das 
Veiliältniss  zwischen  Sübervorrath  und  Notenmassc,  sondern  äussere 
Umstände  sind  cs,  die  mit  ihrer  bekannten  Gewalt  das  sich  nähernde 
Gk  ichgewicht  stets  wieder  entfernt  haben. 

Es  kann  daher  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  b(;l  dieser  Bestimmung 
noc  i ein  anderer  Factor  als  der  blosse  Silberfond  der  Bank  mitwirkt.  Und 
cs  icheint  uns  nothwendig,  diesen  Factor  mit  allem  Nachdruck  hervorzu- 
heb}n.  Denn  wenn  er  wirklich  thätig  ist,  so  ist  cs  gut,  dass  sein  Einfluss 
siel  nicht  bloss  auf  die  wh'klichen  Verhältnisse  erstrecke,  die  sich  ihm  nicht 
enbiehen  können,  sondern  auch  auf  die  Meinung  über  jene,  die  ihrerseits 
nid  .t  ohne  Bedeutung  bleibt.  Da  aber  dieser  Factor  beinahe  ganz  unbeachtet 
geblieben  ist,  so  sehen  wir  uns  gezwungen,  einen  Schritt  weiter  zu  gehen, 
um  seine  Natur  zu  erklären. 

Die  Fundirung  von  jeder  Art  von  Papiergeld  besteht  nämlich  ihrem 
Wesen  nach  darin,  dass  man  die  Note  oder  den  Zettel  vermöge  irgend  einer 
Bes  timmung  oder  Einrichtung  ganz  in  derselben  eise  gebrauchen  könne, 
vde  das  edle  Metall.  Die  Möglichkeit  der  Einwechslung  ist  an  und  für 
siel  nicht  absolut  die  Grundlage  des  Werthes  einer  Note,  sondern  sie 
ist  nur  das  sichere  Mittel,  um  jenen  Gebrauch  des  Papieres  anstatt  des 
edhn  Metalles  festzustellen.  Es  leuchtet  daher  ein,  dass  wenn  es  daneben 
noch  ein  anderes  sicheres  Mittel  gibt,  auch  vermöge  eines  solchen  eine 
Fu  idation  erzielt  werden  kann. 

Dies  Mittel  besteht  nun  nicht  in  dem  Zwangscours.  Der  Zwangscours 
kai  m allerdings  erreichen,  dass  ein  Papier  anstatt  des  edlen  Metalles  wirklich 
ge  u'aucht  wex'de,  nicht  aber,  dass  dasselbe  genau  denselben  Dienst  leiste, 
wl(  das  edle  Metall;  das  heisst,  dass  man  mit  ihm  genau  dieselbe  Summe 
be:  ahlen  könne,  die  man  mit  dom  Betrage  seines  Nennwerthes  in  Silber 
odi  r Gold  bezalüen  würde.  Und  desshalb  gibt  es  Viele,  welche  die  Noth- 
we  idigkeit  und  den  Nutzen  eines  Zwangscourses  überhaupt  in  Abrede 
Stelen,  indem  sie  davon  ausgehen,  dass  bei  dem  Mangel  an  edlen  Metallen 
in  solchen  Fällen  die  Annahme  von  Noten  oder  Zetteln  ohnehin  gewiss  sei, 
wä  irend  der  Geldwerth  der  letzteren,  das  worauf  eigentlich  die  Bestimmung 
eires  Zwangscourses  abzielt,  dennoch  der  gesetzlichen  Vorschrift  und  ihrem 
EL  iflusse  sich  entzieht. 

Es  ist  vielmehr  ein  anderes  Verhältniss,  welches  hier  in  Betracht 
ko  umt.  Es  gibt  nämlich  einen  Punkt,  auf  welchem  die  Pflicht  der  Zahlung 
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eine  ganz  absolute,  und  zugleich  in  ihrer  Summe  ganz  genau  bestimmte 
ist.  Das  ist  die  Zahlung  der  Steuern  und  Abgaben. 

Die  Pflicht  der  Zahlung  der  Steuern  und  Abgaben  kann  nun  in  den 
Staaten  der  Regel  nach  nur  durch  Zahlung  der  betreffenden  Summen  in 
Metallgeld  erfüllt  werden.  Diese  Pflicht  hat  zugleich  in  jedem  Staate  nicht 
bloss  einen  annähernd  genau  bestimmten  Umfang,  sondern  auch,  mit 
Ausnahme  der  Indirecten  Steuern,  einen  bestimmten  Termin.  Oder  es  gibt 
vermöge  der  Steuern  und  Abgaben  in  jedem  Staate  gewisse  Zeiten  und 
gewisse  Verkehrsbewegungen,  bei  welchen  die  Staatsangehörigen  eine 
bestimmte  und  grosse  Masse  von  Metall  brauchen,  um  Ihre  Verpflichtungen 
gegen  den  Staat  zu  erfüllen. 

Wenn  nun  der  Staat  diese  Verpflichtungen  als  gelöst  ansieht,  oder  kür- 
zer und  klarer  gesagt,  den  Betrag  der  Steuern  und  Abgaben  als  vollständig 
gezahlt  betrachtet,  wenn  ihm  ein  gewisses  Papier  statt  des  edlen  Metalles  in 
seine  Gasse  fliesst,  das  auf  dieselbe  Summe  lautet,  welche  der  Staat  sonst 
gesetzlich  in  edlen  Metallen  zu  fordern  hätte,  — so  leuchtet  es  ein,  dass  auf 
diese  Weise  ein  solches  Papier  jedem,  der  Steuern  zahlen  soll,  genau  diesel- 
ben Dienste  leistet,  wie  derselbe  Betrag  an  Silber.  Denn  ohne  dieses  Papier 
würde  der  Einzelne  eben  Silber  bezahlen  müssen;  das  Papier  gewinnt  daher 


die  Eigenschaft  des  edlen  Metalles,  obgleich  man  cs  nicht  gegen  edles  Äletall 
ninwnnLcnln  L'onn  Tvft  wiril  violnichr  (li(^  Ein wcchslunu*  111  der  Tliat  in  diesem 


Falle  auch  ganz  unnütz;  denn  der  zur  Steuerzahlung  Verpflichtete  würde 
doch  das  edle  Metall,  welches  er  gegen  seine  Zettel  cinwechscite,  sofort  als 
Steuer  wieder  ausgeben  müssen.  Aber  indem  cs  vermöge  der  Steuerzahlung 
zu  seinem  vollen  Nennwerthe  als  Silber  fungirt,  ist  es  durch  diese  seine 


Fähigkeit  fundirt. 

Es  ffibt  mithin  zwei  Arten  von  Fuiidationen  und  nicht  eine,  wie  die 

o 

gewöhnliche  Ansicht  meint,  die  bankmässige  Fundatlon,  die  durch  den 
Silbervorrath  der  Banken  erzielt  wii'd,  und  die  Steuer fundatio n,  die 
durch  die  Erklärung  gegeben  wird,  anstatt  des  Silbers  an  den  Staatscassen 
Zettel  bei  den  Steuerzahlungen  annchmen  zu  wollen. 

Diese  Steuerfundation  folgt  nun  ganz  bestimmten  Principien,  die  auf  zwei 
Voraussetzungen  beruhen.  Erstlich  nämlich  auf  der  Grösse  der  Staatseinnah- 
men überhaupt,  und  zweitens  auf  den  Perioden,  In  welchen  diese  Einnahmen 
von  den  Steuerpflichtigen  gezahlt  werden  müssen.  Je  grösser  nämlich  die 
Summe  der  Steuer  ist,  desto  grösser  ist  auch  die  Summe  der  Zetteln,  welche 
durch  die  Steuer  ihre  Fundation  erhalten.  Nun  scheint  es  auf  den  ersten  Blick, 
als  könnte  man  demgemäss  die  ganze,  der  jährlichen  Staatssteucr  gleich- 
kommende,  oder  doch  eine  ihr  sehr  nahestehende  Summe  von  Zetteln  als 
durch  diese  Steuer  fundirt  ansehen.  Indessen  ist  das  nicht  in  dieser  Aus- 
dehnung der  Fall,  denn  da  die  in  die  Staatscassen  einfliessenden  Summen 
von  denselben  stets  wieder  ausgegeben  werden,  so  werden  diese  Zettel 
stets  wieder  auf  dem  Markte  erscheinen.  Indessen  leidet  es  durchaus  keinen 
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ZAveif  il,  dass  ein  Betrag  von  solchen  Zetteln  ini  Belaute  von  einem  Drlttlieile 
der  S euersumme  eines  ganzen  Reiches  als  vollkommen  fundirt  angesehen 
werde  1 kann,  — eben  so  vollkommen,  als  ob  die  vollständigste  bankmässige 
Fundj  tiou  vorhanden  wäre,  und  dass  selbst  bei  einem  Zettelbetrage  gleich  der 
lläKte  der  Staatseinnahmen  ein  Ileruntergehcn  desWertlies  desselben  unter 
den  lari-Cours,  noch  nicht  in  der  Natur  jener  Zettel,  sondern  in  ernsteren 
Veraii  iassungen  zu  suchen  wäre. 


XV. 

^ Viv  wollen  nun  versuchen  zu  zeigen,  dass  nach  den  einfachen  und  klaren 
Grun(  Sätzen  über  Papiergeld  die  Papiergeldsumme  Oesterreichs  als  wirklich 
vollkcmnien  fundirt  angesehen  werden  muss.  Denn  es  wird  wohl  schon 
auf  diisem  Punkte  klar  sein,  dass  jene  ganz  einfache  aiithmetische  Berech- 
nung durchaus  nicht  mehr  ausreicht,  um  das  wahre  Verhältniss  auszu- 
drückm,  Avenn  man  bloss  die  Summe  der  Notenmasse  auf  die  eine  und  die 
Sumn  c des  Silbers  auf  die  andere  stellt.  In  der  That  sollte  man  sich  doch 
bedeiiien,  so  ernste  und  tiefgreifende  Fragen  auf  einem  so  mechanischen 
\\  egt  lösen  zu  wollen. 

Ps  wird  der  Bank  nicht  schwer  fallen,  ihre  Notenausgabe  durch  die 
mann  gfachen  Zuflüsse,  welche  ihr  aus  der  Bedeckung  der  Schuld  des  Staa- 
tes zu  jehen  werden,  in  kurzer  Zeit  auf  35U  Millionen  zu  beschränken.  Diese 
Beschränkung  kann  auch  dem  Verkehre  nicht  lästig  werden,  da  mittlerweile 
die  nt  u geschatfenen  Creditinstitute  ihre  Wirksamkeit  l)eginnen  und  reich- 
lich e setzen  Averden,  Avas  auf  anderer  Seite  entzogen  Averden  muss.  Wenn 
man  i un  von  jener  Suiujiie  Avenigstens  50  Millionen  abrechnct,  Avelche  stets 
bei  dl  n vielen  Staatscassen  in  Vorrath  liegen  und  die  daher  nicht  im  Um- 
laufe ind,  so  erübrigen  eigentlich  nur  3U0  Millionen  Noten,  für  Avelche  die 
Bank  die  nonnalmässige  Fundation  mit  100  Millionen  in  Silber  zu  beschaf- 
fen h.  t.  Dies  kann  geschehen,  da  die  Bank  bereits  48  Millionen  besitzt, 
Aveiteje  35  Millionen  durch  die  Ausgabe  neuer  Actien  empfängt,  und  daher 
nur  d e fehlenden  17  Millionen  auf  anderem  Wege  aufzubringen  braucht. 

Zu  dieser  normalmässigen  Fundation  von  1 zu  3 tritt  aber  die  ausser- 
orden  liehe  Steuerfundatlon  hinzu.  Da  die  ordentlichen  Staatseinnahmen 
über  !!50  Millionen  betragen,  so  AA'ird  man  die  Annahme  nicht  übertx'Ieben 
Anden,  dass  Av'enigstens  100  Millionen  Noten  in  allen  Theilen  des  Reiches  im 
Umlaufe  festgehalten  werden,  AA^cnn  nur  in  diesen  Noten  die  Steuern  an  die 
Staate  cassen  bezahlt  AA^erden  können.  Die  Steuerfundatlon  Im  Vereine  mit 
der  B inkfundation  stellt  daher  das  Verhältniss  von  2 zu  3 her. 

i msserdem  hat  aber  die  Bank  durch  die  Uebeiwelsung  der  Güter  eine 
grosse  Fundation  A'on  155  Millionen  erhalten.  Allerdings  kann  solche  erst  Im 
Verlaufe  einiger  Jahre  durch  den  Verkauf  derselben  flüssig  gemacht  AA^erden. 
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Wir  haben  aber  bereits  gezeigt,  dass  die  dadurch  dargebotenen  Mittel  auch 
schon  früher  in  vielfacher  Art  nutzbar  gemacht  Averden  können.  Man  nehme 
zum  Beispiele  an,  dass  es  gelänge,  eine  bedeutende  Summe  In  Silber  auf 
die  Domänen  zu  erhalten,  um  solche  nach  und  nach  aus  den  eingehenden 
Geldern  durch  deren  Verkauf  zu  ersetzen,  so  wird  man  nicht  mehr  in  Abrede 
stellen  wollen , dass  selbst  die  Aufnahme  dör  Barzalilung  bei  der  Bank  als 
eine  nahe  Möglichkeit  erscheinen  kann. 

Dies  ist  nun  der  aaMu'c  Sachverhalt  des  österreichischen  Notenwesens. 
Wir  wiederholen  ausdrücklich,  dass  Avir  dies  alles  Avesentllch  desshalb  ange- 
führt haben,  um  zu  zeigen,  bis  wie  weit  eigentlich  die  unmittelbar  drin- 
gendste Aufgabe  der  Finanzen  geht,  um  die  Valuta  herzustellen.  Wir 
sind  von  nichts  weiter  entfernt,  als  davon,  uns  ein  Urtheil  über  die 
künftigen  und  besseren  Massregeln  anzumassen.  Allein  es  musste  uns 
darauf  ankommen,  die  Ueberlassung  der  Domänen  an  die  Bank  nicht 
bloss,  wie  wir  das  im  Eingänge  gethan  haben,  in  ihr  naturgemässes  Ver- 
hältniss zu  dem  ganzen  bisherigen  Gange  der  FinanzA^erAvaltung  einer- 
seits, und  zu  der  LandAvirthschaft  mit  ihrem  neuen  EntAA'icklungsprocesse 
andererseits  darzustellen,  sondern  zugleich  zu  zeigen,  dass  gerade  jene 
Summen  auch  in  richtigem  Verhältnisse  zu  dem  Avahren  Bedürfnisse  nach  der 
Fundirung  der  gegenwärtigen  Notenmasse  und  mithin  nach  der  Erfüllung 
eines  der  grössten  und  unabAveisbarsten  Bedürfnisse  steht,  das  A^on  der  Staats- 
verwaltung eben  so  lebhaft  als  von  dem  Volke  gefühlt  Avird.  Und  wenn  es 
uns  gelungen  sein  sollte,  damit  die  einheitliche  Berechnung  und  die  richtige 
Harmonie  der  Massregeln,  Avelche  nunmehr  A'orliegen,  nachzuAveisen,  so 
werden  Avir  allerdings  glauben,  Avenigstens  einen  nicht  unwesentlichen  Theil 
unserer  Aufgabe  gelöst  zu  haben. 


In  jedem  Falle  aber  ist  es  einleuchtend,  dass  die  Aufgabe  der  Finanz- 
verwaltung gegenüber  der  Zettelschuld  und  der  Valuta  eine  sogar  in  kurzer 
Zeit  lösbare  erscheint.  In  der  That  liegt  nun  die  Sache  bei  dem  Zusammen- 
wirken der  Verhältnisse  so,  dass  für  diese  Herstellung  jetzt  nur  noch  die 
Innehaltung  eines  klaren  verständlichen  Princips  nothAA^endig  erscheint. 
Es  ist  ein  unendlicher  Fortschritt,  Avenn  die  Dinge  dahin  gebracht  sind, 
dass  sie  nur  noch  das  Vertrauen  auf  ihre  Leitung  fordern,  um  ihr  günstiges 
Ziel  zu  erreichen.  Die  beste  Garantie  aber  für  jede  Ausführung  AAurd  stets 
nicht  bloss  in  der  principiellen  Richtigkeit,  sondern  auch  in  der  organi- 
schen und  einheitlichen  Ausbildung  des  Princips  liegen,  das  seinerseits 
nicht  nur  für  den  Augenblick,  sondernzugleich  für  die  künftigeEntwicklung 
der  Dinge  einen  bestimmten  und  leicht  verständlichen  Weg  aufstellt. 


die ''  'erhältaisse  eingreifende  Massregel  zu  werfen , die  nach  einer  anderen, 
bisher  nicht  berührten  Seite  hin  die  Förderung  der  wirthschaftlichen  Ent- 
wicl  lung  und  mit  ilir  zugleich  die  Erhöhung  der  Steuerkraft  des  Staates 
zu  il  rer  Aufgabe  hat.  Wir  meinen  die  Ilerstelhmg  einer  Bank  für  die  Geld- 
bedi  rfnisse  der  wachsenden  GeschUftstliätigkeit  in  Handel  und  Gewerbe. 

Es  kann  unsere  Absicht  nicht  sein , an  diesem  Orte  schon  auf  das  Ein-  T 

zcln } einzugehen.  Bekanntlich  haben  die  grossen  Creditinstitute  überhaupt 
das  mit  allen  anderen  Unternehmungen  gemein,  dass  sich  das  Einzelne  in 
ihne  1 immer  erst  durch  die  wirkliche  Praxis  ausbildet;  das  TVesentliche  ist, 
dass  im  Anfänge  für  solche  Anstalten  zwei  Dinge  feststehen.  Und  zwar 
erst,  ns  ein  bestimmtes  Bild  von  der  Aufgabe,  welche  ein  solches  Institut 
übernehmen  soll,  oder,  um  uns  anders  auszudrücken,  von  dem  Platze,  den 
es  il  dem  gesammten  Creditwesen  eines  Staates  auszufüllen  hat,  und 
zwetens  den  Grundsatz,  nach  welchem  die  Ausführung  im  Allgemeinen 
geleitet  werden  muss.  Es  wird  nicht  ohne  Interesse  sein,  wenn  wir  von  die- 
sem Gesichtspunkte  aus  die  Elemente  jenes  neuen  Institutes  auch  für  ein 

grösseres  Publikum  darzustellen  ver.suchen. 

Vergleicht  man  die  allgemeinen  Grundlagen  der  von  uns  näher  bezeich- 
net! n Hypothekenbank  mit  dem  Gesammtbedürfnisse  des  Landes,  so  wird  man 
ohn  5 Schwierigkeit  erkennen , dass  die  allgemeinste  Aufgabe  eines  solchen 
neu  m Institutes  die  sein  mus.s,  für  Handel  und  Industrie  dasselbe  zu 


weiden  und  zu  leisten,  was  die  Hypothekenbank  ihrerseits  für  die  Land- 
wiithschaft  zu  lci.ston  bestimmt  ist.  Da  aber  bereits  mehrere  mächtige 
Insitute  bestehen,  so  wird  es  vor  allen  Dingen  notb wendig  sein,  in  allge- 
mei  len  Zügen  das  Grundverhältniss  der  neuen  zu  der  Stellung  der  bisherigen  I 

An  talten  zu  veranschaulichen.  Es  wird  sich  dabei  weniger  um  eine  Reihe 
von  ziftermUssigen  Angaben  handeln,  als  davon,  dass  es  uns  gelinge,  die 
eig. .ntliche,  und  wie  wir  gleich  hinzufügen  wollen,  eigenthümliche  Natur  des 
Ge  d-  und  Creditverkehrs  in  Oesterreich  in  ihrem  \\  esen  zu  treffen.  Zu  dem 
En(  e sind  wir  auch  hier  gezwungen,  nicht  bei  der  unmittelbaren  Gegenwart 
stel  en  zu  bleiben.  Wir  werden  einen  Blick  in  die  Vergangenheit  thun  müs- 
sen um  über  ein  Unternehmen  zu  reden,  das  für  eine  lange  Zukunft  wirk- 

san  sein  soll. 

Die  erste  Frage  nämlich  -wird  naturgemäss  die  sein:  ^\as  ist  es,  das  ein 
sohhes  neues  Institut  nothwendig  macht,  da  ja  schon  dieNationalbank  mit 
gro isartlgcn  Mitteln  besteht,  um  das  Creditwesen  Oesterreichs  zu  leiten. 

Wi*  glauben  nicht,  dass  es  thunlich  sein  wird,  diese  Frage  gründlich  \ 

ln  inderer  Weise  zu  beantworten,  als  indem  man  sich  den  geschichtlichen 
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Gang  des  grossen  Credit^^esens  in  seiner  Verbindung  mit  anderen  Elemen- 
ten des  volkswirthschaftlichen  Lebens  zur  Anschauung  biingt. 

Bis  zu  diesem  Jahrhundert  nun  war  der  Grossliandcl  Oesterreichs 
namentlich  mit  dem  Westen  eiii  sehr  geringer  im  Verhältnisse  zu  der  Grosse 
des  Landes.  Die  Verbindung  der  Prohibition  mit  einem  Prohibitiv-Schutz- 
zoU  machte  einen  lebhaften  Verkehr  so  gut  als  unthunlich.  Ls  war  das  Prin- 
cip  der  Regierung  gewesen,  wo  möglich  durch  jene  gewaltsamen  Mittel  die 
ganze  oder  doch  die  grösste  Consumtion  der  Nation  an  ilire  eigene  I roduc- 
tion  ausschliesslich  zu  binden.  Und  dieser  Zweck  war  bis  zu  einem  sein 
bedeutenden,  wenn  auch  sehr  bedenklichen  Grade  erreicht  worden.  Vir 
haben  von  den  Folgen,  welche  dieses  erfahren  hatte,  nur  diejenigen  zu 
betrachten,  welche  sich  auf  das  Geld-  und  Creditwesen  bezogen.  Diese 

aber  sind  allerdings  gerade  hier  entscheidend. 

Es  war  nirmlich  natürlich,  dass  durch  diesen  engen  und  möglichst  scharf 
begränzten  Kreislauf  der  Producte  auch  der  Geldverkehr  Oesterreichs  stets 
zum  bei  weitem  grössten  Theile  sich  in  den  Gränzen  dieses  Reiches  hielt. 
LTnter  diesen  Umstanden  nabm  auch  die  Nationalbaiik  einen  eigenthüm- 
lichen  Charakter  an.  Eingerichtet  für  die  Ordnung  der  Zettelschuld  und  mit 
grosser  Anstrengung  für  diese  arbeitend,  ward  sie  natürlich  zum  giossen 
Centnim  für  den  ganzen  Gcldverkehr  Oesterreichs,  so  weit  sich  derselbe  auf 
das  Staatsschuldenwesen  bezog.  Aus  dieser  Beschränkung  hätte  sie  nur  ein 
kräftig  commerzieller  und  industi'ieller  \ erkehr  mit  dem  Auslande  heiaus- 
reissen  können.  Die  Nationalbank  blieb  aber  mit  ihrem  Credit  und  V echsel- 


verkehr  auf  einen  verhältnissmässig  engen  Kreis  beschränkt.  Sie  konnte  nui- 
mit  den  grösseren  Gesehäftsleuten  verkehren,  und  die  von  ihr  escomptirten 
Wechsel  hatten  es  einem  sehr  grossen  Theile  nach  auch  wirklich  entweder 
nur  mit  den  Zahlungen  des  Staates  oder  der  einzelnen  grössten  Geschäfts- 
männer zu  thun.  Sie  war  auf  den  Geldmarkt  mit  ihrem  Escomptegeschäft 
angewiesen;  auf  den  Güter  markt  hatte  sie  nur  mittelbar  Einfluss. 

Dieser  eigenthümliche  und  engbeschränkte  Charakter  der  Nationalbank 
fand  seinen  ernstem  Ausdiuck  in  den  Bestimmungen,  an  "welche  die 
Verwaltung  derselben  durch  die  Statuten  gebunden  war,  und  die  mit  einer 
einzigen  Ausnahme  noch  diesen  Augenblick  gelten. 

Die  erste  dieser  Bestimmungen  war  der  Grundsatz,  dass  jeder  Wech- 
sel, den  die  Bank  escomptirte , drei  Unterschriften  haben  musste,  die  alle 
drei  der  Bank  genügten.  Das  erzeugte  eine  ungemeine  Sicherheit  für  das 
Escomptegeschäft,  aber  es  schränkte  dieses  Geschäft  auch  natürlich  auf  einen 
sehr  engen  Kreis  von  Geschäftsleuten,  und  vorzugsweise  von  Banquiers 
ein,  so  dass  sich  die  Sphäre  der  banMähigen  Häuser  weit  schärfer  von  den 
übrigen  schied,  als  es  für  die  Entwicklung  des  Ganzen  gut  war. 

Die  zweite  Bestimmung,  erst  im  vorigen  Jahre  aufgehoben,  war  die 
Ausschliessung  aller  Domicil-Wechsel  vom  Escompte  der  Bank,  Avelche  in 
anderer  Weise  dieselbe  Consequenz  hatte. 
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Die  dritte j vielleicht  wichtigste  Bestimmung  ist  die,  dass  die  Bank 
dur  'haus  keine  Vorschüsse  auf  Industrie-Papiere  macht.  Sie  beschränkt 
sich  absolut  auf  Staatspapiere. 

Dies  war  im  Grossen  und  Ganzen  die  Lage  der  Dinge,  als  mit  dem 
Jah  ‘0  1848  eine  Reihe  von  Erscheinungen  eiiitrat,  die  aufs  tiefste  auch  in  das 
Gejchäft  der  Bank  eingrelfen  mussten.  Von  diesen  Erscheinungen  heben  wir 
nur  die  beiden  wichtigsten  hervor,  welche  auf  die  gegenwärtige  Stellung  der 
Bai  k einen  entscheidenden  Einfluss  geübt  haben. 

Die  erste  dieser  Thatsachen  war  das  Verhältniss  der  Bank  zum  Staate. 
Sie  ward  gezwungen,  dem  Staate  gi’osse  Vorschüsse  In  N^oten  zu  machen,  und 
ihr(  Kräfte  nach  dieser  Seite  hin  fast  zu  erschöpfen.  Sie  musste,  von  den 
Ein  inzen  aufs  Aeusserste  In  Anspruch  genommen,  jetzt  mit  doppelter  Vorsicht 
zu'Verke  gehen.  Sie  war  nicht  in  der  Lage,  den  hartbedrängten  Geschäfts- 
leut 3n  ernstlich  unter  die  Arme  zu  greifen,  da  sie  selbst  hart  genug  bedrängt 
wai  So  kam  es,  dass  sie  mitten  in  einer  Zeit,  wo  auf  allen  Punkten  die  alten 
Sei]  ranken  fielen,  die  Schranken  ihres  Geschäftes  mit  der  alten  Strenge 
auficcht  lialten  musste,  und  nur  in  beschränktem  Masse  aushelfen  und  unter- 
stüt  ?en  konnte. 

Unterdessen  bereitete  und  vollzog  sich  die  zweite  nicht  minder  Avichtige 
Thitsache.  Das  Pi'incip  der  Prohibition  und  das  des  übermässigen  Schutz- 
zolls widerstand  nicht  länger  dem  Drange  der  Zeit.  Eine  freiere  Zoll- 
ord  mng  musste  kommen.  Es  kam  nur  darauf  an,  dieser  ihren  höheren  Inhalt 
im  Geiste  einer  grossartigen  Handelspolitik  zu  geben.  Das  geschali,  als 
Oesterreich  auch  auf  dem  volksAvirthschaftlichen  Gebiete  Deutschland  die 
Ha]id  reichte.  Jetzt  begann  der  erste  Pulsschlag  eines  neuen  Lebens.  Oester- 
reuh  fing  an,  Im  Auslande  als  eine  consumirende  und  producirende  Macht 
auf:  utreten.  Es  ward  mit  all  seinen  grossen  Schätzen  eigentlich  erst 
ent  leckt. 

Es  ist  durchaus  nicht  leicht,  sich  ein  klares  Bild  von  diesem  Um- 
schwünge zu  machen,  der  gerade  hier  fast  mit  einem  Male,  in  dem  kurzen 
Zeiu’aume  Aveniger  Jahre,  auf  das  tiefste  in  alle  ZAveige  von  Handel 
um  Industrie  hineingegriff’en  hat.  Die  Thätigkeit  aller  Unternehmungen 
mu -ste  verdoppelt  Averden.  Die  Verdopplung  diese]*  Thätigkeit  aber  war 
gle  clibedeutend  mit  einer  Verdopplung  des  Betriebscapitals;  ganz  ähnlich 
Avic  bei  der  LandAvIrtlischaft  das  Capital  notliAvendig  Avard  durch  die  Be- 
frei :ing  der  Arbeitskraft  von  der  Robot , ward  liier  das  Capital  nothAvendig 
duich  die  Befreiung  von  Prohibition,  Zollschranken  und  anderen  Fesseln, 
un(  durch  die  Annäherung  an  Deutschland  und  seine  Märkte.  Zu  gleicher 
Zeit  aber  floss  das  bis  dahin  A’orhandene  Capital  in  andere  Canäle  ab, 
um  so  kam  es  denn  in  ganz  einfacher  Weise,  dass  bei  den  Unterneh- 
mu  igen  aller  Art  sich  eine  Nachfrage  nach  Geld  herausbildete,  die  für 
Oe  terrelch  etAvas  ganz  Ausserordentliches,  etAA^as  Unerhörtes  war.  Das  Credit- 
bec  ürfniss  zeigte  sich  hier,  Avell  der  Credit  zu  rasch  gefordert  wurde,  als  eine 
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schwer  auf  dem  ganzen  gewerblichen  Leben  lastende  Geldnoth;  und  zwar 
vorAvaltend  als  eine  Geldnoth  für  die  mittleren  und  kleinen  Unternehmungen. 

LTnter  diesen  Umständen  AA'endetc  sich  das  Creditbedürfniss  der  Nation 
zuerst  natürlich  der  Nationalbank  zu.  Allein  diese  vermochte  doch  nur  Ave- 
nig  zu  helfen.  Erstlich  besass  sie  keine  Mittel,  die  Im  Verhältnisse  zu  den 
Bedürfnissen  der  neuen  Epoche  der  VolksAvirthschaft  gestanden  hätten,  selbst 
nicht  nach  der  Emittirung  der  zAveiten  Hälfte  ihrer  Actien.  ZAA’eitens  aber 
besass  sie  als  Zettelbank  nicht  die  für  jene  Lage  der  Dinge  geeignete 
Stellung,  in  welcher  sie  dem  Lande  hätte  helfen  können.  Die  Bank  kannte 
die  Masse  des  geAverblichen  Volkes  eben  so  Avenig,  als  diese  sie  kannte. 
Allerdings  entschloss  man  sich  bald  dazu , Filiale  der  Bank  an  den  bedeu- 
tenderen Handels])lätzen  einzurichten.  Allein  natürlich  behielten  diese  Filiale 
das  Grundprincip  des  Hauptinstituts  bei,  und  die  Escomptirung  blieb  nach 
Avie  vor  von  Bedingungen  abhängig,  die  durch  die  ganze  Lage  der  Bank 
allerdings  vollkommen  motivli  t Avaren , aber  freilich  gei'ade  der  grösseren 
Anzahl  nicht  helfen  konnten. 

Dies  Avar  die  Lage  dos  allgemeinen  Credits  seit  dem  Jahre  1850,  und 
dies  ist  sic  einem  Avesentlichen  Theilc  nach  noch  gegenAväi  tig.  Man  Avird 
schon  hier  erkennen,  Avelch’  ein  Aveites  und  wichtiges  Feld  die  Bank  übrig 
lassen  musste,  ohne  es  selbst  betrefcii  und  dem  Geschäftsleben  helfen  zu 
können.  Aus  dieser  Noth  nun  entstand  ein  neues,  in  mancher  Beziehung 
eigenthümllches  Creditinstitut,  das  durch  seine  Eigentliümlichkeit  es  verdient 
besser  gekannt  zu  Averden. 

XYIL 

Man  AvIrd  aus  der  ganzen  bisherigen  Darstellung  gesehen  haben,  dass 
durch  den  Gang  der  Dinge  sich  der  Mittelpunkt  aller  grösseren  Geld- 
geschäfte in  Wien  concentrirt  hatte.  Wien  Avar  der  einzige  Platz,  wo  Avirklich 
Geld  Amrhanden  Avar;  die  Bank  trotz  ihrer  grossen  Aufgaben  Im  Staats- 
schuldenwesen war  doch  noch  immer  das  grösste  Reservoir  für  flüssige 
Capitalien,  und  andererseits  Avar  auch  Wien  der  Mittelpunkt  für  eine  Menge 
der  wichtigsten  IndustriezAvelge. 

Hier,  avo  sich  auf  diese  Weise  eine  Masse  von  LTnternehmungen  auf 
industriellem  Gebiete  sammelte,  musste  daher  auch  jenes  Creditbedürfniss 
zuerst  und  am  lebhaftesten  gefühlt  werden.  Wien  Avar  zugleich  durch  die 
beständig  fortschreitende  Entwicklung  des  österreichischen  Eisenbahn- 
systems der  Mittelpunkt  eines  an  Lebhaftigkeit  immer  zunehmenden  Handels 
nach  Aussen  gCAvorden.  Die  österreichischen  Fabrikanten  hatten  auf  den 
verschiedenen  grossen  Ausstellungen  Europas  das  höchste  Interesse  Europas 
auf  sich  gezogen,  die  Bestellungen  kamen,  und  zAvar  nicht  bloss  aus  Europa, 
sondern  selbst  von  jenseits  des  atlantischen  Meeres;  der  Wechselverkehr 
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hob  sich,  und  mit  beiden  natürlich  der  Bedarf  nach  der  Escomptirung 
von  Wechseln,  wie  sie  eben  den  kleineren,  im  Aufschwünge  begriffenen 
Um ernehmungen  Zusagen.  Kleine  Wechsel  von  an  sich  unbedeutendem 
Bet -aere,  und  von  Ausstellern,  die  ihren  Namen  und  ihren  Credit  in  der 
gro  sen  commerziellen  Welt  erst  mit  ihrer  Arbeit  gleichsam  erobern  sollten, 
dei'(  n Escomptirung  aber  aus  den  angegebenen  Gründen  eine  Lebensfrage 
für  lie  entstehenden  Unternehmungen  war,  diese  Wechsel  nun  escomptirte 
die  Bank  nicht,  nach  dem  oben  angegebenen  Principe.  Und  es  ward  daher 
die  Herstellung  zunächst  eines  solchen  Institutes  absolut  nothwendig,  durch 
wel  dies  dieser  Classe  von  Unternehmern,  einer  Classe,  auf  deren  lebendiger 
und  tüchtiger  Entwicklung  im  Grunde  der  ganze  Fortschritt  des  industriel- 
len Lebens  Oesterreichs  beruhte,  ein  Credit  eröfthet  wurde. 

Das  Institut  nun,  durch  welclies  dies  geschah,  war  die  niederöster- 
re i : hi s ch e Es  c o m p t e - G e s-el  1 s c haft.  Die  Aufgabe  dieser  Gesellschaft, 
der<  ;n  Statut  unter  dem  16.  December  1853  bestätigt  ward,  und  die  mit  dem 
Jah  'e  1854  ins  Leben  trat,  war  demnach  im  Allgemeinen  die,  der  mittleren 
Cla  se  der  gewerblichen  Welt  auf  sichere  Wechsel  durch  ihr  Escompte  Geld 
zu  ’ erschaften.  Sie  war  daher  eine  Creditanstalt,  wie  die  Verhältnisse  sie  for- 
der  en,  Ihre  Operationen  beruhten  zunächst  auf  einer  zweifachen  Grundlage. 
Sie  bildete  ein  eigenes  Actien-Capital , und  dann  eröffnete  ihr  die  Bank 
ein(  n Credit.  Die  Benützung  dieses  Credits  hatte  aber  bei  der  Bank  die  abso- 
lute Sicherheit  dieser  Wechsel  zur  Bedingung.  Es  kam  mithin  darauf  an, 
diese  absolute  Sicherheit  für  Wechsel  von  kleinen  Beträgen  und  von  zum 
Th(il  in  der  grossen  Welt  gänzlich  unbekannten  Namen  zu  finden.  Dieser 
Zw  !ck  ward  nun  in  einer  eigenthümllchen  Weise  erreicht,  bei  der  das 
Prii  cip  der  Association  in  einer  durchgreifenden  xVrt  in  Anwendung  trat. 

Die  Escompte-Gesellschaft  nämlich  bildete  sich  mit  einem  eigenen,  zwar 
nur  kleinen  Fonde  von  10  Hillionen  Gulden  auf  Grundlage  von  Actien  zu 
50C  Gulden,  die  auch  in  halben  Actien  zu  250  Gulden  ausgegeben  wm*den. 
Da’’  on  wurden  zunächst  nur  10,000  Actien  mit  5 Millionen  ausgegeben.  Die 
Ges  ellschaft  lässt  dann  Theilnehmer  mit  solidarischer  Haftung  zu,  denen  ein 
Creiit  bis  zum  Minimum  von  300  Gulden  eröffnet  wird,  wofür  der  Credlt- 
inh.  ber  fünf  Percent  seines  Credits  sogleich  einzahlt,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Cre  Jitbenützung,  aus  welchen  Einzahlungen  ein  Sicherheitsfond  gebildet  wird. 
Die  Escompte-Gesellschaft  bietet  also  eine  doppelte  Sicherheit,  zuerst  dm'cli 
ihr  ngenes  Actiencapital,  und  zweitens  durch  die  solidarische  Haftung  der  Cre- 
dit! ihaber;  und  es  Ist  daher,  da  die  Gesellschaft  sich  zunächst  bei  den 
letz  ereil  vollkommen  sicherstellt,  die  grösste  Gewähr  für  die  Wechsel 
der  Escompte-Gesellschaft  gegeben,  die  überhaupt  gefunden  werden  kann. 

L^m  diese  Grundsätze  zu  verwirklichen  ist  die  Gesammtheit  aller 
Act  onäre  in  der  Generalversammlung  und  neben  dieser  ein  Ausschuss  der 
Theilnehmer  oder  Creditinhaber  aufgestcllt,  so  dass  beide  Elemente,  Credit 
und  Capital,  sich  gegenseitig  controlliren,  Da^^  Wichtigste  aber  ist  dabei 
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offenbar,  dass  vermöge  dieser  Einrichtung  die  Möglichkeit  einerseits  und  das 
Interesse  andererseits  gegeben  ist,  um  die  Solidität  aller  derjenigen  zu  über- 
wachen, welche  als  Creditinhaber  bei  der  Gesellschaft  auftreten.  Es  ist  die 
engste  Verbindung  zwischen  dem  Einzel-  und  dem  Gesammtcredit,  der  über- 
haupt erzielt  werden  kann,  und  zugleich  ein  Organ,  das  nach  allen  Seiten 
hin  beständig  ein  wachsames  Auge  gerade  auf  jene  kleinen  Geschäfte  richten 
muss,  die  mit  ihrem  geringen  Betriebscapital  den.wachsenden  Anforderungen 
des  Unternehmungsgeistes  genügen  sollen. 

Aber  freilich  wird  man,  wenn  man  einen  Blick  zurückwirft  auf  den 
Gesammtzustand  der  Creditverhältnisse  in  Oesterreich,  wie  wir  ihn  eben 
charakterisirt  haben,  nicht  verkennen,  dass  damit  nur  die  eine  Seite  der 
grossen  Frage,  und  auch  diese  nur  auf  einem  localen  Gebiete  gelost  ■war. 
Zu  derselben  Zeit  nämlich,  wo  dies  geschah,  entfaltete  sich  das  industrielle 
Leben  Oesterreichs  nicht  bloss  seinem  Inhalte,  sondern  auch  seinemUmfange 
nach  in  grossartigen  Dimensionen.  Die  Theile  des  grossen  Reiches  traten 
mit  einander  in  Verbindung.  Die  Productionen  begannen  für  einander  zu 
arbeiten,  ohne  Rücksicht  darauf,  in  welcher  Provinz  sie  Platz  griffen.  Die 
Eisenbahnen  dehnten  sich  aus ; sie  wurden  Mittel  und  Bedingung  der  Einheit 
des  grossen  Güterlebens,  das  sich  liier  entfaltete ; der  Handel  nach  Aussen 
wuchs;  die  Donau  forderte  immer  neue  Verkehrsmittel;  Vien  war  noch 
Immer  der  Mittelpunkt,  aber  nicht  mehr  die  Herrin  des  Geschäftslebcns. 
Und  während  die  Eisenbahnen,  Schifffahrt,  Landwirthschaft,  Industrieanlagen, 
immer  neue  Capitalien  für  sich  absorbirten,  trat  das  Bedürfniss  des  Credits 
seinerseits  immer  mehr  in  den  Vordez'grund.  Es  ward  täglich  nothwendiger, 
demselben  abzuhelfen,  und  das  vermochte  die  Escompte-Gesellschaft  nicht.  Sie 
vermochte  es  nicht,  erstlich  weil  sie  ihrer  ganzen  Anlage  nach  darauf  ange- 
wiesen war,  nur  Wechsel  zu  escomptirenj  und  sich  bei  ihrem  verhältnissmässig 
geringen  Capital  gar  nicht  darauf  einlassen  konnte,  Vorschüsse  zu  machen 
z.  B.  auf  Industriepapiere  und  Aehnliches.  Sie  konnte  es  zweitens  nicht,  'wil 
sie  sich  statutenmässig  auf  Niederösterreich  beschränkte,  das  grosse  industrielle 
Leben  aber  weit  über  die  Grenzen  dieses  Landes  hinausging.  Zwar  lag  es 
im  Allgemeinen  im  Plane,  an  jedem  Orte,  wo  die  Nationalbank  ein  Filiale 
hatte,  eine  Escompte-Gesellschaft  nach  dem  Muster  der  nledei'österreichl- 
schen  zu  errichten.  Allein  erstlich  hatte  dies  grosse  Sch'wierigkeit  durch  die 
noch  unentwickelte  Natur  der  Industrie-  und  Creditverhältnisse  der  einzelnen 
Ki’onländer,  andererseits  blieb  die  Schwierigkeit,  dass  selbst  vermöge 
eines  solchen  Systems  von  Escomptebanken  doch  nur  das  kleine  Wechsel- 
geschäft geordnet  werden  konnte,  während  der  grössere  industrielle  Credit 
damit  immer  noch  darniederlag.  Es  musste  daher  ein  grösserer,  \imfassender 
Gedanke  in  diese  Verhältnisse  hineingreifen  ; und  jetzt  müssen  wir  uns 
gestatten,  diejenige  Seite  dieses  Gedankens  liervorzuheben,  durch  welche 
derselbe  in  die  Fragen  eingreifen  muss , welche  auch  den  Staat  und  seine 
Finanzen  berühren. 
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XYIIL 

D ISS  die  Finanzverwaltung  Oesterreichs  schon  seit  1848  nicht  mehr  auf 
dem  St  mdpunkte  war,  die  Hülfsquellen  des  Staates  bloss  in  den  gesetzmässigen 
Einnal  meti  an  und  für  sich,  sondern  vielmehr  in  der  wirthschaftlichen  Kraft 
des  L;  ndes  zu  suchen , dafür  wird  wohl  schon  das  bisherige  einen  hin- 
reichei  den  Beweis  liefern.  Es  ist  ohne  alles  überflüssige  Hervorheben  der 
einzelren  grossen  Thatsachen  klar  genug,  dass  die  Finanzverwaltung  seit 
jener  iieit,  indem  sie  mit  grossen  Opfern  die  augenblicklichen  Bedürfnisse 
befried  igte,  die  Lösung  der  eigentlichen  finanziellen  Frage  in  der  Entwicklung 
der  St  iuerkraft  des  Landes  suchte. 

L ass  nun  dabei  auch  die  Entwicklung  der  Industrie  und  des  Handels 
eine  n cht  minder  wichtige  Rolle  spielte,  wie  die  der  Landwirthschaft,  zeigt 
der  en  te  Blick  auf  alles  dasjenige,  was  geleistet  Avorden  ist.  Und  wenn  daher 
jene  C reditverhältnisse  nicht  eine  ganz  bestimmte  Beziehung  auch  zu  der 
Finanz »'erwaltung  gehabt  hätten,  so  würde  der  Keim  des  allseitigen  Fort- 
schritt« s sich  A^on  selber  entAA’iekelt  haben. 

A lein  gerade  jener  Mangel  an  (h-cditcapitalien  war  es,  der  alles,  Avas 
namen  lieh  bei  den  kleineren  Besitzern  au  barem  und  disponiblem  Gelde 
vorhanJen  Avar,  auf  die  unter  den  obigen  Verhältnissen  doch  immer  sehr 
unsichi  ren,  Avenn  auch  gewinnreichen  Geldgeschäfte  des  täglichen  Verkehrs 
hinzog  Es  musste  dadurch  einerseits  die  Steuerzahlung  -.scliAA^er  fallen,  Aveil 
das  Geld  durch  den  Mangel  an  Credit  zu  vielAVerth  hatte;  andererseits  aber 
sah  nif  n als  ganz  iiaturgemässe  Folge,  dass  alle,  namentlich  die  kleineren 
Besitzer  von  Staatsefleeten,  dieselben  auf  den  Markt  trugen,  sie  A^erkauften, 
und  m t dem  Erlöse  Creditgeschäfte  inachten,  oder  sie  um  jeden  Preis  zur 
Erhöhi  ,ng  ihres  eigenen  Betricbscapitals  losschlugen,  Aveil  bei  der  mangel- 
haften Organisii'ung  des  Creditweseiis  ihnen  jener  Credit  noch  theurer  zu 
stehen  kam,  als  Avenn  sie  ihre  Papiere  behielten.  Durch  die  Vermehrung  des 
Angeh  )ts  bei  sch\A^aukender  und  zAveifelnder  Nachfrage  musste  der  Cours 
aller  S ::aatspapiere  notliAA^endig  \del  tiefer  stehen,  als  er  naturgemäss  hätte 
sein  k hinen.  Dadui’ch  AA'ard  AAÜeder  das  einfache  Mittel  zu  definitiver 
Ordnu  lg  der  Valuta,  die  Herstellung  eines  ausreichenden  Silberfondes 
vermit  eist  Anlehen  so  theuer,  dass  die  FinanzverAA^altimg  jedes  andere 
Mittel  lieber  als  dieses  ergriff ; und  so  Avirkte  der  Mangel  an  einem  guten 
und  dm  Bedürfnissen  entsprechenden  Creditinstitute  nachtheilig  auf  den 
Staats«  redit  ein.  Es  war  durchaus  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Hebung  des 
Pri\"at<  redits  ein  Hinaufgehen  der  Course  für  die  Staatsobligationen  theils 
durch  Verringerung  des  Angebots  von  Seiten  der  Besitzer,  theils  durch 
Vermeii’ung  der  Nachfrage  von  Seiten  der  Geldinhaber  erzeugen,  und  mit- 
hin de  ‘ Privatcredit  in  seiner  neuen  und  organischen  Gestalt  die  Grundlage 
der  H(  bung  des  Staatscredits  sein  werde. 
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Fasst  man  nunmehr  diese  einfache  und  natürliche  Thatsache  zusammen 
mit  der  Natur  und  dem  Umfange  der  bestehenden  Creditinstitute,  Avie  Avir 
dieselben  eben  beschrieben  haben,  so  AAÜrd  man  erkennen,  dass  zur  Erfüllung 
der  ganzen  Aufgabe  der  neuen  FinanzverAV'altung,  abgesehen  sogar  a'Ou 
allen  anderen  staatsAAÜrthschaftlichen  Beziehungen , hier  noch  ein  sehr  Avich- 
tiges  Gebiet  Amrlag,  Avollte  sie  anders,  AA'ie  das  gerade  in  Oesterreich  noth- 
AA'endlg  Avar,  die  neue  Ordnung  des  staatsAA’irthschaftlichen  Lebens  auf  die 
lebendige  und  gesicherte  Ordnung  der  A'olkswirthschaftlichen  EntAAÜcklung 
bauen,  das  eine  zur  kräftigen  Grundlage  des  andern  machend.  Es  musste 
einerseits  zur  freien  Entfaltung  der  neu  aufblühenden  gewerblichen  Epoche, 
andererseits  zur  Hebung  des  unter  dem  zu  starken  Abflüsse  der  disponiblen 
Capitalien  leidenden  Staatscredits  eine  grosse  Creditanstalt  für  die  ganze 
Monarchie  errichtet  Averden,  geeignet,  die  in  dem  Bestände  des  industriellen 
A^ermögens  schlummernden  Capitalien  zu  lebendigen  Factoren  der  in- 
dustriellen EntAAÜcklung  zu  machen.  Erst  mit  der  Lösung  dieser  Auf- 
gabe konnte  man  ein  System  für  ausgebildet  ansehen,  das  nunmehr  alle 
Gebiete  des  AAÜrthschaftlichen  Lebens,  und  zAvar  soAvohl  der  Zukunft  als 
der  Gegenwart  umfasste,  und  das  durch  Klarheit  der  Auffassung  und  Gross- 
artigkeit der  Mittel  die  GeAvähr  des  Gelingens  in  sich  tragen  musste,  und 
Avclchem  daher  die  grösste  Freiheit  der  BcAvegung  gestattet  werden  konnte. 
AMr  haben  natürlich  über  das  Einzelne  dieses  letzten  Theiles  des  Planes, 
dessen  Umrisse  AAÜr  in  dieser  Arbeit  zu  A^erzeichnen  gesucht  haben,  nur  Avenig 
zu  sagen.  Es  leuchtet  ein,  dass  das  neue  Creditinstitut  Im  AVesentlichen  für 
Handel  und  Industrie  dasselbe  sein  soU,  AA^as  die  Hypothekenbank  für  die 
Landwirthschaft  Averden  AA'ird.  Es  ist  gleichsam  die  Hypothekenbank  des 
geAverblicheii  Capitals.  Und  es  durfte  dalier  in  Anlage  und  Ausführung,  in 
Solidität  und  Umfang  nicht  hinter  jenem  Creditinstitute  der  LandAAurthschaft 
Zurückbleiben.  Es  Avar  bei  der  Lage  des  Credits,  Avie  er  in  Oesterreich  sich 
gegenAA’ärüg  entAAÜckelt,  mit  einer  geringen  Zahl  von  Alillionen  nicht  geliolfen. 

AA^enn  man  die  eben  A’on  uns  dargelegten  A^^erhältnisse  iifs  Auge  fasst,  so 
resumiren  sich  dieselben  in  der  Thatsache,  dass  die  Summe  des  disponiblen 
Capitals  viel  zu  gering  ist.  Das  Geld  ist  imA'erhältnIsse  zu  der  Nachfrage  in 
viel  zu  kleiner  Alasse  vorhanden;  der  Credit  ist  viel  zu  theuer.  Wir  müssen 
nun  diese  Thatsache  zunächst  für  eine  ausserordentlich  günstige  halten.  Geld 
ist  nur  da  theuer,  avo  man  es  gebraucht;  man  gebraucht  es  aber  da,  avo  man 
mit  diesem  Gelde  AA’ieder  verdient.  Es  ist  für  einen  Einzelnen  sehr  Avahr,  dass 
der  Regel  nach  die  Höhe  der  Zinsen,  die  er  geben  muss,  Im  umgekehrten  A^er- 
hältnisse  zu  seiner  Reineinnahme  und  seinem  Fortschritt  steht.  Für  ein  ganzes 
A^olk  dagegen,  das  in  industrieller  Beziehung  im  AufscliAA'ung  begriffen  ist,  ist 
die  Höhe  der  üblichen  Zinsen  In  der  Regel  der  BcAveis,  dass  die  flüssigen 
Capitalien  durch  eine  Menge  von  Unternehmern  in  Anspruch  genommen 
Averden,  die  mehr  mit  dem  Gelde  verdienen,  als  sie  für  dasselbe  bezahlen.  Die 
allgemeine  Höhe  des  Zinsfusses  ist  daher,  wo  sonst  die  Rechtssicherheit  nicht 
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gefäl' rdet  ist  j ein  Beweis  des  allgemeinen  Fortschrittes.  Dieser  Satz  wird 
schwerlich  einer  Discussion  unterliegen,  — man  hat  ihn  nur  nicht  zu  verwech- 
seln nit  dem  andern,  entsprechenden  Satze,  dass  natürlich  dieser  Fortschritt 
noch  rascherund  geordneter  von  Statten  geht,  wenn  das  erforderliche  Capital 
zu  gc  ringem  Zinse  vorhanden  ist,  wiez.  B.  in  England.  Es  ist  daher  im  Allge- 
mein mgut,  dass  der Zinsfuss  hoch  steht;  aber  es  folgt  nicht  bloss  daraus,  dass 
man  aun  auch  in  einem  Lande  wie  Oesterreich  eines  grossen  Capitals  bedürfe, 
um  s iinem  Bedürfnisse  zu  entsprechen;  es  folgt  eben  so  sehr  daraus,  dass  durch 
diese  benYerhältnisse,  welche  jenes  Capital  fordern,  dasselbe  auch  eine  grosse 
Sichi  rheit  gewinnt.  Es  ist  nicht  unwichtig,  bei  der  Beurtheilimg  eines 
Unternehmens  wie  das  Creditinstitut  es  sein  soll,  dies  zu  bedenken.  Und  es 
ist  w )hl  eben  so  gewiss,  dass  dies  von  Allen,  welche  sicli  an  der  Creditanstalt 
betlu  iligt  haben,  auch  wirklich  wohl  bedacht  ist,  denn  es  ist  bei  der  Her- 
stelh  ng  des  erforderlichen  Grundcapitals  von  keiner  Schwierigkeit  die  Rede 
gew(  sen. 

Die  Anstalt  wird  auch  im  Stande  sein,  den  einheimischen  Credit  zugleich 
zu  eiiem  auswärtigen  zu  machen,  und  somit  das  zu  erzielen,  was  dem  öster- 
reichischen Geld-  und  Creditmarkte  am  wesentlichsten  fehlt  — es  wird  das 
Geklvresen  Oesterreichs  zu  einem  integrirenden  Gliede  der  grossen  Geld- 
wirtl  Schaft  dev  gesammten  AVelt  erheben,  so  dass  künftigCredit  und  Wechsel 
hier  licht  mehr  unter  besonderen  Verhältnissen  und  Gesetzen  stehen,  sondern 
nur  loch  den  einfachen  und  grossartigen  Bewegungen  unterworfen  sein 
werden,  welche  das  Geldwesen  der  ganzen  industriellen  Welt  diesseits  und 
jenseits  des  atlantischen  Meeres  bestimmen.  Lmd  erst  dann  wird  der 
Gedjnke  seine  rechte  Erfüllung  bekommen,  der  in  dieser  Anstalt  ihrerseits 
die  Erfüllung  eines,  die  ganze  vnrthschaftliche  Zukunft  Oesterreichs  um- 
fasse ulen  Planes  erkannt  hat. 


XIX. 

Während  jene  Creditanstalt  nun  in  der  angegebenen  Weise  eine  Frage 
löst,  legt  sie  zugleich  die  Lösung  einer  zweiten  nahe.  Lbid  es  wird  daher 
die  Betrachtung  der  letzteren  wesentlich  zur  Erfüllung  des  ganzen  Planes 
hinzi  gehören. 

Durch  eine  Reihe  der  umfassendsten  Massregeln  ist  seit  mehreren  Jahren 
der  ' ’^erkehr  zwischen  Oesterreich  und  Deutschland  von  den  Hindernissen 
befre  It,  die  ihn  umgaben.  Die  neue  Gestalt  des  Zollwesens  und  die  Entwick- 
lung des  Eisenbahnnetzes  erzeugen  eine  beständig  wachsende  Entfaltung  der 
Geg(  nseitigkeit  in  allen  materiellen  Verhältnissen  des  Südens  und  des  Nor- 
dens. Die  neue  Creditanstalt  wird  ihrerseits  das  für  den  Credit  und  Wechsel- 
verk(  hr  thim,  was  Handelsfreiheit  und  Schienenweg  für  den  Waaren-  und 
Pers(  nenverkehr  gethan  haben.  Es  bleibt  jetzt  nur  noch  ein  letztes  Gebiet 
der  I .egelung  übrig,  und  das  ist  dasjenige  des  Geldes  und  der  Münze. 


Es  ist  bekannt,  dass  schon  seit  längerer  Zeit  Oesterreich  den  Gedanken 
einer  Herstellung  der  vielgewünschten  Einheit  des  deutschen  Münzwesens 
in’s  Auge  gefasst  hat.  Es  war  natürlich,  dass  Oesterreich  dabei  zunächst  von 
dem  Standpunkte  ausging,  diese  Einheit  auf  Grundlage  derjenigen  Währung 
anzustreben,  w'clche  in  der  That  die  AVährung  eines  Welthandels  im  vollen 
Sinne  des  Wortes  ist,  und  daher  in  dem  Grade  mehr  zur  Anwendung  gelangt, 
in  welchem  der  Handel  einzelner  Nationen  mehr  den  Charakter  eines  Welt- 
handels annimmt,  die  Goldwährung.  Es  kann  indessen  hier  nicht  der  Ort 
sein,  die  einzelnen  Bedenken  und  Vortheile  abzuwägen,  welche  Gold- und 
Silberwälirung  gegen  einander  gestellt  haben  mögen.  Das  Wesentliche  blieb 
bei  jenen  Fragen  immerhin  nicht  die  Währung  als  solche,  sondern  die  Her- 
stellung eines  möglichst  einheitlichen  Münzfusses.  LTiid  dies  ist  die  Aufgabe, 
deren  Lösung  den  Schlussstein  für  die  neue  Ordnung  des  Geld-  und  Credit- 
wesens  Oesterreichs  zu  bilden  hat. 

Wir  erkennen  nun  gern  an,  dass  in  Betracht  der  gegebenen  Verhältnisse 
die  Einführung  der  Goldwährung,  möge  sie  nun  an  sich  richtiger  sein  als 
die  der  Silberwährung  oder  nicht,  der  Herstellung  jener  Einheit  der  Münze 
zwischen  Oesterreich  und  Deutschland  überwiegende  Schwierigkeiten  in 
den  Weg  legen  würde.  Es  scheint  uns  überflüssig,  dabei  auf  die  einzelnen 
Gründe  und  Gesichtspunkte  einzugehen.  Gewiss  ist,  dass  durch  die  Zugrunde- 
legung der  Silberwährung,  mit  Rücksicht  auf  eine  gleichzeitig  zu  verein- 
barende Goldhandelsmünze,  das  wichtige  Ziel  jener  Einheit  am  leichtesten 
mid  sichersten  erreicht  werden  wird;  und  man  hat  daher,  so  wie  dies  einmal 
feststand,  keinen  Augenblick  angestanden,  auf  dieser  Grundlage  die  Verhand- 
lungen wieder  aufzunchmen. 


Dass  wir  aber  eine  Ordnung  des  Münzwesens,  in  der  diesseits  und  jen- 
seits der  Gränzen  des  Kaiserstaates  nach  einem  Münzfussc  gerechnet,  und 
gleiche  Münzgrössen  dem  täglichen  Verkehre  übergeben  werden,  von  un- 
gemeiner  Bedeutung  sein  wird,  brauchen  wir  wohl  iiidit  weiter  darzulegen. 
Es  wird  dadurch  jener  keineswegs  unbedeutende,  auf  dem  ganzen  Gross- 
handel lastende  Verlust  aufgehoben,  der  durch  die  Differenz  des  Münzfusses 
auch  bei  gleichen  Coursen  schwer  auf  dem  Handel  ruht;  es  werden  alle  jene 
kleinen,  und  doch  Millionen  betragenden  Lbnsätze  der  Münze  vermieden, 
die  den  Personenverkehr  so  sehr  vertheuern,  ohne  doch  irgend  Jemanden 
wesentlich  zu  nützen;  es  wird  endlich  die  Einfachheit  und  Leichtigkeit  der 
Berechnung  den  AVerth  aller  Papiere  heben,  da  die  Nachfrage  gerade  der 
kleineren  Beträge  in  dem  Grade  steigt,  in  welchem  die  Preise  nach  der 
gewohnten  Münze  leichter  ausgerechnet  Averden  können.  Die  A'erständ- 
lichkeit  der  AVerthberechnung  ist  unter  allen  L'mständen  ein  mächtiger 
Factor  alles  A^erkehrs,  und  je  kleiner  die  Differenz  ist,  desto  grösser  wird 
der  A^erlust,  weil  man  den  letzteren  in  dem  Grade  schwerer  vermeldet,  als 
der  erstere  geringer  erscheint.  Nur  die  völlige  Identität  des  Alünzfusses  be- 
seitigt alle  Hindernisse,  und  wenn  daher  für  die  Afünze  geschehen  sein  Avird, 
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Avas  ■’ür  die  Post^  die  Telegraplien  und  anderes  bereits  gesclieben  ist,  und 
Avas  vir  für  Mass  und  Gewicht  sehnllchst  lierbeiwünschcn,  so  wird  der  wirk- 
liche Münzverkclir  sich  in  geeigneter  "Weise  an  den  "Waaren-  und  Credit- 
verk-'hr  Oesterreichs  mit  den  deutschen  Ländern  zu  lebendiger  Bewegung 
zusa]  iimenscldiessen. 


Nachdem  wir  nunmehr  die  einzelnen  Seiten  der  vorliegenden  Massregeln 
darg  3legt,  können  wir  nicht  schliessen,  ohne  einen  Blick  auf  das  zweite  grosse 
Geb  et  zu  werfen,  das  unserem  unmittelbaren  Gegenstände  nicht  angehort, 
aber  freilich  auf  das  engste  damit  zusammeuhängt.  I>as  ist  die  Ordnung 
des  Budgets  und  das  Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen. 
Lhn  diesen  wesentlichen  Theil  des  österreichischen  Finanzwesens  im 
Groisen  und  Ganzen  zu  verstehen,  muss  man  sich  zuvörderst  über  gewisse 
Gesi ditspunkte  einigen,  die  für  jedes  vorurtheilsfreie  ürthell  die  richtige 
Grujidlage  abgeben  müssen. 

Die  ganze  Staatsverwaltung  seit  1848  hat  ein  beständiges  Deficit  aufzu- 
weis  ‘u;  aber  dies  Deficit  hat  nicht  etwa  erst  seit  1848  begonnen.  Es  ist  be- 
kam t,  dass  schon  vor  1848  die  Staatsrechnung  ein  regelmässiges  Deficit 
enth  eit,  und  dass  daher  die  furchtbaren  Störungen  der  neuesten  Zeit  einem 
bere  ts  gestörten  Haushalt  des  Staates  begegneten.  Es  hatte  daher  die  Ver- 
walt mg  es  nicht  bloss  mit  einem  gegenwäitigen  Ausfall,  sondern  auch  mit 
den  Resultaten  einer  schweren  Vergangenheit  zu  thun.  Zu  dieser  haben  nun 
die  Ereignisse  zwei  Aufgaben  hinzugefügt,  die  jede  für  sich  die  ausserordent- 
licln  te  Anstrengung  der  Monarchie  erfordern,  und  die  eben  dadurch,  dass  sie 
zusa  uniengckommen  sind,  alle  bisherigen  Versuche  zur  Herstellung  des 
norr  lalcn  Verhältnisses  vergeblich  gemacht  haben.  Die  erste  dieser  Aufgaben 
war  eine  innere  — die  Ausbreitung  des  neuen  Verwaltungssystemes  über  das 
<ran;  e Kaiserreich  und  eine  Reihe  der  wichtigsten  und  umfassendsten  Ein- 
richi  imgen,  für  die  nach  allen  Seiten  neue  und  grosse  Ausgaben  unbedingt 
erfo]  derlich  waren.  Der  zweite  Punkt  betraf  die  äussere  Stellung  des  Reiches, 
übei  die  wh'  hier  nichts  weiter  zu  sagen  haben,  als  dass  noch  nie  die  grossen 
Pmbcheldungcn  in  der  europäischen  AVelt  ohne  grosse  Oj^fer  der  einzelnen 
Völl.er  und  Staaten  gegeben  worden  sind.  Fasst  man  aber  den  ausserordent- 
liclu  n Umfang  beider  Punkte  zusammen , so  wird  man  sich  vielleicht  eher 
vnin  lern,  dass  Oesterreich  verhältnissmässig  um  so  geringen  Preis  so  viel 
erhalten  und  gewonnen  hat,  als  dass  die  Opfer  die  cs  gebracht,  zu  gross 
wäi*'  11  für  seine  Aufgaben  oder  für  seine  Kräfte. 

In  jedem  Falle  aber  haben  jene  Erscheinungen  zweierlei  mit  einander 
gern  3in,  was  als  wesentlich  bei  jederBeurtheilung  derFinanzlage  gelten  muss. 
Die  Lösung  beider  ausserordentlichen  Aufgaben  ist  nämlich  ihrer  Natur  nach 
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vorübergehend;  die  Resultate  derselben  sind  dagegen  dauernd,  und  zwar 
nicht  bloss  für  Oesterreich.  Dauernder  durch  die  neue  Organisation  seines 
inneren  Lebens  hat  Oesterreich  jedweder  eigenen  Entwicklung  eine  mächtige 
Bahn  gebrochen,  und  dem  Zufluss  aus  andern  Ländern  eine  gesicherte  Zukunft 
geboten ; durcli  die  Stellung  die  es  im  gegenwärtigen  Ki-iege  eingenommen, 
hat  es  dem  eigenen  und  deutschen  \ erkehre  die  folgenreichste  Entwicklung 
im  Orient  vorbereitet.  Es  ist  daher  keine  Frage,  dass  man  das  Deficit 
sehr  einseitig  beurtheilen  würde,  wenn  man  nichts  darin  fände,  als  einen 
Ausfall  der  Einnahmen  gegenüber  den  Auslagen.  Gerade  dies  Deficit  ist 
im  Grunde  nur  eine  grossartige  Auslage,  Avelche  Oesterreich  für  die  lebens- 
volle Entwicklung  seiner  Zukunft  macht;  es  ist  ein  Anlagecap ital,  das  in 
einen  fruchtbaren  Boden  gelegt  wird,  und  das  seiner  Zeit  reite i nicht  tragen 
muss.  Dies  wird  für  jeden  Verständigen  das  Vertrauen  auf  eine  Zukunft  auf- 
reeht  erhalten,  die  zwar  niclit  leicht  zu  gewinnen,  aber  dafür  auch  eine 
grossartige  sein  wird. 

Indessen  ist  doch  die  Aussicht  auf  definitive  Ordnung  der  Finanzen  und 
die  Natur  des  Deficits  keineswegs  bloss  auf  die  Zukunft  verwiesen.  Man  wii'd 
hier  kein  Eingehen  auf  Einzelheiten  erwarten.  Allein  ein  vorurtheilsfreier 
Blick  auf  die  Lage  der  Dinge  zeigt  uns,  dass  neben  den  grossen  Ausfällen 
des  Budgets  eine  nicht  minder  grosse  Entwicklung  der  Steuerkraft  hergeht, 
die  unter  günstigeren  Umständen  nicht  bloss  an  und  für  sich  schon  bedeutend 
genug  wäre,  dem  gegenwärtigen  Bedürfnisse  zu  genügen,  sondern  die 
ganz  offenbar  ohne  erhebliche  Anstrengung  nocli  viel  mehr  zu  leisten  im 
Stande  ist,  als  was  bisher  gefordert  ward.  Es  ist  nicht  schwer,  die  positiven 
und  unabweisbai’en  Grundlagen  dieser  Thatsaehen  zu  formulmen.  Zuerst  hat 
sich  seit  1848  die  industrielle  und  commerzielle  Bewegung  Oesterreichs  in  einem 
ausserordentlichen  Grade  gehoben;  der  steigende  Umsatz  des  Geldes  und  die 
denselben  dennoeh  begleitenden  hohen  Zinsen  zeigen,  dass  mit  den  Capitalien 
Geschäfte  gemacht  werden , die  sehr  gute  Erträgnisse  abwerfen , weil  sie  es 
möglich  machen,  dass  ihr  Betrlebscapital  so  hohe  Zinsen  trägt.  Die  reinen 
Erträgnisse  aber  sind  die  Grundlagen  jeder  Steuerkraft;  sie  mehren  die  Steuer 
schon  ohne  Erhöhung  des  Steuerfusses,  und  die  Tabellen  der  Staatseinnalune 
geben  davon  den  deutlichsten  Beweis.  So  ist  es  von  dieser  Seite  das  beweg- 
liche Capital,  das  vermittelst  seiner  Verwendung  zur  Hebung  der  Einnahme 
in  immer  reichlicherem  Masse  beiträgt;  und  wenn  man  daraufhinweist,  dass  in 
letzter  Zeit  die  Zolleinnahmen  nicht  gestiegen  sind,  so  möchten  wir  fragen, 
ob  jemals  Handel  und  Industrie  im  Staate  in  einer  so  ernsten  inneren  und 
äusseren  Lage  so  wenig  unter  so  vielen  auf  ihm  ruhenden  Schwierigkeiten 
gelitten  hat,  als  die  Oesterreichs.  Den  schweren  Forderungen,  welche  die 
Verhältnisse  stellen,  begegnen  die  Völker  der  Monarchie  mit  Verdoppelung 
ihrer  Anstrengungen;  die  einzige  Noth,  die  hier  herrscht,  ist  die  Noth  des 
Arbeitsmittels,  des  flüssigen  Capitals.  Ist  das  ein  Zustand  der  Bedenken  ein- 
flösst,  wenn  es  sich  darum  handelt,  ob  Oesterreich  mit  seinen  dauernden 
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Steu  irkräften  dem  Dauernden  in  den  gegemvärtigen  Anforderungen  ent- 
spre  hen  könne? 

Andererseits  ist  eine  -wesenLliclie  Aenderung  in  der  Grundlage  des 
östei  reicliisclien  Steuersystems  vor  sich  gegangen  ^ die  zwar  ihrer  Natur 
nach  nicht  plötzlich  in  entscheidender  Weise  eingreifen  kann,  die  aber  ganz 
unav  sbleiblich  mit  jedem  Jahre  in  höherem  Grade  wichtig  wirkt.  Dies  ist  die 
Herl  -eiziehung  der  ungarischen  Länder  zu  einem  ihi’cn  wirthschaftlichen 
Verl  ältnissen  entsprechenden,  dem  Steuersysteme  der  übrigen  Monarcliie 
adä(j  uaten  Steuerbeitrage.  Gerade  die  Steuerverliältnisse  Ungarns  sind  es, 
die  ( s vor  dem  Jahre  1848  der  Monarchie  unmöglich  machten,  zu  einem 
zufri  3denstellenden  Haushalte  zu  gelangen.  Es  war  voraussichtlich  ein  solcher 
Zusf  ind  auf  die  Dauer  nicht  zu  erhalten.  Die  neueren  Ereignisse  haben  nur 
ei  lc(  t,  was  in  anderer  V eise  zwar  leichter,  aber  doch  nicht  weniger  gewiss 
bese  tigt  worden  wäre.  Das  ungeheureGebiet  der  östlichen  Kronländer  ist  jetzt 
in  dj  sselbe  Verhältniss  getreten,  in  welchem  die  übrigen  Länder  der  Krone 


steh(  n,  dass  nämlich  der  Fortschritt  ihrer  wh'thschaftlichen  Entwicklung: 
zu  e ner  Vermehrung  ihrer  Beiträge  zu  den  Staatslasten  werden  wird.  Und 
wenn  das  nach  einem  harten  und  unglückseligen  Kriege  nicht  in  wenigen 


Jalu3n  schon  im  vollen  Masse  der  Fall  ist,  so  wird  jeder  verständige 
Beol  achter  unbedenklich  zugestehen,  dass  sich  mit  jedem  Jahre  die  Steuer- 
krafl  bessern  wird,  da  sich  jetzt  die  Hypothekenbank  von  der  einen,  und  die 
Crec  itanstalt  von  der  anderen  Seite  die  mächtigen  Hände  reichen. 

Allein  diese  heilsame  organisclie  Entwicklung  müsste  fast  unüberwdnd- 
liehe  n Schwierigkeiten  begegnen,  wenn  nicht  mit  der  äussersten  Anstrengung 
der  5teiierkraft  zugleich  die  äusserste  Beschränkung  gerade  in  denjenigen 
Geb  eten  der  Ausgaben  angestrebt  werden  würde,  in  denen  die  grössten 
Sumiien  abfliessen.  Vir  halten  aber  die  Ueberzeugung  fest,  dass  man  dies 
nich  umsonst  zu  erwarten  braucht;  denn  in  der  That  verschliessen  wir  in 
kein  ir  Weise  die  Augen  vor  der  Thatsache,  dass  auch  die  gedeihlichste  Ent- 
widihmg  der  \olkswirthsclnft  und  des  auf  dieselbe  angewiesenen  Staats- 
haus inltes  ernsten  Gefahi’cn  entgegengeht,  wo  die  ruhige  Harmonie  der 
Lleiuento  gestört  wird.  Das  Vertrauen,  dieser  wesentliche  Factor  alles 
V ol  lergeliens  der  Staaten,  stellt  je  nach  den  gegcbencQ  Verhältnissen  ganz 
bestimmte  Forderungen;  die  Forderungen,  welche  dasselbe  an  die  Gegenwart 
stelh,  sind,  wie  Avir  es  durchaus  nicht  verhehlen  AvoUen,  nicht  füglich  abzu- 
AA'cis  m.  Die  Staatsvei’Avaltung  aber,  Avelche  die  Grundlagen  zu  der  umfassen- 
den i icuen  Ordnung  der  Dinge  gelegt  hat,  aufAvelcher  dicEutfaltung  desGeld- 


und  CreditAvesens  für  Oesterreichs  nächste  Zukunft  beruhen  soll,  AA'ird  die- 
selbe n jenes  letzten  und  AA'esentlichsten  Schlusssteine^s  in  der  definith^en 
Ordi  ung  des  Staatshaushaltes  nicht  entbeliren  lassen. 
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Dies  sind  nun,  in  ihren  grossen  und  allgemeinen  Umrissen,  die  Grund- 
lagen, auf  denen  die  nächsten  Dinge  beruhen  AA^erden,  Avelche  so  tief  in  die 
materielle  EntAvicklung  Oesterreichs  hineinzugreifen  bestimmt  sind.  V ir 
dürfen  nunmehr  das  Ganze  unbedenklich  dem  Urtheile  jedes  A'orurtheils- 
freien  Mannes  übergeben ; die  GeAAÜihr  für  die  Waiirheit  und  den  Erfolg 
des  Einzelnen  wird  mit  uns  jeder  Verständige  im  Ganzen  suchen.  Es  AAurd 
dfiher  zum  Schlüsse  Avohl  gestattet  sein,  den  Blick  über  ein  Gebiet  zu 
werfen,  dessen  Gränzen  nicht  mehr  bloss  die  Oesterreichs  sind. 

Es  ist  keinem  ZAveifel  imterAvorfen,  dass  die  grosse  BcAvegung  des  euro- 
päischen Lebens,  die  bisher  nach  dem  Westen  gegangen  ist,  sich  jetzt  auch 
dem  Orient  zuwendet.  Mag  man  sich  nun  diese  Gestalt  der  BcAA’egiing  denken 
i wie  man  will,  immer  wird  sich  dabei  das  grosse  Gesammtresultat  ergeben, 

dass  die  Völker  und  Länder  der  Mitte  Europas  durch  die  unabänderlichen 
GeAvalten  ihrer  Lage  und  ihrer  Verth eiluiig  eine  Gesammtheit  von  Interessen 
darbieten  AA'crden,  die  dies  mächtige  Gebiet  nach  Aussen  in  seinen  wichtigsten 
Beziehungen  als  ein  Ganzes  erscheinen  lassen.  Und  je  mehr  sich  jene  Bcavc- 
£:un2:  entAvickclt,  desto  Aveniger  Averden  diese  Völker  diese  Einheit  von  sich 
abweisen  können.  Die  materiellen  Interessen  werden  die  Träger  der  leben- 
digen Ideen  sein,  diese  AA'erden  jenen  Ihre  Energie  und  Ihr  letztes  Ziel  geben, 
xuid  so  werden  die  Elemente  der  wirthschaftlichen  und  der  geistigen  Welt 
zusammenAAÜrken,  um  das  zu  verAvIrklichen,  AA\as  die  geographischen  Ele- 
mente A'orgezeichnet  haben.  V enn  das  aber  geschehen  AA'ird , AA'erden 
eben  dadurch  jene  Interessen  auch  unAA’Iderstehllch  Averden  ; Avenn  ihre 
Wichtigkeit  die  NotliAvendigkeit  ihrer  Bestrebungen  ergibt,  so  wird  ihre 
Vereinigung  die  GeAA'issheit  ilircs  Erfolges  sichern.  Und  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  möchten  AA'ir  am  letzten  Orte  einen  Blick  auf  das  bisher 
dargestellte  Averfen. 

^ In  unserer  heutigen  Zeit  besteht  eine  Handclsverbindung  nicht  mehr 

bloss  aus  den  CommunicationsAvegen , auf  denen  V aaren  und  Menschen 
gehen.  Sollen  dieselben  AA'ii'kliche  Erfolge  erzielen , so  müssen  sie  AA-ahre 
Verbindungen  der  Mittelglieder  sein ; cs  ist  eine  solche  EntAA'icklung 
nur  da  möglich , aa'o  alle  Glieder  in  der  Kette , AA'clche  den  Osten 
und  Westen  A'erbinden  soll,  mit  dem  Ganzen  in  Harmonie  stehen.  Nun 
sind  gerade  in  diesem  Gebiete  seit  einigen  Jahren  von  Selten  Oesterreichs 
die  geAA’altIgsten  Schritte  gethan.  Die  Prohibitionen  sind  an  den  Gränzen  ge- 
\ fallen;  die  Eisenbahnen  durchziehen  das  Innere;  Ordnung  und  Ruhe  ist  her- 

gestellt; die  Donau  ist  geöfthet  und  gesichert;  dem  ^littelmeere  sind  neue 
Communicationsmittel  geboten.  Die  Völker  Oesterreichs  haben  dem  Rufe, 
den  die  GegenAA'art  an  sie  macht,  auf  allen  Punkten  entsprochen  ; sie  sind 
jetzt,  Avas  manche  vor  zehn  Jahren  für  unmöglich  gehalten  hätten,  MitAverber 
auf  allen  Märkten  diesseits  und  jenseits  der  atlantisclien  See.  Die  Verschmel- 
zung der  Lebenstrhätigkeit  der  beiden  Gruppen  in  der  Glitte  Europas  sclireitet 
unaufhaltsam  A'orwärts  ; nur  ein  Hinderniss  hat  dem  bis  jetzt  entgegen- 
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gcstandorij  und  dies  Ilinderniss  war  das  Geld-  und  Creditsystem  Oesterreichs, 
vei  blinden  mit  seinem  Miinzwesen. 

Und  hier  liegt  nun  das  letzte  Gebiet  derjenigen  Massregeln,  deren  Ein- 
hei  wir  bisher  darzustellen  versucht.  Es  ist  nicht  genug,  sie  nur  von  ihrem 
reii.  österreichischen  Standpunkte  aus  aufzufassen;  sie  liaben  für  das  Urtheil 
jed's  Verständigen  eine  Tragweite,  die  alle  Gebiete  des  mittleren  Europas 
um  asst.  Es  kann  die  Enhvicklung  des  letzteren  gegen  den  Orient  nur  durch 
Oe  terreich  ihren  Weg  nehmen;  von  diesem  ersten  Grundsätze  aller  künf- 
tig« n Dinge  gibt  es  keine  Abweichung.  Es  kann  aber  auch  jene  Bewegung 
nin  dann  ihren  rechten  Umfang  gewinnen,  wenn  das  ganze  materielle  Leben 
bei  ler  Gruppen  dieselben  Grundlagen  gewinnt  und  dieselben  Voraussetzungen 
erfi  11t.  Und  wenn  daher  in  diesem  Augenblicke  Oesterreich  mit  gewaltiger 
An  trengung  sein  Geld-  und  Creditwesen  ordnet,  wenn  es  an  seinem  Gewerbe- 
und  Miinzwesen  arbeitet  und  die  Aufnahme  der  überschüssigen  Arbeitskräfte 
Dei  tschlands  vorbereitet,  so  darf  es  unbedingt  dabei  voraussetzen , dass 
mau  die  Bedeutung  dieser  Bestrebungen  zunächst  auch  für  Deutschland  sich 
vergegenwärtige.  Es  ist  künftig  nicht  mehr  möglich,  den  für  die  Zukunft 
des  mittleren  Europas  entscheidenden  Satz  nicht  anzuevkennen,  dass  Deutsch- 
lan«  selbst  das  allergrösste  Interesse  an  der  Ordnung  des  Avirthschaftlichen 
Lelens  Oesterreichs  schon  jetzt  hat  und  immer  mehr  haben  wird,  dass  dem- 
nac  1 auch  die  Herstellung  des  Geld-  und  Creditwesens  Oesterreichs  von  der 
höc  istcn  Bedeutung  für  Deutschlands  A\  ohlfahrt  ist.  Und  dies  nun  ist  das 
letz  e,  Avas  Avir  über  diesen  Gegenstand  mehr  anzudeuten  als  darzulegen 
hatlen.  V ir  schliessenhier;  denn  AA^as  ferner  noch  dem  Einsichtigen  hinzuzu- 
füg(  n unnöthig  ist,  das  ist  noch  unnöthiger  hinzuzufiigen  für  die,  Avelche  für 
ihn  11  guten  V illen  der  Einsicht,  oder  gar  für  die,  Avclche  für  ihre  Einsicht 
des  guten  Willens  entbehren. 


Uebereinkommen 

zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  und  der  Direction  der  prUilegh'ten 

österreichischen  Nationalbank. 

Da  die  Forderung  der  privileglrten  österreichischen  Nationalbank  an  den  Staat 
aus  dem  Titel  der  Einlösung  des  'Wienerwährungs-Papiergeldes  durch  die  systemmas- 
sige  monatliche  Tilgungsquote  berichtigt,  die  weitere  Forderung  aus  der  Einlösung  der 
Reichsschatzscheine  aber  durch  die  an  die  privilegirte  österreicliische  Nationalbank 
überwiesenen  Zuflüsse  aus  dem  Erträgnisse  des  Nationalanlehens  gedeckt  wird,  so 
handelt  es  sich  nur  mehr  noch  um  die  Summe  von  155  Mülionen  Gulden,  von  welchen 
55  Millionen  als  Rest  aus  der  in  dem  Uebereinkommen  vom  23.  Februar  1852 
bezifferten  Schuld  von  71,500.000  fl.  und  100,000.000  aus  den  seither  geleisteten 
Interimal -Vorschüssen  von  80  und  20  Mülionen  herrühren. 

Um  nun  auch  bezüglich  des  oben  erwähnten  Betrages  von  155  Mülionen  die 
Rückzahlung  einzuleiten  und  gehörig  zu  sichern,  werden  in  Folge  der  mit  der  Aller- 
höchsten Entschliessung  vom  12.  October  1855  erhaltenen  Ermächtigung  der  privüe- 
girten  Österreichischen  Nationalbank  die  in  dem  beiliegenden  Verzeichnisse  aufge- 
führten Staatsgüter  im  Gesammtwerthe  von  156,485.060  fl.  unter  nachfolgenden 
Bestimmungen  überantwortet : 

1.  Die  sämmtlichen  hier  erwähnten  Staatsgüter  büden  eine  wahre,  nach  allge- 
meinen privatrechtlicheil  Normen  bestellte  Ilypotliek  zur  Sicherstellung  der  obigen 
Forderung  von  155  Mülionen,  und  der  privilegirten  Österreichischen  Nationalbank 
wird  hiermit  die  Ermächtigung  ertheilt,  zur  förmlichen  Erwerbung  des  Hypothekar- 
rechtes vorliegendes  Uebereinkommen  auf  diese  Güter  in  die  Öffentlichen  Bücher 
eintragen  zu  lassen,  wobei  ihr  die  Zusicherung  gegeben  wird,  dass  diese  Einver- 
leibung für  sie  ganz  kostenfrei  geschehen  soll. 

2.  Die  privilegirte  österreichische  Nationalbank  wird  die  ihr  überantworteten 
Güter  selbst  verwalten  und  die  reinen  Erträgnisse  in  ihren  Gassen  einfiiessen  lassen, 
und  das  Aerar  hat  in  so  lange  und  in  so  weit,  als  die  Forderung  von  155  MiUionen 
nicht  vollständig  befriedigt  ist,  auf  die  Erträgnisse  der  Güter  keinen  Anspruch. 

3.  Die  Verwaltung  der  Güter  kann  der  privüegirten  österreichischen  Nationalbank 
vor  Befriedigung  der  mehrerwähnten  Forderung  nicht  entzogen  werden.  Doch  steht  es 
dem  Aerar  frei,  die  Verwaltung  des  einen  oder  andern  Gutes  in  so  weit  wieder  an  sich 
zu  ziehen,  als  der  Werth  der  in  der  Verwaltung  der  privil.  österr.  Nationalbank  blei- 
benden Güter  den  noch  aushaftenden  Betrag  von  der  Forderung  von  155  Mülionen 
übersteigt,  oder  als  der  privü.  österr.  Nationalbank  der  Werth  jenes  Gutes,  dessen 
Verwaltung  ihr  abgenommen  werden  soll,  im  Baren  ersetzt,  oder  durch  eine  andere, 
vollkommen  sicherstellende  Hypothek  gedeckt  wird. 
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4.  In  jenen  Fällen,  in  welchen  nach  §.  3 das  Aerar  berechtigt  ist,  die  Verwal- 
tu]  g eines  Gutes  an  sich  zu  ziehen , ist  die  privil,  österr.  Natiorialbank  verpflichtet , die 
Lcschung  des  auf  dem  betreffenden  Gute  haftenden  Hypotheliarrechts  zu  bewilligen. 

5.  Die  privü.  österr.  Nationalbank  wird  die  Verwaltung  der  ihr  überantworteten 
Gi  ter  so  bald  als  nur  immer  möglich  und  zwar  auf  Grund  eines  bei  der  Üebergabe  zu 
er.  ichtenden  Inventars  übernehmen.  In  so  lange  aber  die  Uebernahme  nicht  geschehen 
ka  m,  wird  die  Verwaltung  durch  die  bisher  bestehenden  landesfürstlichen  Beamten  und 
Di  3ner  besorgt  und  das  reine  Einkommen  an  die  privil.  österr.  Nationalbank  abgeführt 
wt  rden. 

6.  Das  Finanzministerium,  so  wie  alle  Behörden  werden  der  privil.  österr. 
Ni  tionalbank  in  der  Verwaltung  der  Güter  jede  nur  immer  mögliche  Unterstützung 
an  gedeihen  lassen,  und  es  werden  insbesondere  alle  Staatsbeamten  und  Diener,  welche 
di(  privil.  österr.  Nationalbank  zum  Behufe  der  Güterverwaltung  in  ilire  Dienste  zu 
ne  imen  wünscht,  ihr  zur  Verfügung  gestellt.  Solchen  Beamten  und  Dienern  wird  die 
Ze  t,  welche  sie  im  Dienste  der  privil.  österr.  Nationalbank  bei  der  Güterverwaltung 
zu  gebracht  haben,  so  gerechnet,  als  wenn  sie  während  dieser  Zeit  im  Dienste  des 
St  ates  verwendet  worden  wären.  Die  privil.  österr.  Nationalbank  wird  aber  solchen 
Be  unten  und  Dienern , auch  wenn  sie  dienstunfähig  werden,  so  wie  ihren  Angehörigen 
di(  normalmässig  gebührenden  Genüsse  gewähren,  wogegen  solche  Genüsse  von  dem 
re:  nen  Erträgnisse  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen. 

7.  Die  privil.  österr.  Nationalbank  ist  in  ihrer  Verwaltung  nur  an  jene  Rück- 
sic  iten  gebunden,  welche  ihr  die  Pflicht  eines  Verwalters  von  fremdem  Gute  auferlegt  5 
sie  wird  über  die  Erträgnisse  der  Güter  alljährlich  Rechnung  legen  und  insbesondere 
all  I wie  immer  gearteten  Meliorationen  desfu?idus  i?ist?'uctus  und  alle  Gebäude,  welche 
sie  aufführen  lässt,  gehörig  inventiren. 

8.  Die  privil.  österr.  Nationalbank  ist  nicht  nur  berechtigt,  die  ihr  überwie- 
sei  en  Güter  als  Hypothek  für  ihre  Zwecke  zu  bestellen,  sondern  auch  zu  veräussern. 
Di ! Veräusserung  soll  baldtluinllchst  l)egonnen  und  so  schnell  als  möglich  fortgesetzt 
we  rden. 

9.  Die  privil.  österr.  Nationalbank  wird  die  Verwaltung  und  die  Veräusserung 
de  * ihr  überantworteten  Güter  unter  der  Oberleitung  des  Bankgouverneurs  durch  die 
vo  1 der  Direction  gewählten  Organe  besorgen  und  zu  diesem  Ende  eine,  von  ihrem 
bii  herigen  Geschäftskreise  abgesonderte  Abtheilung  bilden , welche  nach  einer  beson- 
de  *en  Instruction  vorzugehen  und  deren  Gestion  der  statutenmässigen  Ueberwachung 
zu  unterliegen  haben  wird. 

10.  Jeder  Betrag,  welcher  aus  der  Veräusserung  der  überantworteten  Güter  und 
au  i ihrem  reinen  Erträgnisse  einfliesst,  wird  als  Abschlagszahlung  auf  die  oben  bezifferte 
Ferderung  von  155  Millionen  berechnet.  Dasselbe  gilt  in  dem  Falle,  wo  der  privil. 
ÖS  err.  Nationalbank  der  Wertlibetrag  eines  der  Verwaltung  derselben  abgenommenen 
Gl  tes  im  Sinne  des  §.  3 bar  ersetzt  wird. 

11.  Sollte  das  Erträgniss  und  der  Erlös  für  die  veräusserten,  so  wie  der  Werth- 
er;  atz  für  die  der  Verwaltung  der  privil.  österr.  Nationalbank  abgenommenen  Güter 
de  1 Betrag  von  155  Millionen  nicht  vollständig  decken,  so  vird  das  Aerar  den  abgän- 
gi,  :en  Betrag  binnen  drei  Monaten  nach  Veräusserung  des  letzten  Gutes  an  die  privü. 
ÖS  err.  Nationalbank  bar  erfolgen  lassen. 

12.  Ist  die  Forderung  der  privil.  österr.  Nationalbank  vollständig  getilgt,  so 
w(  rden  die  etwa  noch  in  der  Verwaltung  der  privil.  österr.  Nationalbank  befindlichen 
Gi  ter  dem  Aerar  zur  freien  Verfügung  zurückgestellt  und  die  Hypothekar-Einverleibung 
vo  1 diesen  Gütern  gelöscht.  Die  Zurückstellung  erfolgt  auf  Grundlage  des  bei  der 
U(  bernahme  der  A^erwaltung  errichteten  und  während  der  Dauer  der  Verwaltung 
er  änzten  Inventars. 


13.  Durcli  gegenwärtiges  Uebereinkommen  werden  die  Bestimmungen  der  beiden, 
am  23.  Februar  1852  und  23.  Februar  1854  abgeschlossenen  Uebereinkommen 
bezüglich  der  Rückzahlung , Verzinsung  und  Sicherstellung  der  darin  bezeiclmeten 
Forderungen  der  privil.  österr.  Nationalbank  aufgehoben,  und  es  werden  jene  30 
Millionen  Obligationen , welche  der  privil.  österr.  Nationalbank  zur  Deckung  des  im 
Eingänge  erwähnten Interimal-Vorschusses  übergeben  worden  sind,  zurückgestellt  werden. 

14.  Die  Wirksamkeit  des  vorstehenden  Uebereinkommens  beginnt  mit  dem 

1.  November  1855. 

Urkunde  dessen  wurde  dieses  Uebereinkommen  sowohl  von  Seite  des  k.  k.  Finanz- 
ministeriums, als  auch  von  Seite  der  Direction  der  privil.  österr.  Nationalbank  unter- 
zeichnet und  mit  den  beiderseitigen  amtlichen  Siegehi  versehen. 

Wien,  am  18.  October  1855. 


Freiherr  v.  B)'uck  m,  p. , 

k.  k.  Finanzmiiüster. 


Joseph  Pipitz  m,  p., 

Bankgouverneur. 

Georg  Freiherr  v,  Sina  m,  p.j 

Baiikgouvenieurs-StelJ  Vertreter. 

Z.  C.  Fopp  lütter  v.  Böhmstetten  m.p., 

Bankdirector. 


Finanzministerial-Erlass 

vom  21.  October  1855,  Zahl  18,274  F.  M. , wirksam  für  alle  Kronländer, 

die  der  privilegirten  östeiTeichischen  Nationalbank  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Hypothekenbank  eingeräumten  Begünstigungen  betreffend. 

Da  die  privil.  österr.  Nationalbank  auf  Grund  der,  mit  Allerhöchster  Entschliessung 
vom  12.  October  1855  ertheilten  Genehmigung  Sr.  k.  k.  Apostolischen  Majestät  zur 
Unterstützung  des  Realbesitzes  eine  Hyx^othekenbank  zu  errichten  sich  bereit  erklärte 
und  zu  diesem  Zwecke  ihre  Fonds  um  35  Millionen  Gulden  in  klingend  er  Sil- 
bermünzc  vermelirt,  so  wurden  ihr  mit  der  erwähnten  Allerhöchsten  Entschliessung 
bezüglich  jener  Geschäfte,  welche  sie  in  ilire  r AiHheilung  als  Hypothekenbank 
führt,  nebst  den,  in  den  Statuten  vom  1.  Juli  1841  und  in  der  Allerhöchsten  Ent- 
schliessung vom  13.  Juli  1844  (Regierungs-Circulare  vom  14.  October  1844)  ausge- 
sprochenen Vorrechten,  nachfolgende  Begünstigungen  oingeräumt : 

1.  Die  privil.  österr.  Nationalbank  ist  in  allen  oben  gedachten  Geschäften  von 
jeder,  die  Höhe  des  Zinsfusses  beschränkenden  gesetzlichen  Verfügung  nicht 
nur  für  jetzt,  sondern  auch  für  die  Zukunft  losgezählt. 

2.  Der  privil.  österr.  Nationalbank  werden  zum  Behufe  der  Geltendmachung  ihrer 
Forderungen  gegen  die  Darlehensnehmer  und  gegen  dritte  Besitzer  des  ihr  verpfändeten 
Gutes  alle  Erleichterungen  gewährt,  welche  der  galizisch-ständischcn  Creditanstalt 
gegenüber  ihren  Schuldnern  und  dem  Besitzer  eines  ihr  verpfändeten  Gutes  mit  dem 
Allerhöchsten  Patente  vom  3.  November  1841  zugestanden  wurden  und  nicht  durch 
die  eigenthümlichen  Verhältnisse  jener  Anstalt  bedingt  sind. 

3.  Die  privilegirte  Österreichische  Nationalbank  ist  berechtigt,  Pfandbriefe  bis 
zum  fünffachen  Betrage  des  für  die  Geschäfte  der  Hypothekenbank  bestimmten  Fondes 


1 


mit  'iuer , wenigstens  1-  Monate  laufenden  Verfallszeit  zu  eniittiren.  Eine  kürzere 
Verl  illszeit  ist  an  die  Zustimmung  des  Finanzministeriums  gebunden. 

4.  Die  Pfandbriefe  der  österreichischen  Nationalbank  können  zur  fruchtbringenden 
Anbgung  von  Capitalien  der  Gemeinden,  Körperschaften,  Stiftungen,  unter  öffentlicher 
Aufficht  stehender  Anstalten,  dann  der  Pupillar-  und  Depositengelder  verwendet  werden, 
da  f ir  die  pünktliche  Verzinsung  und  Kückzahlung  des  im  Pfandbriefe  ausgedrückten 
Cap  tals  das  gesammte  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  der  privilegirten  öster- 
reicl  ischen  Nationalbauk  und  namentlich  die  zu  Gunsten  dieser  Anstalt  bestehenden 
Hypotheken  haften. 

5.  Die  Pfandbriefe  der  privilegirten  österreichischen  Nationalbank  dürfen  an  der 
BÖr:  e veräussert  oder  verpfändet,  und  deren  Cours  in  dem  Börsenblatte  notirt  werden. 

6.  Werden  Pfandbriefe  der  privilegirten  Österreichischen  Nationalbank  a'Oii  dem 
Eigdithümer  an  einen  Andern  abgetreten , oder  verpfändetj  so  sind  sie  von  der  Ent- 
rich  ung  der  in  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  9.  Februar  ISbO  festgesetzten  Gebühren 
befr  it. 

7.  Die  privilegirte  österreichische  Nationalbank  ist  berechtigt,  ihre  Pfandbriele 
unter  Beobachtung  der  statutenmässigen  Bestimmungen  und  nach  Zuliinglichkeit  des 
dafür  festzustellenden  Barfondes  zu  escomptiren  oder  Vorschüsse  darauf  zu  erfolgen; 
sie  < arf  dieselben  auch  vor  ihrer  V erfallszeit  einlösen. 

8.  Die  erwähnten  Begünstigungen  reichenauch  überdieDauer  des  der  privilegirten 
öste  reichlschen  Nationalbank  mit  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  1.  Juli  1841  ver- 
lieln  neu  Privilegiums,  in  sofern  dieselben  zur  völligen  Abwickelung  ihrer  Hypotheken- 
gesc  lüfte  nothwendig  sind. 

Diese,  der  privilegirten  österreichischen  Nationalbank  allergnüdigst  gewährten 
Beg  nstigungen  werden  mit  dem  Beisatze  zur  öffentlichen  Keimtniss  gebracht,  dass  der 
Zeit  »unkt,  in  welchem  die  Hypothekenbank  ihre  V\  irksanikeit  beginnt,  und  die  näheren 
Best  mmungen  über  die  Art  ihrer  Wirksamkeit  nachträglich  werden  kundgemacht  werden. 

Freiherr  v,  Bruck  m.  p. 


Obigem  Erlasse  des  h.  Finanzministeriums  vom  21.  October  1855  zufolge  wird  _ < 

von  der  Direction  der  privil.  österr.  Nationalbank  die  Aufforderung  zur  Theilnahme  an 
der  leuen  Actien-Emission  in  der  nachstehenden  Weise  bekannt  gemacht: 

Kundmachung. 

Nachdem  Se.  k.  k.  Apostolische  Majestät  laut  h.  Finanzministerial-Erlasses  vom 
21.  Jet.  1855, Zahl  18, 274/F.M.  mitder  Allerh.  Entschlicssung  vom  12.  Oct.  1855  die 
Erriditung  einer,  mit  der  privil.  österr.  Nationalbank  zu  vereinigenden  Hypothekenbank 
und  hiernach  die  Vermehrung  des  Bankschatzes  um  35  Millionen  Gulden  in 
kli:.gender  Silbermüuze  allergnädigst  zu  genehmigen  geruht  haben;  so  sieht  sich 
die  interzeichnete  Direction  veranlasst,  50,000  Stück  Actien,  jede  für  den  Betrag  von 
Sie  jenhundert  Gulden  in  klingender  Silbermünze  unter  nachfolgenden 
Besl  ■.mmungen  hinauszugeben : 

1.  Je  zwei  der  bestehenden  Hunderttausend  Stück  Bankactien  haben  gegen  Ein- 
zahl mg  von  700  ll.  in  klingender  Münze  den  Anspruch,  eine  neue  Bankactie  zu  erlan- 
gen. Der  Besitzer  von  nur  Einer  Bankactie  hat  das  Recht  gegen  Einzahlung  von  350  11. 
in  k ingender  Münze  auf  eine*  halbe  neue  Bankactie.  Die  Vereinigung  der  auf  eine  halbe 
Acti  ? lautenden  Interimsscheine  in  ganze  Actien  wird  möglichst  erleichtert  werden. 


2.  Die  neu  hinauszugebenden  Bankactien  erhalten  gleiche  Form  und  gleiche  Rechte 
mit  den  früheren. 

3.  Die  Anmeldung  zum  Bezüge  einer  neuen  ganzen  oder  halben  Actie  muss  gleich- 
zeitig mit  der  Einzahlung  der  ersten  Rate  stattlinden. 

Diese  Anmeldung  und  Einzahlung  wird  in  Midi  am  5.  November  1855  eröflnel 
und  mit  1.  December  1855,  als  dem  Präclusiv- Termine,  geschlossen.  Spätere 
Anmeldungen  werden  nicht  mehr  angenommen.  ^ om  5.  November  1855  angelangon, 
können  mehrere  Raten  und  selbst  die  volle  Einzahlung  zu  jeder  Zeit  geleistet  werden. 

4.  Die  Versäumniss  der  Einzahlung  was  immer  für  einer  Rate  zu  den  im  §.  6 test- 
gesetzten Terminen  hat  den  Verlust  des  Anspruches  auf  eine  neue  ganze  und  beziehungs- 
weise halbe  Actie,  und  den  Verlust  aller  hierauf  geleisteten  früheren  Einzahlungen  zur 
Folge. 

5.  Die  Einzahlungen  sind  entweder  in  klingender  Silbermünze,  oder  in 
nicht  über  ein  Jahr  fälligen  Coupons  von  in  klingender  S i I b er  m ünz  e ver- 
zinslichen Staatsschuldverschreibungen  zu  leisten  ^). 

6.  Im  Ganzen  werden  10  Einzahlungsraten,  jede  zu  70  fl.  für  eine  ganze  und  zu 
35  fl.  für  eine  halbe  Actie  festgesetzt,  und  die  bezeichneten  Tage  haben  für  jede  Rate 
als  Präelusiv-Termin  zu  gelten,  an  welchem  daher  spätestens  die  Einzahlung  geschehen 
muss,  nämlich: 

Für  die  1.  Rate  der  1.  December  1855,  mit  deren  Einzahlung  die 

Anmeldung  verbunden  ist. 

„ „ 2.  „ „ 31.  Jänner  1856. 

„ n n 29.  Februar  „ 

„ „ 4.  ,,  „31.  ]\Iiirz  „ 

„ „5.  „ ^31.  Mai  ,, 

„ „ 6.  „ r io.  Juli  „ 

„ „7.  „15.  September  . 

„ ,,  8.  „ „ Jl-  October  „ 

„ „9.  „ „30-  November  „ 

„ „10.  „ „31.  December  „ 

7.  Die  Anmeldung  sowohl,  als  auch  die  Einzahlungen  auf  diese  neuen  Actien 
haben  ausschliesslich  bei  der  Actiei.-Eiidagscasse  in  'Wien  zu  geschehen.  Bei 
der  ersten  Einzahlung  und  Uebcrreichung  der  Actien  wird  eine  Empfangsbestätigung  aus- 
gefertigt, für  welche  nach  einer  bestimmten  Frist  Interimsscheine  erfolgt  werden. 

8.  Die  geschehene  Anmeldung  um  eine  neue  ganze  oder  halbe  Actie  wird  auf  der 
zu  diesem  Zwecke  vorgewiesenen  Actie  durch  Aufdrückung  eines  Stempels  bestätigt, 

welcher  die  AVorte  enthält: 

„Actien-Emission  1855  vorgemerktl^ 

9.  Bei  dieser  Anmeldung  ist  der  betreffende  Dividenden-Couponsbogen  nicht  bei- 
zulegen. 

10.  Jede  Partei,  welche  eine  oder  mehrere  Bankactien  bei  der  Bankactien-Einlags- 
casse  vorweiset,  um  eine  Bankactie  neuer  Emission  anzusprechen,  muss  mit  derselben 
zugleich  eine,  von  ihr  unterschriebene  Consignation  überreichen,  in  welcher  die  Cou- 
ponsnunimern  der  vorgewiesenen  Actien  in  arithmetischer  Ordnung  aufgeführt  sind. 
Wenn  Interimsscheine  bei  der  obgenannten  Casse  zur  Amtshaiullung  kommen,  muss 


*)  Vm  den  Theilnehmern  an  der  neuen  Emission  die  EinzahUmg  zu  erleichtern,  hat  das  hohe  Finanz- 
ministerium gestattet,  dass  die  Nationalbank  die  in  klingender  Silbermünze  einzuzahlenden  Beträge 
beischafte;  -wogegen  die  Parteien , welche  die  Einzahlungen  in  Bankv.aluta  leisten  wollen,  der  National- 
bank die  Vergütung  in  Bankvaluta,  nach  dem  Course  der  Wechsel  auf  Augsburg,  wie  solcher  an  dem 
der  Einzahlung  vorhergegangenen  Börsentage  notirt  wurde,  mit  Hinzurechnung  eines  halben  Percentes 
zu  leisten  haben  werden. 


eb  jnfalls  von  den  Parteien  immer  eine  nnterfertigte  Consignation  beigebraclit  werden,  in 
wdeber  die  Nummern  der  Inter  imssclicine  in  aritbmetiseber  Ordnung  aufge- 
fii  irt  sind.  Die  Blanquctten  dieser  Consignationen  werden  bei  der  Actien-Einlagscasse 


UI  entgeltlich  erfolgt. 

11.  Für  jeden  eingezahlten  Betrag  werden  vom  Tage  der  geleisteten  Einzahlung 
bii  zum  31.  Deeember  185(5  vier  p e r c o n ti  ge  Zinsen  in  klingender  Silbermünze 
VS  rgütet.  ^Ver  aber  die  Einzahlung  vor  dem  1.  Jiinuer  185G  vollständig  leistet, 
ei  lält  die  Zinsen  nur  bis  zum  31.  Deeember  1855  und  nimmt  dagegen  gleich  ds2n 
B sitzern  der  Actien  früherer  Emission  an  dem  Bank-Erträgnisse  des  Jahres  1850  Theil. 


12.  Vom  1.  Jänner  1857  werden  keine  Zinsen  mehr  vergütet,  sondern  es  treten 
VI  n diesem  Tage  nach  geleisteter  voller  Einzahlung  alle  Actien  neuer  Emission  in  ganz 
g eiche  Rechte  mit  den  Bankactien  der  früheren  Emission. 

Wien,  am  24.  October  1855. 


Bankgouverneur. 


Sina, 

Ba  ukgouverneurs-Stellvertreter. 

Popp  Rittet'  V.  Böhmstetteny 

Bankdirector. 


Statuten 

der  k.  k.  privilegirten  österreichischen 

Credltanstalt  für  Handel  und  Gewerbe. 

(Nach  dem  authentischen  Text.) 


I.  Titel.  Allgemeine  Bestimmungen. 


§.  1.  Die  k.  k.  privilegirte  östorroichische  Credltanstalt  für  Handel  und  Gewerbe 
i ,t  ein  auf  Actien  gegründeter  Frivatvercin  zum  Betriebe  der  in  diesen  Statuten  bezeicb- 
1 oten  Geschäfte. 

Dieselbe  stellt  unter  dem  Schutze  und  unter  der  Oberaufsicht  der  Staatsverwaltung. 


Die  Firma  lautend:  „K.  K.  privilegirte  österrcicbiscbc  Credltanstalt  für  Handel 
1 nd  Gewerbe wird  bei  dom  k.  k.  Handelsgerichte  in  AVien  protokollirt. 

§.2.  Die  Gesellsebaft  bat  ihren  Sitz  in  AVien.  Sie  errichtet  nach  Erforderniss 
iiit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  Filiale  in  der  ganzen  Monarchie. 

Die  Filiale  werden  für  einen  oder  mehrere  der  in  diesen  Statuten  bezeichneten 
^teschäftszweige  errichtet;  es  stehen  ihnen  dieselben  Rechte  und  Pflichten  wie  der  An- 


talt  selbst  zu. 

§.  3.  Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  auf  90  Jahre,  von  rlom  Tage  der  Aller- 
löchsten  Genehmigung  dieser  Statuten  an  geiechnct,  festgesetzt. 


II.  Titel.  Von  den  Geschäften  der  Anstalt. 

§.  4.  Die  Gesellschaft  ist  zu  nachfolgenden  Crcschätten  befugt: 
aj  verzinsliche  Vorschüsse  zu  gehen  auf  österreichische  Staatspapiere  und  Griindent- 
lastungs-Obligationen , auf  Actien  und  Obligationen  inländischer  Unternehmungen, 
auf  Obligationen  aus  Creditsoperationen  einzelner  Kronländer,  Bezirke  oder  Gemein- 
den, dann  auch  auf  Rohproducte  und  Waareii; 
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hj  österreichische  StaatsanleiheUj  Creditsoperationen  emzelnerKronländer,  Bezirke  oder 
Gemeinden  zu  übernehmen,  oder  sich  daran  zu  betlieiligen,  und  an  Dritte  zu  überlassen ; 
cj  mit  Beobachtung  der  gesetzlichen  A^’orscliriften  industrielle  oder  sonst  das  Öflent- 
liche  AA'ohl  fördernde  Unternehmungen  aller  Art  innerhalb  der  Österreichisclien 
Alonarcliie  zu  errichten,  zu  diesem  Ende  die  Umstaltung  schon  bestehender  GesclI- 
scliaften  in  Actiengesellschaften  zu  bewirken , und  für  alle  derlei  Unternehmungen 
und  Gesellschaften  Actien  und  Obligationen  auszugeben; 
dj  alle  Arten  von  österreicliischen  Staatspapieren,  von  inländischen  Industrie-Efl'ecten, 
dann  Privatscliuldverschreibimgen  zu  kaufen  und  z'u  verkaufen,  zu  verpfänden,  und 
gegen  andere  AA^erthgegenstände  zu  vertauschen  ; 
ej  Elfecten  und  AA'erthpapiere  jeder  Art  in  ihren  Deposltencassen  aufzunehmen  und 
aufzubewalircn; 

fj  die  Eincassining  und  Auszahlung  von  Iiitoressen-Coupons  und  von  Dividenden, 
sowie  die  Einbringung  von  anderen  Forderungen  für  Rechnung  Dritter  zu  besorgen; 
g)  Geldbeträge  in  laufende  Rechnung  zu  übernelimen,  und  Bankgeschäfte  zu  betreiben. 
§.  5.  Die  Croditanstalt  ist  berechtiget,  eigene  verzinsliche  Schuldverschreibungen 
auszugeben. 

Der  Gesammtbetrag  der  ausgegebenen  Schuldverschreibungen  muss  stets  durcli  den 
AVerth  der  in  den  Cassen  der  Gesellschaft  beflndlichen,  ihr  eigeiithümlichen  Staatspapiero 
und  Frivatcffecten  vollkommen  bedeckt  sein. 

Die  Schuldverschrcibuiigen  der  Credltanstalt  dürfen  niclit  mit  kürzerer  A'erfalls- 
zeit  als  auf  ein  Jahr  ausgegeben  werden. 

§.  G.  Ausgeschlossen  von  dem  AA'irkungskreise  der  Credltanstalt  sind  alle  in 
den  vorhergehenden  §§.  4 und  5 nicht  ausdrücklich  bezeichneten  Gescliäfte,  insbeson- 
dere Käufe  und  A'^erkäufe  auf  Lieferung  unbedeckt  oder  gegen  Prämie. 

§.  7.  Die  Creditanstalt  darf  die  zur  Bildung  ilires  Fondes  ausgegebenen  Actien 
weder  ankaufon,  noch  gegen  andere  AA'ertlipapiere  cintauschen. 

§.  8.  Die  Credltanstalt  füiirt  ihre  Rechnungen,  empfängt  und  zahlt  in  der  gesetz- 
lichen österreichischen  Landeswährung. 

HL  Titel.  Von  dem  Ge se Ils  cli aft sfo  nde  und  den  Rechtsverhältnissen  der 

Actionäre. 

§.  9.  Das  Grundcapital  der  Anstalt  wird  aus  Elnliuiidert  Millionen  Gulden 
bestehen. 

§.  10.  Dieses  Grundcapital  wird  durch  500,000  Actien  gebildet. 

Jede  Actie  lautet  auf  Zweiliundert  Gulden  und  ist  mit  Coupons  und  mit  einem 
Talon  versehen. 

Die  Ausgabe  von  Actien  unter  dem  vollen  Xeniiwertiie  flndet  nicht  Statt. 

§.  11.  A'oii  diesen  500,000  Actien  werden  vorerst  nur  300,000  Actien  aus- 
gegeben. 

Ueher  die  Ausgabe  der  weiteren  200,000  Actien,  welche  nach  Alassgabe  des 
Geschäftsbetriebes  der  Creditanstalt  stattzufinden  liat,  entscheidet  der  A'erwaltunirsrath, 
welclier  denBegründern  der  Creditanstalt  das  A^orrecht  zur  Uebernahme  eines  Drittheils 
der  hinauszugebenden  Actien  einräumen  und  die  anderen  zwei  Dritthcile  den  Besitzern 
der  Actien  Vorbehalten  muss. 

§.  12.  Zur  Erwerbung  von  Actien  der  Creditanstalt  sind  sowohl  Inländer  wie 
auch  Ausländer,  Private  wie  auch  Corporatioucu  und  Gesellschaften  berechtiget. 

§.  13.  Die  Actien  werden  mit  fortlaufenden  Nummern  hezeiclinet,  von  zwei 
A erwaltungsräthcn  oder  von  einem  A'erwaltungsrathe  und  einem  dazu  vom  A'erwaltungs- 
rathe  besonders  bevollmächtigten  Beamten  unterzeichnet,  und  mit  dem  Stempel  der 
Gesellschaft  versehen. 


Sie  werden  auf  den  Ueberbringer  lautend  ausgestellt.  Es  steht  jedoch  jedem  Be- 
sit:  er  frei,  gegen  Vergütung  der  durch  das  Reglement  bezeichneten  Gebühren,  Actien 
aul  seinen  Namen  umschreiben  zu  lassen. 

Die  auf  bestimmte  Namen  lautenden  Actien  können  in  gesetzlicher  Weise  über- 
tra  ;en  werden.  Eine  Haftung  der  Gesellschaft  für  die  Echtheit  des  Indossements  oder 
dei  sonstigen  Uebortragungsurkunde  hat  jedoch  niclit  Statt. 

§.  14.  Jeder  Aetionär  kann  seine  Actien  bei  der  Gasse  der  Gesellschaft  hinter- 
leg ?n,  und  dagegen  einen  auf  seinen  Namen  lautenden  Empfangschein  erheben. 

Die  Form  dieses  Empfangsclieines  und  die  Gebühr,  welche  für  die  Hinterlegung 
zu  entrichten  sein  wird,  bestimmt  der  N'erwaltungsrath. 

§.  15.  Die  Umschreibung  einer  Actie  in  mehrere  Theilactien  oder  mehrerer 
Ac  ien  in  Eine  findet  niemals  Statt. 

In  ^ erlust  gerathene  Actien  oder  Coupons  und  Talons  müssen  auf  gesetzliche 
W(  ise  amortisirt  werden. 

§.  IG.  Die  Ausfertigung  der  Actien  findet  erst  nach  erfolgter  vollständiger  Ein- 
zal]  ung  des  Nominalbetrages  Statt.  Bis  daliin  w'erden  nur  Interimsscheine  ausgefolgt,  auf 
wcl  dien  die  geleisteten  Einzahlungen  ersichtlich  zu  machen  sind.  ‘ 

Nach  erfolgter  Einzahlung  von  30  Percent  des  Nennwerthes,  das  ist  von  60  fl. 
auf  jede  Actio,  dürfen  die  Interimsscheine  an  der  k.  k.  Öffentlichen  Börse  zu  'Wien  notirt 
wci  ien,  und  eignen  sich  dieselben  zu  BörsegeschÜften. 

§.  17.  Die  Einzahlung  der  ersten  30  Percent  des  Nennwerthes  der  Actien  erfolgt 
In  Irei  gleichen  Monatsraten,  deren  jede  10  Percent  des  Nennwerthes  oder  Zwanzig 
Gul  len  auf  jede  Actie  beträgt.  Die  erste  Rate  wird  am  15.  Jänner  1856  fällig. 

Die  weiteren  70  Percent  sind  im  Laufe  des  Jahres  1856  und  der  ersten  Hälfte  des 
Jab  es  1857  einzuzahlen. 

Die  diesfälligcn  Raten  und  Einzahlungstermine  bestimmt  der  Verwaltungsrath. 

§.  18.  Die  Uebertragung  eines  Interimsscheines,  auf  welchen  eine  Einzahlung  zur 
\'ei  allszcit  nicht  geleistet  wurde,  ist  unglltig. 

S-  19.  Für  jede  nicht  am  Verfallstage  geleistete  Einzablung  sind  der  Gesellschaft 
Vei  uigszinsen  von  5 Percent,  vom  Verfallstage  an,  zu  vergüten.  Die  Nummern  der 
Interimsscheine,  auf  welche  die  Einzahlung  am  Verfallstage  nicht  erfolgt  ist,  werden  in 
der  „Viener  Zeitung^^  und  in  anderen  vom  Verwaltungsrath e dafür  zu  bestimmenden 
Bläitern  veröffentlicht.  Vierzehn  Tage  nach  dieser  Veröffentlichung  ist  die  Gesellschaft 
ber«  chtiget,  diese  Interimsscheine  für  Rechnung  und  auf  Gefahr  des  im  Aiisstande  geblie- 
ben m Actionürs,  ohne  Irgend  weitere  Förmlichkeiten,  an  der  k.  k.  Börse  zu  Wien  durch 
eim  u beeideten  Sensal  verkaufen  zu  lassen,  und  zwar  auf  Einmal  oder  in  Abtheilungen 
an  ■ inem  oder  an  mehreren  Tagen. 

Dieses  A'ertahren  hindert  die  Gesellschaft  nicht  an  weiteren  gerichtlichen  Schritten 
geg  *n  den  im  Ausstande  gebliebenen  Aetionär. 

§.  20.  An  der  Stelle  solcher  erloschener  Actienberechtigungen  werden  neue 
Inte  ’imsscJieine  oder  Actien  ausgegeben.  Der  nach  Abzug  der  Kosten  verbleibende 
Erb  s der  verkauften  Effecten  dient  dazu,  die  Gesellschaft  für  den  ausständigen  Betrag 
bezi  hlt  zu  machen.  Ergibt  sich  dabei  ein  Abgang,  so  bleibl  der  frühere  Aetionär  der 
Ges  ilschaft  dafür  in  Haftung.  Ergibt  sich  jedoch  ein  Uebersidiuss,  so  wird  dieser  dem 
Betl  eiligten  zurückerstattet. 

§.  21.  Jeder  Aetionär  ist  nach  Massgabe  der  Actienzahl,  die  er  besitzt,  !Miteigen- 
thiu  ter  an  dem  ganzen  Gesellschaftsvermögen , und  nimmt  in  demselben  Verhältnisse 
Aut  teil  am  Gewinne  und  Verluste  der  Gesellschaft. 

§.  22.  Das  gesammte  Vermögen  der  Gesellschaft  mit  Einschluss  des  Reservefondes 
halt  t für  alle  Verbindlichkeiten  der  Creditanstalt  gegen  dritte  Personen.  Kein  Aetionär 
ist  1' her  den  Nominalbetrag  seiner  Actien  haftungspflichtig. 
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IV.  Titel.  Organisation  der  Gesellschaft. 

§.  23.  Die  zur  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  berufenen  Organe  sind: 

A.  die  Generalversammlung, 

B.  der  Verwaltungsrath, 

C.  die  Direction. 


§.  24.  An  der  Generalversammlung  haben  aUe  Aetionäre  Antheil,  welche  wenig- 
stens zwanzig  Actien  der  Gesellschaft  besitzen. 

Besitzer  von  20  Actien  sind  zu  einer  Stimme, 

n n „ n V zwei  Stimmen, 

„ .100  _ _ . 


200 


n n » drei  ., 

n n n vier  „ 

w ?5  400  „ 7y  V n s.  f.  für  jede  weiteren 

200  Actien  zu  einer  Stimme  mehr  berechtigt.  Jedoch  kann  kein  Aetionär,  ohne  Unter- 
schied, ob  im  eigenen  oder  Vollmachtnamen,  und  kein  Bevollmächtigter  eines  oder 
mehrerer  Aetionäre  mehr  als  10  Stimmen  ausüben. 

Die  Actien,  rücksichtlich  welcher  das  Stimmrecht  bei  der  Generalversammlung 
ausgeübt  wird,  müssen  vier  'Wochen  vor  dem  für  das  Zusammentreten  der  Versammlung 
festgesetzten  Tage  bei  der  Gesellschaft  in  A\ieii  oder  bei  denjenigen  Gassen  im  Aus- 
lande, welche  der  Verw'altungsrath  hiezu  bezeichnen  wird,  hinterlegt  w'erden. 

§.  25.  Die  Generalversammlung  findet  regelmässig  jedes  Jahr  im  Monate  März 
oder  April  Statt. 


Die  Einberufung  von  ausserordentlichen  Generalversammlungen  erfolgt,  wenn 
dieselbe  entweder  vom  Vei^valtungsrathe  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen  der 
Stimmen  beschlossen,  oder  von  w'enigstens  sechzig  stimmberechtigten  Actionären  in 
einer  schriftlichen  Eingabe  an  den  Verwaltungsrath  in  Antrag  gebracht  wird. 

Die  Einberufung  geschieht  durch  den  Verwaltungsrath  mittelst  einer  Veröffentli- 
chung in  der  „Wiener  Zeitung“  und  in  den  durch  den  Vcrwaltungsrath  dazu  bestimmten 
Öffentlichen  Blättern  des  Auslandes,  welche  mindestens  42  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung 
der  Versammlung  anberaumten  Tage  zu  geschehen  hat,  und  in  welcher  der  Z-weck  der 
Einberufung  so  wie  die  Gegenstände  der  Verhandlung  bekannt  zu  geben  sind. 

§.26.  Das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung  kann  vom  Aetionär  nur 
persönlich  oder  durch  Bevollmächtigung  eines  anderen  stimmberechtigten  Actionärs 
ausgeübt  \verden. 

Ausnahmsweise  können  jedoch  Minderjährige  durch  ihren  Vormund,  Frauen  durch 
ihren  Gatten  oder  einen  eigens  gewählten  Bevollmächtigten,  Handelsgesellschaften  durch 
einen  ilirer  Firmaführer,  Gesellschaften  überliaupt  durch  ein  dazu  bevollmächtigtes 
Mitglied,  Körperschaften,  Institute  u.  dgl,  durch  einen  ihrer  Vorstände  vertreten  werden. 

§.27.  In  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des  Verwaltungsrathes,  oder 
in  dessen  Verhinderung  einer  der  Vicepräsldeiiten  oder  ein  durch  den  Verwaltungsrath 
hiezu  bezeiehnctes  Mitglied  desselben  den  Vorsitz. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Ordnung  der  zu  verhandelnden  Gegenstände,  leitet 
die  Verhandlung  und  veranlasst  die  Abstimmung. 

Zu  Scrutatoren  werden  jene  Aetionäre  ernannt,  welche  die  meisten  Stimmen  zu 
führen  berechtiget  sind;  im  Weigerungsfälle  die  zunächst  Berechtigten. 

Der  Vorsitzende  und  die  Scrutatoren  ernennen  den  Secretär. 

§.  28.  Zur  Fassung  eines  giltigCn  Beschlusses  in  der  Generalversammlung  müssen 
wenigstens  60  ^Mitglieder  bei  derselben  gegomvärtig  und  die  Gegenwärtigen  wenigstens 
100  Stimmen  ahzugehen  berechtiget  sein. 


h 


In  Ermanglung  dieser  Zahl  findet  eine  neue  Einberufung  der  Generalversammlung 
Sütt.  In  diesem  Falle  braucht  jedoch  die  öffentliche  Kundmachung  nur  10  Tage,  und 
die  Hinterlegung  der  Actien  nur  5 Tage  vor  dem  neu  anberaumten  Tage  zu  erfolgen. 
Di  Giltigkeit  der  von  einer  solchen  zum  zweiten  Male  einberufenen  Versammlung 
geJ  issten  Bescldüsse  ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitgliedern  und  von  Stimmen 
nie  it  gebunden. 

§.  29.  In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  jene  Gegenstände  verhandelt, 
we  che  in  dem  vom  Verwaltungsrathe  bekannt  gemachten  Programme  bezeichnet  sind. 

Jedem  stimmberechtigten  Mitgliede  steht  zwar  das  Kecht  zu,  selbstständige  Anträge 
zu  stellen;  jedoch  wird  über  dieselben  nicht  sofort  berathen  und  entschieden,  sondern 
es  hat  die  Versammlung,  wenn  ein  solcher  Antrag  von  wenigstens  20  Mitgliedern 
uni  arslützt  wird,  vorerst  nur  zu  entscheiden,  wann  derselbe  inA'erhandlung  zu  nehmen  sei. 

§.  30.  Die  Generalversammlung  wählt  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  zu 
we  ehern  Behüte  ihr  das  Verzeichniss  der  walilfähigen  Actionäre  vorgelogt  wird. 

Sie  vernimmt  den  Bericht  des  Verwaltungsrathes  über  die  Angelegenheiten  der 
Ge  ellschaft. 

Sie  erwählt  aus  ihrer  Mitte  einen  Revisionsausschuss,  welcher  nach  dem  nächst* 
folj  enden  Bilanzabschlusse  die  demselben  durch  den  Verwaltimgsrath  zu  übergebenden 
Re<  hnungen  zu  xirufen  und  darüber  der  nächstjährigen  regelmässigen  Generalversammlung 
Bei  icht  zu  erstatten  liat. 

Sie  beschliesst  sohin  über  die  vom  Revisionsausschusse  geprüften  Rechnungen, 
unc  bestimmt  die  Höhe  der  auf  jede  Actie  zu  vertheilenden  l)ividende. 

Sie  ertheilt  dem  Verwaltungsrathe  in  allen  Fällen,  welche  in  den  Statuten  nicht 
vor  jesehen  sind,  die  nöthige  Ermächtigung. 

§.  31.  Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  in  der  Regel  nach  abso- 
luter Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  gleichen  Stimmen  entscheidet  jene  des  Vorsitzenden. 

Anträge  auf  Veränderung  der  Statuten,  auf  Verlängerung  der  Dauer  der  Gesell- 
schift,  oder  über  deren  Auflösung  vor  der  festgesetzten  Zeit,  oder  auf  Erweiterung 
ihi*'  s Geschäftsbetriebes,  dürfen  von  der  Generalversammlung  nur  mit  einer  Stimmen- 
me.  rheit  von  drei  Viertheilen  der  Abstimmenden  entschieden  werden  ; zur  Ausführung 
der,  eiben  ist  die  Allerhöchste  Genehmigung  erforderlich. 

§.  32.  Alle  Wahlen  geschehen  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zett dn. 

Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung  die  absolute  Stimmen- 
mel .rheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  das  Scrutin  zwischen  den  Mitgliedern,  welche  bei 
der  ersten  Abstimmung  die  meisten  Stimmen  erhielten,  und  zwar  wird  in  solchem  Falle 
die  doppelte  Anzahl  der  noch  zu  wählenden  Mitglieder  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Bei  gleicher  Zalil  der  Stimmen  entscheidet  die  Höhe  des  Actienbesitzes,  bei  Gleich- 
heil  des  letzteren  das  Loos. 

§.  33.  Die  statutenmässigen  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für  alle 
Act  onäre  bindend.  Eine  Einsprache  oder  Berufung  dagegen  findet  nicht  Statt. 

§.  34.  Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein  Protokoll 
gefi  hrt,  dem  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Mitglieder  beigofügt  wird.  Das  Protokoll 
wiri  vom  Vorsitzenden  und  von  dem  die  meisten  Stimmen  besitzenden  Mitgliede  der 
Ver;aramlung  unterzeichnet,  und  bedarf  der  Mitfertigung  des  1.  f.  Commissärs.  Es 
wer  len  in  dasselbe  nur  die  Resultate  der  Verhandlung  aufgenommen. 

B.  Verwaltungsrath. 

§.  35.  Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  21  Mitgliedern.  Dieselben  werden  von 
der  jreneralversammliing  aus  den  stimmfähigen  Aetionären  gewählt. 

Ihre  Wahl  unterliegt  der  Bestätigung  der  Staatsverwaltung. 


§.  36.  Zu  Verwaltungsräthen  können  sowohl  inländische  oder  in  Oesterreich 
wohnende,  als  ausländische  oder  im  Auslande  wohnende  Actionäre  gewählt  werden.  Der 
Vcrwaltungsrath  muss  jedoch  immer  bis  zu  wenigstens  zwei  DrittheÜen  aus  Actionären 
bestehen,  die  in  Wien  ihren  Wohnsitz  haben. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen  8 Tagen  nach  seiner  Ernennung 
fünfzig  Actien  bei  der  Gesellschaft  für  die  Dauer  seiner  Function  zu  hinterlegen.  Erst 
wenn  dieses  geschehen  ist,  kann  es  seine  Function  antreten. 

§.  37.  Das  Amt  eines  Mitgliedes  dos  Verwaltungsrathes  dauert  in  der  Regel 
sieben  Jahre. 

§.  38.  Jedes  Jahr  treten  drei  Mitglieder  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Amtsdauer 
aus.  Bis  die  Reihe  im  Austritte  sich  gebildet  hat,  entscheidet  darüber  das  Loos. 
Die  zum  Austritte  Bestimmten  können  jedoch  wieder  gewählt  werden. 

§.  39.  Ausnahmsweise  wird  für  die  Dauer  der  ersten  sieben  Geschäftsjahre  der 
Verwaltungsrath  von  und  aus  den  Personen  gewählt  werden,  welche  das  Grundcapital 
von  Sechzig  Millionen  Gulden  einzeichnen  und  übernehmen  werden. 

§.  40.  Erledigt  sich  die  Stelle  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes,  ehe  die- 
ses die  Reihe  zum  Austritte  trifft,  so  ernennt  der  Vcrwaltungsrath  einstweilen  einen 
stimmfähigen  Actionär  zum  provisorischen  Mitgliede  desselben. 

Die  diesfällige  definitive  Ersatzwahl  erfolgt  in  der  nächtfolgenden  Generalver- 
sammlung. 

Das  auf  diese  Weise  im  Wege  der  Ersatzwahl  in  den  Vcrwaltungsrath  berufene 
Mitglied  tritt,  rücksiehtlich  der  Dauer  seiner  Function,  an  die  Stelle  jenes  Mitgliedes,  an 
dessen  Stelle  es  gewählt  wurde. 

§.41.  Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  mit  absoluter  Stimmenmehr- 
heit einen  Präsidenten  und  zwei  Vicepräsidenten  auf  die  Dauer  eines  Jahres,  welclie 
nach  Ablauf  ihrer  Amtszeit  wieder  wählbar  sind.  Er  ernennt  im  Falle  ihrer  Verhin- 
derung eines  seiner  Mitglieder,  welches  den  zeitweiligen  Vorsitz  zu  führen  hat. 

Der  Präsident  und  die  Vicepräsidenten  müssen  ihren  Wohnsitz  in  Wien  haben. 

§.  42.  Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Oberleitung  aller  Geschäfte  der  Gesell- 
schaft und  die  Ueberwachung  der  Direction  zu.  Er  bestimmt  zu  diesem  Zwecke  die 
innere  Geschäftsordnung. 

Er  vertritt  die  Gesellschaft  als  deren  Bevollmächtigter  mit  allen  jenen  Befugnissen, 
zu  welchen  nach  §.  1008  des  a.  b.  G.B.  eine  besondere,  auf  die  Gattung  des  Geschäftes 
lautende  Vollmacht  nothwendig  ist. 

Er  ist  ausserdem  berechtigt,  zum  Zwecke  jener  im  §.  4 bezeichneten  Geschäfte, 
welche  solches  erfordern,  Gesellschaftsverträge  zu  errichten. 

Ueberhaupt  entscheidet  er  in  allen  Fällen , welche  nicht  ausdrücklich  der  General- 
versammlung Vorbehalten , oder  zufolge  dieser  Statuten  oder  nach  der  Geschäftsordnung 
der  Entscheidung  der  Direction  überlassen  sind. 

§.  43.  Der  Verwaltungsrath  ist  verpflichtet,  die  strenge  Beachtung  der  Statuten 
und  die  Geschäftsführung  der  Direction  und  der  Beamten  zu  überwachen.  Er  muss 
jährlich  wenigstens  zweimal  unter  Zuziehung  eines  Directionsmitgliedes  aussergewöhn- 
liche  Cassenrevisionen  durch  eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder  vornehmen  lassen. 

§.  44.  Der  Verwaltungsrath  versammelt  sieh  regelmässig  zweimal  in  jedem  Monate 
auf  Einladung  dos  Präsidenten  oder  dessen  Stellveilreters. 

Aussergewöhnliche  Sitzungen  können  von  dem  Präsidenten,  so  oft  er  es  nöthig 
erachtet,  und  müssen  jedesmal  auf  Antrag  von  sechs  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes 
angeordnet  werden. 

§.  45.  Der  Verwaltungsrath  wird  bestimmen,  über  welche  Gegenstände  und  in 
welcher  Art  die  Meinung  der  auswärtigen  Mitglieder  vor  der  Beschlussfassung  einzu- 
holen ist. 

b * 
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§.  46.  Zur  gütigen  Beschlussfassung  des  Yerwaltungsrathes  ist  ausser  dem  Vor- 
sitze idcn  die  Anwesenheit  von  wenigstens  sechs  Mitgliedern  desselben  nÖthig. 

Kein  Mitglied  des  Yerwaltungsrathes  kann  mehr  als  eine  Stimme  führen. 

§.  47.  Der  Yerwaltungsrath  fasst  seine  Beschlüsse  in  der  Regel  mit  absoluter 
Still!  uenmehrheit;  bei  gleichen  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhobenj 
welc  ler  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§.  48.  Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  sind  Sitzungsprotokollc 
zu  f Jiren. 

Diese  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden  und  allen  Stimmführern  zu  unter- 
zeic]  nen. 

Die  in  Folge  der  Beschlüsse  nöthigen  Ausfertigungen  des  Verwaltungsrathes  sind 
von  iem  Vorsitzenden  und  einem  Mitgliede  zu  unterzeichnen. 

§.  49.  Der  Venvaltungsrath  kann  einen  Theü  seiner  Vollmachten  durch  eine 
spec  eile  Ermächtigung  einem  oder  mehreren  seiner  Mitglieder,  für  einen  besonderen 
Zwe  -k  auf  eine  bescliränkte  Zeit  übertragen. 

§,  50.  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Anwesenlieitsmarken,  deren 
Wer  h durch  die  Generalversammlung  bestimmt  werden  wird. 

Ueberdies  geniessen  sie  den  im  §.56  bestimmten  Gewinnantheil. 

§.51.  Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  erwächst  aus  ihrer  Amtsführung 
kein  persönliche  Haftung  hinsichtlich  der  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft. 

Jedoch  sind  bei  Beschlüssen  und  Handlungen , welche  die  Grenzen  der  Vollmacht 
des  ' Verwaltungsrathes  überschreiten,  der  Gesellschaft  jene  ^Mitglieder  verantwortlich, 
welc  xe  sie  veranlasst,  unternommen,  oder  bei  denselben  mitgewirkt  haben, 

C.  Direction. 

§.  Ö2,  Die  Direction  besteht  aus  drei  Directoren,  aus  eichen  der  Verwaltimgs- 
rath  den  Hauptdirector  wählt. 

Zu  Directoren  können  sowohl  Inländer  wie  auch  Ausländer  ernannt  werden. 

Die  Ernennung  derselben  erfolgt  durch  den  Verwaltungsrath;  dieselbe  bedarf 
jedo  h der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Der  Verwaltungsrath  bestimmt  deren  Pflichten , Befugnisse  und  Bezüge , und 
kam  auch  die  Entlassung  derselben  verfügen. 

Die  Directoren  wohnen  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  mit  berathender 
Stinr  me  bei. 

Sie  allein  sind  mit  der  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  betraut. 

Sie  stehen  allen  Beamten  und  Dienern  der  Gesellschaft  vor  und  beantragen  bei 
(lern  Vex’waltungsrathe  deren  Ernennung  und  Absetzung,  sowie  deren  Bezüge. 

§.  53.  Im  Falle  der  Verhinderung  oder  Abwesenheit  eine-s  Directors  wird  dessen 
Ami  durch  einen  vom  Verwaltungsratlie  zu  bestimmenden  Stellvertreter  versehen. 

§.  54.  Die  Gesellschaftsflrma  wird  gemeinschaftlich  von  einem  Verwaltungsratlie 
und  von  einem  Director  geführt. 

Für  einzelne  Geschäftszweige  kann  durch  Bescliluss  des  Verwaltungsrathes  die 
Firn  azeichnung  auch  an  einen  oder  mehrere  Beamte  der  Gesellschaft  übertragen  werden, 
in  w dchem  Falle  die  ertheüte  Procura  gehöidg  zu  protokoUiren  ist. 

V.  Titel.  Von  der  Geschäftsführung. 

§.  55.  Das  Geschäftsjahr  der  Creditanstalt  beginnt  am  1.  Jänner  und  endet  am 
31.  December. 

Das  erste  Geschäftsjahr  wird  jedoch  den  Zeitraum  zwischeu  dem  Tage,  an  welchem 
diesem  Statut  die  Allerhöchste  Genehmigung  erhält,  und  dem  31.  December  1856 
begr  dfen. 


Ara  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  wird  durch  die  Direction  ein  allgemeines 
Inventar  der  Activa  und  Passiva  der  Gesellschaft  aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen. 
Es  ist  jedoch  auch  am  Ende  eines  jeden  Semesters  eine  vorläufige  Uebcrsiclii  des 
Standes  der  Gesellschaft  durch  die  Direction  aufzustellen. 

Der  Yerwaltungsrath  regelt  die  Rechnungen,  legt  sie  dem  durch  die  General- 
versammlung ernannten  Revisionsausschusse  vor,  und  unterzieht  sie  den  Beschlüssen  der 
Generalversammlung,  welche  die  Rechnungen  genehmiget  oder  verwirft,  und  die  Dividende 
bestimmt. 

§.  56.  Der  Gewinn  der  Anstalt  besteht  aus  den  Reinerträgnissen  nach  Abzug 
aller  Unkosten. 

Aus  dem  Gewinne  werden  vor  Allem  fünf  Percent  auf  das  einbezahlte  Grundcapital 
an  die  A^onäre  vertheüt. 

Nach  Abzug  des  obigen  Betrages  werden  von  dem  übrigen  Gewinne  wenigstens  5 
und  höchstens  20  Percent  in  den  Reservefond  einbezogen. 

Der  dann  noch  verbleibende  Gewinn  wird  vertheilt,  wie  folgt: 

10  Percent  erhalten  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes.  Ueber  die  Art  der 
Vertheilung  derselben  unter  seine  einzelnen  Mitglieder  entscheidet  über  Antrag  des 
Präsidenten  der  Yerwaltungsrath. 

1 0 Percent  werden  dazu  verwendet,  den  Directoren  und  verdienstlichsten  Beamten 
einen  Mitgenuss  an  den  Resultaten  zu  gewähren  , zu  welchen  sie  mitgewirkt  haben, 
dann  zu  Remunerationen  und  Unterstützungen  an  die  übrigen  Beamten  und  an  die  Diener 
der  Anstalt. 

80  Percent  werden  an  die  Actionäre  als  Dividende  vertheilt. 

Die  Auszahlung  der  Dividende  findet  jährlich  am  1.  Juli  Statt.  Jedoch  darf  der 
Yerwaltungsrath,  nachdem  er  von  den  Resultaten  des  abgelaufenen  Jahres  hinreichende 
Kenntniss  erlangt  hat,  den  Actionäreii  an  jedem  1.  Jänner  eine  Absclilagszahlung 
verabfolgen  lassen. 

§.  57.  Dividenden,  welche  nicht  binnen  fünf  Jahren  nach  dem  Tage,  an  welchem 
sie  zahlbar  waren,  erhoben  werden,  sind  der  Gesellschaft  verfallen. 

§.  58.  Die  Creditanstalt  gründet  einen  Reservefond,  welcher  durch  die  im  §.  56 
bezeichneten  Zuflüsse  allmählich  bis  zur  Höhe  von  20  Percent  des  Nominalbetrages  der 
emittirten  Actien  anwachsen  kann. 

Der  Reservefond  bleibt  ein  Eigenthuiu  der  Anstalt  und  sämmtlicher  Actionäre  und 
wird  zu  den  statutenmässigen  Geschäften  verwendet,  ohne  dass  eine  Zinsenvergütung 
dafür  stattfindet. 

§.  59.  Hat  der  Reservefond  die  im  §.  58  bezeichnete  Höhe  erreicht,  so  hören  die 
im  §.56  ihm  zugewiesenen  Bezüge  auf. 

Wenn  in  irgend  einem  Jahre  die  Reinerträgnisse  der  Anstalt  nicht  hinreichen 
sollten,  um  5percentige  Zinsen  auf  das  einbezahlte  Actiencapital  daraus  zu  A'crgüten,  so 
wird  das  au  dem  Betrage  dieser  5 Percent  Fehlende  aus  dem  Reservefonde  ergänzt,  in  so 
ferne  dessen  Bestand  dazu  hinreicht. 

Sinkt  der  Reservefond  unter  die  im  §.  58  bestimmte  Höhe  herab,  so  beginnen  die 
im  §.  56  ihm  zugewiesenen  Bezüge  von  Neuem. 

§.  60.  Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverbande  zwischen  der  Gesellschaft  imd 
einzelnen  Actionären  , oder  zwischen  der  Gesellschaft  und  dem  Verwaltungsratlie,  oder 
zwischen  einzelnen  Mitgliedern  desselben,  sind  durch  ein  Schiedsgericht  in  Wien  zu  ent- 
scheiden. Zu  diesem  Ende  wählt  in  solchem  Falle  jeder  Theil  zwei  Schiedsrichter,  die 
einen  fünften  als  Obmann  benennen.  Jeder  Theil  ist  verpflichtet,  seinen  Gegner  von  der 
von  ihm  getrofl'enen  AVahl  mittelst  gerichtlichen  oder  Notariatsactes  verständigenzu  lassen. 

Erfolgt  von  Seite  des  Gegners  binnen  14  Tagen  nach  erhaltener  Verständigung 
keine  Anzeige  der  von  ihm  gewählten  Schiedsrichter,  so  haben  die  vom  klagenden 


Thelli  gewählten  zwei  Schiedsrichter  sofort  einen  Obmann  zu  wählen  und  zum  schieds- 
richte  -liehen  Spruche  zu  schreiten. 

^alls  sich  die  gewdihlten  Schiedsrichter  über  die  Person  des  Obmannes  nicht  ver- 
einige a können,  entscheidet  hierüber  das  Loos. 

jregen  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes  findet  keine  Berufung  Statt. 

YI.  Titel.  Besondere  Vorrechte  der  Creditanstalt. 

Gl.  Die  Gesellschaft  führt  den  kaiserlichen  Adler  mit  der  Umschrift:  „K.  K. 
privil  girte  österreichisclie  Creditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe“  und  untersteht  als 
Geklagte  in  allen  Streitsachen , in  welchen  nicht  die  Competenz  eines  besonderen  Real- 
oder vausal-Gerichtsstandes  begründet  ist,  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien. 

5.  62.  Die  Amortisirung  von  in  Verlust  gerathenen  Actien,  Interimsscheinen, 
Oblig  itionen  und  sonstigen  Urkunden  der  Creditanstalt  oder  ihrer  Filiale  muss  ebenfalls 
bei  dun  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  angesucht  werden.  Dasselbe  verfährt  hiebei  nach 
den  f ir  die  Amortisirung  öffentlicher  Staatspapiere  bestehenden  \ orschriften. 

5.  63.  Die  Verfälschung,  sowie  die  Nachahmung  der  von  der  Creditanstalt  aus- 
gestellten Urkunden  von  was  immer  für  einer  Art  wird  mit  den  gegen  die  Verfälschung 
oder  . Nachahmung  Öffentlicher  Urkunden  festgesetzten  Strafen  geahndet. 

5.  64.  Alle  Urkunden,  welche  von  der  Creditanstalt  in  den  §§.  4 und  5 aufge- 
führtin  Geschäften  ausgestellt  werden,  mit  Ausnahme  der  Actien,  Wechsel  und  verzins- 
lichei  Schuldverschreibungen,  dann  der  Verträge  über  unbewegliches  Vermögen, 
genie  sen  die  Freiheit  von  den  im  Allerhöchsten  Patente  vom  9.  Februar  1850  vorge- 
schric  benen  Gebühren. 

5.  65.  Alle  gerichtlichen  Verständigungen,  insbesondere  alle  Verbote  auf  die  bei  der 
Anstalt  für  Rechnung  Dritter  erliegenden  Gelder,  oder  Effecten,  oder  sonstigen  gerichtlichen 
Auftr  tgc,  müssen  der  Creditanstalt  zu  Händen  der  Direction  durch  das  k.  k.  Handelsgericht 
in  W en  zugestellt  werden,  widrigenfalls  sie  dieselben  nicht  anziinehmen  verpflichtet  ist. 

Die  Creditanstalt  kann  in  solchem  Falle  die  von  dem  Verbote  getroffenen  Gelder 
oder  Effecten  bei  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  erlegen  oder  während  der  Dauer 
des  ^ erbotes  zurückbehalten.  In  soferne  während  dieser  Zeit  von  der  Creditanstalt  eine 
Zalihng  des  mit  Verbot  belegten  Betrages  zu  leisten  wäre,  ist  dieselbe  zur  Vergütung 
von  i insen  nicht  verbunden. 

§.66.  Die  österreichische  Creditanstalt  ist  berechtigt,  sich  aus  denjenigen  Geldern, 
Eftec  en  oder  sonstigen  Werthgegenständen,  welche  ihr  von  dem  Schuldner  oder  für 
densc  Iben  zu  ihrer  Sicherheit  übergeben  worden  sind,  oder  in  deren  Inhabung  sie  durch 
ein  il  r stiitutenmässig  zustehendes  Geschäft  gekommen  ist,  vor  allen  anderen  Gläubigem 
zahlli  ift  zu  machen,  ohne  hiezu  die  gerichtliche  Hülfe  ansuchen  zu  müssen. 

Nur  bei  jenen  Effecten,  die  von  dem  börseraässigen  Verkehr  ausgeschlossen  sind,  hat 
sie  di  3 Versteigerung  bei  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  anzusuchen.  Dieselbe  muss 
der  ( reditanstalt  gegen  Vorlegung  eines  Ausweises  über  den  ziÜermässigen  Betrag  ihrer 
Ford  rung  sofort  bewilligt,  und  bei  einem  einzigen  anzuberaumenden  Termine  vorge- 
nomn  en  werden. 

Börsenlässige  Effecten  lässt  die  Creditanstalt  in  solcheniFalle  durch  einen  beeideten 
Börse  sensal  an  der  k.  k.  Börse  zu  Wien  verkaufen. 

§.  67.  Die  Gesellschaft  kann  in  der  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche  auf 
die  im  §.  66  erwähnten  Gegenstände  weder  durch  den  Tod  des  Schuldners  oder 
des  ^igenthümers , noch  durch  die  Eröffnung  des  Concurses  über  das  Vermögen 
eines  derselben  gehindert  werden.  Sie  ist  bloss  verpflichtet,  den  nach  Befriedigung 
ihrer  Forderung  erübrigten  Betrag  an  die  Verlassenschafts-  oder  Concursmasse  zu  erfolgen. 

§.  68.  Selbst  früher  erworbene  Rechte  dritter  Personen  auf  die  von  dem  Schuldner 
oder  ur  denselben  der  Creditanstalt  zu  ihrer  Sicherstellung  übergebenen  Gegenstände 


gehen  den  Ansprüchen  derselben  nur  dann  vor,  wenn  jene  früheren  Rechte  ihr  schon  bei 
der  Uebergabe  bekannt,  oder  doch  für  sic  unzweifelhaft  erkennbar  gewesen  sind. 

VII.  Titel.  Auflösung  der  Gesellschaft. 

§.  69.  Die  Anstalt  hat  sich  aufzulösen  bei  Ablauf  der  im  §.  3 festgesetzten  Dauer 
von  90  Jahren,  wenn  nicht  eine  Verlängerung  derselben  in  der  in  dem  letztvorher- 
gehenden Jahre  abzuhaltenden  Generalversammlung  besclüossen  und  von  der  hohen 
Staatsverwaltung  bewilligt  wird. 

§;  70.  Die  GeseUschaft  kann  sich  vor  Ablauf  der  im  §.  3 festgesetzten  Dauer 
auflösen,  wenn: 

I.  der  Antrag  zur  Auflösung  von  dem  Verwaltungsrathe  oder  von  einer  Anzahl 
Actionäre,  welche  den  Besitz  von  wenigstens  der  Hälfte  der  Actien  ausweisen  müssen, 
gesteUt  wird,  oder : 

II.  wenn  laut  einer  endgiltig  festgestellten  Bilanz  der  Reservefond  und  die  Hälfte 
des  Grundcapitals  verloren  sein  sollten. 

In  der  in  beiden  Fällen  einzuberufenden  Generalversammlung  muss  wenigstens  ein 
Drittheil  der  Actien  vertreten  sein  und  die  Auflösung  durch  eine  Mehrheit  von  zwei 
Drittheilen  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

§.  71.  Ln  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  werden  von  der  Generalversamm- 
lung fünf,  nicht  zum  Verwaltungsrathe  gehörige  stimmfähige  Actionäre  und  vier  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  zu  Liquidatoren  gewählt. 

Diese  haben  die  Liquidation  unverzüglich  zu  beginnen  und  durchzuführen,  und  der 
nächsten  Generalversammlung  über  den  Abschluss  der  Geschäfte  und  über  die  weiteren 
Modalitäten  der  Auflösung  Bericht  zu  erstatten. 

Mit  der  Ernennung  der  Liquidatoren  hört  die  Wirksamkeit  des  \ erwaltungs- 
rathes  auf. 

§.  72.  Bei  der  Auflösung  ist  das  gesammte  Eigenthum  der  Anstalt  in  bares  Geld 
umzusetzen,  sämmtliche  fremde  Barschaft  hiuauszuzahlen,  alle  Kosten  und  Rechnungen 
zu  begleichen,  endlich  der  erübrigte  Betrag  unter  die  Gesellschaftsglieder , nach  dem 
Verhältnisse  der  Actien,  gleichmässig  zu  vertheilen. 

Sollten  bei  der  Auflösung  Streitigkeiten  sich  ergeben,  so  sind  dieselben  auf  die  im 
§.  60  vorgeschriebene  Weise  schiedsrichterlich  zu  entscheiden. 

VHI.  Titel.  Oberaufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§.  73.  Die  Staatsverwaltung  übt  die  fortwährende  Aufsicht  über  die  genaue  Beob- 
achtung der  Statuten  und  über  die  Einhaltung  der  dem  Geschäftsbetriebe  der  Credit- 
anstalt gezogenen  Grenzen , durch  den  von  ihr  ernannten  landesfürstlichen  Commissär, 

§.  74.  Der  landesfürstliche  Commissär  ist  berechtigt,  in  die  Geschäftsgebarung  der 
Anstalt,  in  die  bezüglichen  Rechnungen  und  anderweiten  Urkunden  Einsicht  zu  nehmen, 
und  allen  Versammlungen,  so  weit  er  es  für  nothwendig  erachtet,  beizuwohnen;  er  ist 
insbesondere  verpflichtet,  bei  der  Generalversammlung  anwesend  zu  sein. 

§.  75.  Dem  landesfürstlichen  Commissär  steht  die  Befugniss  zu,  gegen  jeden 
Bescliluss  des  Verwaltungsrathes  oder  der  Generalversammlung,  durch  welchen  er  das 
Interesse  des  Staates  oder  die  Statuten  verletzt  oder  überschritten  erachtet,  Einsprache 
zu  thun. 

Ueber  die  Ausführung  eines  solchen  Beschlusses  ist  die  höhere  Entscheidung  ein- 
zuholen, und  es  bleibt  erstere  aufgeschoben,  bis  diese  Entscheidung  erfolgt. 

§.  76.  In  allen  Gegenständen,  bei  welchen  die  Mitwirkung  der  Staatsverwaltung 
oder  die  Allerhöchste  Genehmigung  erforderlich  ist,  hat  die  Creditanstalt  desslalls 
unmittelbar  bei  dem  k.  k.  Finanzministeriimi  einzuschreiten. 


